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Einleitung und Zielstellung 

 

 

 

 

 

 

 

 

1.1 Einführung in die Problemstellung 

1.1.1 Einleitung 

Der Gedanke, das kulturelle Erbe zu schützen und zu erhalten, besitzt eine lange 

Tradition, die sich bis in die Antike zurückverfolgen lässt. Die Idee des Welterbes, 

bestimmten Kulturgütern einen universellen Wert zuzuerkennen, ist jedoch eine 

moderne Auffassung des 20. Jahrhunderts. 

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts ergaben sich die Gefahren für das Kulturerbe 

zumeist aus kriegerischen Auseinandersetzungen, worauf die internationale Gemein-

schaft 1954 mit der Entwicklung der Haager Konvention reagierte. Hingegen ist die 

Gefährdung in den Nachkriegsjahren in der fortschreitenden Modernisierung, dem 

Wachstum von Städten, der Zunahme des Verkehrs und der Ausbreitung von 

Industrien, die die Existenz des kulturellen Erbes neben den natürlichen Abbau-

prozessen oder Naturkatastrophen zunehmend bedrohten, zu sehen. Der Eingriff 

moderner Gesellschaften in die Integrität von kulturhistorisch bedeutsamen Orten 

und Monumenten wurde 1969 mit der Zerstörung der Nubischen Tempel von Abu 

Simbel, die im Zuge des Assuan Dam Baus geflutet werden sollten, besonders 

deutlich. Als Ergebnis des internationalen Engagements zur Rettung dieser 

wertvollen Zeugnisse menschlichen Kulturerbes, wurde 1972 unter der Leitung der 

UNESCO die Konvention zum Schutz des Natur- und Kulturerbes der Welt 
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verabschiedet und seither von 175 Staaten ratifiziert. Die Konvention stellt eines der 

erfolgsreichsten Instrumente, zum Schutz und Erhalt des Kultur- wie Naturerbes, auf 

internationaler Ebene dar. Bis heute wurden 730 Natur- und Kulturstätten, darunter 

344 in Europa, als Welterbe anerkannt und in ein Gesamtverzeichnis, die 

Welterbeliste, eingetragen. 

1.1.2 Problembeschreibung 

Trotz dieses enormen internationalen Zuspruchs und der gemeinsamen 

Vereinbarung das Kultur- und Naturerbe zu erhalten, sind viele Welterbestätten stark 

gefährdet. Zerstörungen, wie die der Altstadt von Dubrovnik, die Sprengung der 

Buddha Statuen von Bamiyan oder auch die im Zuge kriegerischer 

Auseinandersetzungen erfolgten Plünderung von archäologischen Stätten und 

Museen im Irak, Afghanistan und Ägypten konnten weder von der UNESCO noch 

von der Weltöffentlichkeit verhindert werden.  

 

Auch die durch den Klimawandel induzierten Gefährdungen wirken sich nachteilig 

auf den Erhaltungszustand des Welterbes aus. Naturkatastrophen, wie 

Überflutungen, Sturmtiefs oder Dürreperioden beeinträchtigen den 

Erhaltungszustand vieler Welterbestätten zunehmend negativ. 

 

In weit größerem Umfang als durch kriegerische Auseinandersetzungen oder 

Naturkatastrophen ist das Welterbe durch Gefahren bedroht, die auf das fehlende 

Bewusstsein für seine universellen Werte und die Notwendigkeit diese zu erhalten, 

zurückzuführen sind. Häufig resultieren massive Gefährdungen aus fehlerhaften 

Managementprozessen, aus Mängeln bei der konsequenten Steuerung und/oder 

Eindämmung von Touristenströmen und vor allem aus mangelhaftem 

konservatorischen und technischen Fachverstand.  

 

Um dieser Problematik zu begegnen, hat die UNESCO in der Welterbekonvention 

unter Artikel 11 festgehalten, dass dem gefährdeten Welterbe eine erhöhte Aufmerk-

samkeit zu widmen ist. Nimmt das Gefährdungspotential an einer Welterbestätte zu, 

so dass seine signifikanten Werte verloren zu gehen drohen, steht es unter verstärkter 

Beobachtung und wird einer erhöhten Kontrolle unterzogen. Bei andauernder oder 

zunehmender Bedrohung kann es in die „Liste-der-Welterbestätten-in-Gefahr“ 
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eingetragen werden.
1
 Diese sogenannte „Gefahrenliste“ oder auch „Rote Liste“ wird 

von der UNESCO nicht als Sanktionsmaßnahme sondern als Warnsignal verstanden. 

Sie soll die Unterstützung der Öffentlichkeit mobilisieren, die Aufmerksamkeit der 

politisch Verantwortlichen wecken sowie zur Verbesserung der Schutzmaßnahmen 

für die Welterbestätten führen.
2
 

 

Unglücklicherweise beinhaltet die Welterbekonvention keine eindeutige Verfahrens-

weise, wann das Instrument „Gefahrenliste“ eingesetzt werden sollte. Den 

bestehenden Interpretationsspielraum nutzen die Mitgliedstaaten ganz unter-

schiedlich – einige um mit einer Listung längst überfällige Entscheidungen zum 

Schutz ihres Welterbes auf nationaler Ebene durchzusetzen. Die Mehrzahl der 

Staaten hingegen wehrt sich aus Gründen eines befürchteten Prestigeverlustes lange 

gegen die Gefahrenlistung. Hierdurch werden selbst extrem bedrohte Stätten oftmals 

nicht erfasst und zerfallen zunehmend. 

 

Leider gehen auch die „Operational guidelines“, die Richtlinien zur Durchführung 

der Welterbekonvention, nicht eindeutig auf den Vorgang der Eintragung von 

Welterbestätten in die „Liste-der-Welterbestätten-in-Gefahr“ ein. Sowohl die 

Konvention als auch die Richtlinien führen lediglich sehr allgemeine Umstände und 

Kriterien einer Gefährdung auf
3
, ohne diese hinsichtlich ihres Ausmaßes und ihrer 

Ausgestaltung zu konkretisieren. In diesen Bestimmungen werden die Kriterien einer 

Gefährdung zwar einzeln benannt, jedoch nur so allgemeingültig, dass sie in der 

Praxis eine offene Deutung und einen großen Auslegungsspielraum bei der 

Anwendung zulassen. Aus diesem Grunde können weder das Welterbekomitee, noch 

seine „Advisory bodies“, die beratenden Gremien wie ICOMOS oder die nationalen 

Gremien, auf konkrete Anweisungen zur Bewertung des Erhaltungszustandes von 

Welterbestätten zurückgreifen.  

 

Eine identische Problemlage stellt sich hinsichtlich der Maßnahmen dar, die zur 

Verbesserung des Erhaltungszustandes und zum Abstellen von Gefährdungen der 

Welterbestätten ergriffen werden sollen. Auch hier führen die Richtlinien zur Durch-

                                                 
1 The Committee shall establish, keep up to date and publish, whenever circumstances shall so require, under the title of “List 
of World Heritage in Danger”, a list of the property appearing in the World Heritage List for the conservation of which major 
operations are necessary and for which assistance has been requested under this Convention.  
2 DEUTSCHE UNESCO KOMISSION 2009, S. 90 
3 Auszug aus dem Artikel 11.4 der Welterbekonvetion: “The list may include only such property forming part of the cultural 
and natural heritage as is threatened by serious and specific dangers, such as the threat of disappearance caused by accelerated 
deterioration, large-scale public or private projects or rapid urban or tourist development projects; destruction caused by 
changes in the use or ownership of the land; major alterations due to unknown causes; abandonment for any reason 
whatsoever; the outbreak or the threat of an armed conflict; calamities and cataclysms; serious fires, earthquakes, landslides; 
volcanic eruptions; changes in water level, floods and tidal waves.” Aus: http://whc.unesco.org/archive/convention-en.pdf 
(abgefragt am 20. Juli 2010) 
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führung der Welterbekonvention und die Berichterstattung im Rahmen des 

Monitorings lediglich generelle Maßnahmen auf, die zum Erhalt der Welterbestätten 

führen sollen.  

 

Dieser Umstand führt u. a. dazu, dass neben den wenigen erfolgreichen Beispielen 

zur Funktionsweise der Gefahrenliste, in diesem Verzeichnis überwiegend Stätten 

mit einer zunehmenden Verweildauer geführt werden.  

1.1.3 Zielstellung der Arbeit 

Der überwiegende Teil des eingetragenen Welterbes befindet sich in einem guten 

Erhaltungszustand. In den letzten Jahren ist jedoch ein deutlicher Anstieg des 

bedrohten Welterbes zu verzeichnen. Nach Meinung von Experten müssten 

wesentlich mehr Stätten auf der Liste-des-Welterbes-in-Gefahr geführt werden, d. h. 

die aktuelle Liste zeichnet lediglich ein verzerrtes Bild der tatsächlichen Situation.
4
 

Wie in der Problemstellung der Arbeit beschrieben, besteht zwischen den Zielen der 

Welterbekonvention und ihrem verfügbaren Instrumentarium zur Maßnahmen-

umsetzung ein großzügig zu interpretierender Freiraum. Dieser Interpretations-

spielraum führt belegbar zu Missständen und Verzögerungen beim Erhalt des 

UNESCO Welterbes. 

 

Die Instrumente der Welterbekonvention, u. a. die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr 

oder auch die Richtlinien zur Durchführung der Welterbekonvention sollten um 

erfolgsorientierte Instrumente mit klar formulierten Anwendungsbereichen zur 

Behebung von Gefährdungen ergänzt werden. Aus diesem Grund, wird in einem 

ersten Teil der Arbeit die Funktionalität der bestehenden Instrumente der 

Welterbekonvention dargestellt und analysiert. 

 

Die Zielstellung der Arbeit besteht in der hierauf aufbauenden Weiterentwickelung 

der Anwendungskriterien und der Verfahrensweise des Instrumentes „Liste-des-

Welterbes-in-Gefahr“ der Welterbekonvention. 

 

 

 

                                                 
4 CASPARY 2002, S. 106 
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Der Schwerpunkt der wissenschaftlichen Aufgabenstellung liegt hierbei in den 

folgenden zwei Bereichen: 

 

1. Präzisierung der in den Richtlinien zur Durchführung der Welterbe-

konvention verankerten Kriterien zur Gefährdung von Welterbestätten 

 

Im Rahmen des Promotionsvorhabens werden die in den Richtlinien zur Durch-

führung der Welterbekonvention verankerten Gründe und Kriterien der Gefährdung 

von Welterbestätten präzisiert und um inhaltlich definierte Bewertungsskalen 

erweitert. Diese werden jeweils spezifisch auf die einzelnen Kategorien
5
 der 

Welterbetypen abgestimmt. Mit Hilfe der zu entwickelnden Bewertungsraster kann 

sowohl der Grad der Gefährdung von Welterbestätten objektiv dargestellt als auch 

das Ausmaß einer Bedrohung eingeschätzt werden. Mit diesem Instrument soll es 

ermöglicht werden, fundierte und objektiv nachvollziehbare Aussagen darüber zu 

treffen, ob eine Welterbestätte in die „Gefahrenliste“ aufzunehmen ist. 

 

Die Autorin vertritt dabei den Standpunkt, dass sich der Gefährdungsgrad bzw. der 

Erhaltungszustand der baulichen Substanz eines Welterbes bei unterschiedlichen 

Typen von Welterbestätten (archäologische Monumente oder mittelalterliche 

Stadtensembles) auch unterschiedlich darstellen (können) und entsprechend bewertet 

werden sollten. Mit dem entwickelten Instrument lassen sich die Zeitpunkte 

innerhalb der unterschiedlichen Kategorien, zu denen die Listung einer gefährdeten 

Welterbestätte erfolgen sollte, die nach der momentanen Verfahrensweise noch der 

individuellen Interpretation der Gutachter der beratenden Gremien (ICOMOS, 

IUCN) unterliegen, bestimmen. 

 

2. Entwicklung von auf die einzelnen Kategorien der Welterbestätten 

abgestimmten Maßnahmenkatalogen 

 

Im Rahmen des Promotionsvorhabens werden auf die einzelnen Typen von 

Welterbestätten abgestimmte Maßnahmen erarbeitet, in denen die zur Behebung der 

Gefährdung erforderlichen grundlegenden Schritte (10-Punkte Plan) sowie 

spezifische Maßnahmen konkretisiert sind Mit Hilfe der zu entwickelnden 

Maßnahmenkataloge können die Gefährdungen zielgerichtet beseitigt und auf die 

spezifischen Bedürfnisse der Welterbestätten abgestimmte Maßnahmen ergriffen 

                                                 
5 Diese sind Baudenkmale und Ensembles, Historische Städte, Denkmale religiösen Hintergrunds, Kriegsdenkmale, Grabmale 
und Gedenkstätten, Archäologische Stätten, Industriestätten und technische Denkmale, Architektur des 19./20 Jahrhunderts 
und Kulturlandschaften. 
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werden. 

 

Als Ergebnis der Arbeit wird ein System differenzierter Bewertungsraster und 

Maßnahmenkataloge vorgelegt, welches die vorhandenen Instrumente zum Schutz 

und Erhalt der Welterbestätten um wesentliche Komponenten ergänzt. Die für die 

Sicherung der bedrohten Welterbestätten erforderlichen Maßnahmen können hiermit 

besser erfasst, analysiert und koordiniert werden. 

 

Der erfolgreiche Einsatz der Liste-des-Welterbes-in-Gefahr sichert den Schutz und 

Erhalt des Kultur- und Naturerbes und schränkt den Verlust ihrer Werte ein. 

Langfristig lässt sich mit dem Einsatz der in der vorliegenden Arbeit entwickelten 

Bewertungsraster und Maßnahmenkataloge eine zielgerichtete Minderung und 

Behebung der Gefährdungen des UNESCO Welterbes erreichen. 

1.2 Forschungsstand 

Die Vorgehensweise zur Bearbeitung der dargelegten Problembeschreibung und zur 

Durchführung der Zielstellung der Arbeit ergibt sich aus dem Forschungsstand zum 

vorliegenden Themenbereich. Dieser stellt eine heterogene Zusammenstellung aus 

kulturwissenschaftlichen Themen der Schwerpunkte Kulturgüterschutz und 

Denkmalpflege dar und wird ergänzt durch die Konservierungswissenschaften. Des 

Weiteren fließen Themen der juristischen Wissenschaften in den Forschungsbereich 

ein, wobei weitere Schwerpunkte beim internationalen Kulturgutschutz und im 

Völkerrecht liegen. 

 

Beide, der internationale Kulturgüterschutz und die Denkmalpflege sind in Europa 

zunehmend seit den 1970er Jahren in die öffentliche Aufmerksamkeit gerückt und 

konnten seither stark institutionalisiert werden. Insbesondere auf internationaler 

Ebene hat der Schutz von Kulturgütern mit diversen supranationalen Schutz-

regelungen ab Mitte des 20. Jahrhunderts große Entwicklungsschritte erfahren. Diese 

völkerrechtlichen Verträge finden mit unterschiedlichem Erfolg ihre Anwendung 

und werden aus diesem Grund nach wie vor weiterentwickelt aber auch an vielen 

Stellen hinsichtlich ihrer Funktionalität kritisch betrachtet. Aus diesem Grund 

wurden teils von den Institutionen selbst, teils auch durch die involvierten Staaten, 

diverse Studien und Untersuchungen zur Bewertung der unterschiedlichen 

Schutzregelungen erstellt.  
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Diese Betrachtungen und Untersuchungen wurden einerseits von juristischer Seite 

vorgenommen; seit der Kulturgutschutz und die Denkmalpflege jedoch zunehmend 

als Disziplin an den Universitäten gelehrt wird hat sich in diesem Bereich auch ein 

stark durchmischtes Feld von Wissenschaftlern betätigt. So beschäftigen sich neben 

den Rechtswissenschaftlern inzwischen vor allem auch Historiker, Architekten oder 

Restauratoren mit den Regelwerken zur Denkmalpflege bzw. dem Schutz von 

Kulturgütern. Je nach beruflichem Hintergrund und Arbeitsschwerpunkt wurden 

hierbei die unterschiedlichsten Ansätze bearbeitet und Bewertungen der 

internationalen Regelwerke im Kulturgüterschutz vorgenommen. 

 

So auch zur UNESCO Welterbekonvention, die die Grundlage der Untersuchung 

dieser Arbeit darstellt. Der Forschungsstand zu den Inhalten und der Ausprägung 

der Konvention weist insbesondere seit dem Jahr 2002, d.h. dem 30-jährigen 

Bestehen der Konvention, diverse Publikationen auf. Diese gehen verstärkt den 

juristischen Implikationen des Regelwerkes nach, widmen sich völkerrechtlichen 

Fragestellungen, die die Welterbekonvention in den Kontext der internationalen 

Rechtslandschaft stellen, oder vergleichen die Konvention mit weiteren Regelwerken 

zum Kulturgüterschutz. Die vorliegende Arbeit befasst sich jedoch mit einem 

Detailthema zur Umsetzung und Anwendung der Konvention, das von den bereits 

durchgeführten Untersuchungen noch nicht berücksichtigt wurde (vgl. 1.1.3). Eine 

weitere Besonderheit der vorzulegenden Arbeit stellt zudem die Verknüpfung der 

Themenbereiche Kulturwissenschaften – Denkmalschutz – Konservierungswissen-

schaften dar. Zudem werden, um die Wirkungsmechanismen der 

Welterbekonvention und ihres Instrumentes Liste-des-Welterbes-in-Gefahr 

umfassend zu untersuchen, juristische Grundlagen und Begrifflichkeiten mit 

berücksichtigt. Diese umfassende Verknüfung ist in den bisherigen Arbeiten nicht zu 

finden, da sie die Welterbekonvention aus dem Blickwinkel ihrer jeweiligen 

Disziplinen betrachtet und bewertet haben.  

 

Die UNESCO und ihre Gremien berücksichtigen seit jeher das Prinzip der 

Interdisziplinarität beim Schutz und Erhalt von Kulturgütern. Zudem stellt die 

Verknüpfung ganz unterschiedlicher Arbeitsbereiche - Kultur und Natur - einen der 

Kernpunkte der Welterbekonvention dar. Aus diesem Grund soll auch die 

vorliegende Arbeit an diese „Tradition“ und Herangehensweise anschließen. 

 

Da sich die Autorin neben der Berücksichtigung der einschlägigen Literatur die 

juristischen Dokumente zur Welterbekonvention, wie Gutachten und 
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Empfehlungen, erschließen musste, war es unerlässlich im Rahmen der 

Bearbeitungszeit am Pariser UNESCO Standort zu recherchieren. Aus dem 

UNESCO Archiv konnten Informationen zu den Verhandlungen und Prozessen 

rund um die Welterbekonvention erschlossen werden, die noch nicht über die 

UNESCO Datenbank im WWW einsehbar sind. Zwar bietet die UNESCO seit 

einigen Jahren die Möglichkeit auch online zu den Verfahren und Vorgängen der 

Komiteesitzungen zu recherchieren, doch berücksichtigt diese Online-

Dokumentation das interne Fachwissen und viele Arbeitspapiere nicht. 

 

Des Weiteren wurde der Kontakt zu den Mitarbeitern und Experten im UNESCO 

Welterbezentrum hergestellt und konnte durch Interviews weiterführendes 

Primärwissen der noch nicht publizierten Prozesse erschlossen werden. Sowohl die 

Inhalte der Dokumente als auch die Aussagen der UNESCO Mitarbeiter sind, neben 

der Sekundärliteratur, in den Aufbau und in die Ausarbeitung der Zielstellung der 

vorliegenden Arbeit mit eingeflossen. 

1.3 Aufbau der Arbeit 

Nach einer Darstellung der Ziele und des Forschungsstandes (Kapitel 1) werden in 

Kapitel 2 der Arbeit die erreichte Sensibilisierung für und die Entwicklung des 

internationalen Kulturgüterschutzes beschrieben.  

 

Das Kapitel 3 widmet sich, basierend auf der aktuellen Literatur zum Thema 

Welterbe und UNESCO, in Gänze der Analyse der Welterbekonvention. Hierin 

werden insbesondere die Inhalte der Konvention aber auch ihre Verankerung in den 

Organisationsstrukturen der UNESCO dargestellt. Des Weiteren wird auf die 

Entwicklung der Welterbeliste und auf die zur Umsetzung der Konvention 

erforderlichen Instrumente eingegangen. Die hieraus resultierenden Problem-

stellungen leiten sich aus diesen Untersuchungen ab und werden von der Autorin in 

einer zusammenfassenden Betrachtung der Grenzen zur Einflussnahme der 

Welterbekonvention bewertet. 

 

In Kapitel 4 wird das Instrument „Liste-der-Welterbestätten-in-Gefahr“ eingehend 

untersucht. Hierbei wird sowohl auf seine rechtliche Verankerung innerhalb der 

Welterbekonvention eingegangen, als auch die bisherige Verfahrensweise u.a. in einer 

positiv / negativ Diskussion dargestellt. Analog zum vorhergehenden Kapitel 
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unternimmt die Autorin auch an dieser Stelle eine Auswertung der Grenzen zum 

Einsatz der “Liste-der-Welterbestätten-in-Gefahr“. 

 

Nach dieser umfassenden Darstellung und durchgeführten Analyse der Funktions-

weisen der unterschiedlichen Instrumente der Welterbekonvention wird in Kapitel 5 

eine Zäsur gesetzt. Hierbei wird vom analytischen Teil der Arbeit zum 

Entwicklungsteil übergeleitet und ein Zwischenfazit formuliert. Aus letzterem lassen 

sich die Entwicklungserfordernisse zur verbesserten Umsetzung beim Schutz und 

Erhalt des Welterbes durch den Einsatz der Welterbekonvention und ihrer 

Instrumente ableiten (Kapitel 6). Zugleich werden zum Ende des Kapitels 6 die 

Welterbestätten in thematische Kategorien eingeteilt. 

 

Im Kapitel 7 wird der erste Schwerpunkt des Dissertationsvorhabens, die 

Entwicklung von Rastern zur objektiven Bewertung des Grades der Gefährdung für 

Welterbestätten behandelt. Die Raster sollen sich weitgehend an den in den 

Richtlinien zur Durchführung der Welterbeliste verankerten Kriterien des „Welterbes 

in Gefahr“ orientieren. Für jedes einzelne Kriterium wird jedoch in Ergänzung zu 

den bestehenden Richtlinien zur Durchführung der Welterbekonvention eine 

spezifische Bewertungsskala entwickelt.  

 

Der zweite Schwerpunkt des Dissertationsvorhabens, die Entwicklung von 

Katalogen für Welterbestätten der unterschiedlichen Kategorien, in denen die zur 

Behebung der Gefährdung erforderlichen grundlegenden Schritte (10-Punkte-Plan) 

und spezifischen Maßnahmen konkretisiert sind, ist in Kapitel 8 beschrieben.  

 

Zum Abschluss der Arbeit werden die Handhabung der Bewertungsraster und der 

Maßnahmenkataloge anhand beispielhafter Stätten diskutiert und die Funktionalität 

der Raster und Kataloge in Hinblick auf eine Ergänzung der bestehenden 

Instrumente eingeschätzt.  

1.4 Methodik 

Die inhaltlichen Schwerpunkte der vorliegenden Arbeit wurden zum einen über eine 

Auswertung der vorliegenden Fachliteratur, zum anderen über eine Erhebung von 

Informationen mittels Expertenbefragungen, erarbeitet. 
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Für das im Entwicklungsteil zu erstellende Bewertungsraster, hat die Autorin primäre 

Daten aus einer zu diesem Thema durchgeführten Interviewreihe mit den 

Mitarbeitern der UNESCO herangezogen. Zudem wird über eine umfassende 

Auswertung der Sekundärliteratur der aktuelle Forschungsstand zum Thema, d.h. die 

nach den in den internationalen Statuten von ICOMOS, ICCROM und ICOM 

empfohlenen Standards, einbezogen. 

 

Für die Bearbeitung des zweiten Forschungsschwerpunktes, die Entwicklung von  

Maßnahmenkatalogen, werden ebenfalls die Angaben aus der Expertenbefragung 

herangezogen, schwerpunktmäßig jedoch eine umfassende Auswertung der 

Sekundärliteratur vorgenommen. Ergänzend hat die Autorin auch die Belange des 

Managements der Welterbestätten zur Entwicklung der Maßnahmenkataloge 

berücksichtigt. Hierzu liegen umfangreiche Manuals und Publikationen der 

UNESCO vor, die mit berücksichtigt wurden. 

1.4.1 Literatur 

Die zur Erstellung der vorliegenden Arbeit verwendete Primärliteratur stellt zu 

großen Teilen die von der UNESCO vorgehaltene Dokumentation der internen 

Prozesse dar. Hierbei handelt es sich um Sitzungsprotokolle und Beschlüsse, 

Gutachten und letztlich die Konventionstexte selbst samt ihrer ausführenden 

Instrumente. Hier sind zudem die vom UNESCO Welterbezentrum erarbeiteten 

Paper Series hervorzuheben. Aber auch das von der Deutschen UNESCO 

Kommission erstellte Welterbe Manual fand umfangreichen Eingang in die zitierte 

Literatur der Arbeit. 

 

Des Weiteren konnte die Autorin auf die einschlägige Fachliteratur aus dem Bereich 

Denkmalschutz und Denkmalpflege zurückgreifen, die die sekundäre Literatur 

darstellt. Diese liegt hauptsächlich in Form von Aufsatzsammlungen und 

Einzelartikeln vor. Darüber hinaus hat die Autorin während der 

Forschungsaufenthalte im UNESCO Welterbezentrum die entsprechenden Experten 

befragt und zudem auch das umfangreiche Fachwissen der beratenen Gremien und 

der juristischen Abteilungen mit hinzugezogen. Hieraus sind unzählige Notizen und 

mündliche Hinweise in die Ausgestaltung der Arbeit, insbesondere in die 

Formulierung der Zielstellung und zur Gliederung der zwei unterschiedlichen Teile - 

Untersuchung sowie Entwicklung von Instrumenten - berücksichtigt worden. 
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1.4.2 Fallbeispiele 

Die zur Verdeutlichung der beschriebenen Problemstellungen herangezogenen 

Beispiele stellen allesamt eingetragene Stätten der Welterbeliste dar. Hierbei handelt 

es sich um kurze Beschreibungen der Einschreibungssituationen in die Liste-des-

Welterbes-in-Gefahr oder die Darstellung einer spezifischen Gefahrensituation am 

Bespiel der unterschiedlichen Stätten. 

 

Zur Verdeutlichung der in dieser Arbeit vorgelegten Ergebnisse werden die Beispiele 

Kölner Dom, Hansestadt Lübeck, Kreissteinanlage Stonehedge, Dresdener Elbtal 

sowie die mittelalterlichen Denkmäler im Kosovo diskutiert.  
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2 Rahmenbedingungen 

 

 

 

 

 

 

 

2.1 Der internationale Kulturgüterschutz 

2.1.1 Allgemeines 

„Es ist ein Urtrieb des Menschen, einerseits seine Zeitlichkeit zu durchbrechen mit 

überdauernden Werken, die als Monumente seiner Existenz Bestand haben werden, 

andererseits durch Pflege der sichtbaren Erinnerung an die Vorfahren seinen 

Selbstwert in der Vergangenheit zu verankern“.
6
 

 

Das Bestreben des Menschen, das überlieferte Kulturgut aus kultisch-religiösen oder 

machtpolitischen Motiven heraus zu pflegen und für die Nachwelt zu erhalten, lässt 

sich bis in die Antike zurückverfolgen.
7
 Bereits in den römischen Städten wurden 

Konservatoren zur Bewachung der zum öffentlichen Nutzen und zum Schmuck 

errichteten Kultbauten, Statuen und Bildsäulen berufen.
8
 Auch in den sich anschlie-

ßenden Epochen des Mittelalters und der Renaissance war das Interesse an 

Erhaltungsmaßnahmen, den Traditions- und Identifikationsmotiven unterworfen 

bzw. basierte auf religiösen und politischen Beweggründen. So wurden beispielsweise 

in den italienischen Städten bereits ab dem 15. Jahrhundert Schutzvorschriften zur 

Pflege und Bewahrung von Bau- und Kunstwerken erlassen.
9
 

                                                 
6 BESELER 2000, S. 76 
7 GEBESSLER 1975, S. 157 
8 BESELER 2000, S. 76 
9 HAMMER 1995, S. 10 
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2.1.2 Bewusstseinsbildung zur Notwendigkeit des Kulturgüterschutzes  

Trotz dieser frühen Ansätze des Kulturgüterschutzes, konnten weder die 

Zerstörungen des 30-jährigen Krieges und der Napoleonischen Kriege noch die sich 

anschließenden immensen Verluste an Kulturschätzen im Zuge der Säkularisation 

verhindert werden.  

 

Als Anfang des 19. Jahrhunderts erneut Maßnahmen zum Erhalt des kulturellen 

Erbes ergriffen wurden, war dieses zu großen Teilen bereits unwiderruflich verändert 

oder nicht mehr vorhanden. Geprägt durch die zurückliegenden Kulturgutverluste 

und eng mit den Idealen der Aufklärung verbunden, festigte sich um 1800 das 

Bewusstsein für die Notwendigkeit des Kulturgutschutzes.
10
 Daneben wirkte sich die 

mit der Romantik einhergehende Idee des Nationalen sowie das hierin begründete 

Interesse für die eigene Geschichtlichkeit
11
 förderlich auf die Sensibilisierung für den 

Kulturgüterschutz aus. Dieses Interesse bezog sich insbesondere auf die Monumente 

des Mittelalters, weshalb sich die ersten Erhaltungsmaßnahmen zunächst auf gotische 

Bauten im öffentlichen Besitz, wie Kirchen, Klöster und Burgen beschränkten.  

 

Die den frühen Erhaltungsmaßnahmen zu Grunde liegenden Prinzipien folgten 

demnach den Strömungen des jeweiligen Kunstempfindens, orientierten sich am 

Alters- oder Traditionswert der Kulturgüter und waren vor allem kaum an 

spezifische Gesetzgebungen gebunden.
12
 Erst zum Ende des 19. Jahrhunderts 

begannen einige europäische und außereuropäische Staaten (Frankreich im Jahr 1887, 

Spanien im Jahr 1882, Schweden im Jahr 1867 oder Ägypten im Jahr 1880) 

Gesetzgebungen zum Schutz und Erhalt für das auf ihrem Staatsgebiet befindliche 

Kulturerbe zu schaffen. 

 

Seinen internationalen Charakter nahm der Kulturgüterschutz erst im 20. 

Jahrhundert an. So wurde bereits im Jahr 1931 vom Völkerbund in Athen eine, die 

politischen Grenzen überschreitende Koordination und Vereinheitlichung der 

schützenden Maßnahmen des kulturellen Erbes diskutiert. Die aus dieser Diskussion 

hervorgehenden Empfehlungen flossen in die zum Ende des Kongresses 

verabschiedete Charta von Athen ein.
13
 Zuvor hatte man bereits mittels der Haager 

Abkommen, der Landkriegsordnungen von 1899 und 1907 sowie durch den Vertrag 

                                                 
10 GEBESSLER 1975, S. 157 
11 KURMANN 1991, S. 14 
12 HAMMER 1995, S. 12 
13 DEUTSCHES NATIONALKOMITEE 1996, S. 13 



 – 20 –

von Washington im Jahr 1935 auf internationaler Ebene versucht, die Zerstörungen 

von Kulturgut in kriegerischen Auseinandersetzungen zu vermindern.
14
 Doch erst die 

Erfahrungen des zweiten Weltkrieges führten 1954 zur Verabschiedung der auf 

breiter internationaler Ebene gezeichneten Haager Konvention zum Schutz von Kulturgut 

bei bewaffneten Konflikten mittels derer Zerstörungen, in den Ausmaßen des ersten und 

zweiten Weltkrieges, zukünftig verhindert werden sollten.
15
 

 

Auf ziviler Ebene bedurfte es jedoch des allgemeinen gesellschaftlichen Wandels und 

der Umbruchstimmung in den 1960er und 1970er Jahren, bis die Bestrebungen zum 

Erhalt des kulturellen Erbes Formen annahmen und, wie z. B. im Übereinkommen über 

Maßnahmen zum Verbot und zur Verhütung der unzulässigen Einfuhr, Ausfuhr und Über-

eignung von Kulturgut von 1970 und der Welterbekonvention von 1972, auf internationaler 

Ebene vertragsrechtlich festgeschrieben wurden.  

2.1.3 Der Welterbegedanke 

Die Herausbildung und Prägung des Begriffes vom ‚Welterbe’ geht mit den Vorstel-

lungen zur Gründung einer internationalen Organisation, die sich dem Schutz und 

Erhalt von Kultur- und Naturgütern widmen sollte, einher. Gleichzeitig resultierten 

die Diskussionen zum nachhaltigen Kulturgüterschutz in den Gründungen von 

ICOM (1946), ICCROM (1968) oder ICOMOS (1965).
16
 Schließlich zeichnen sich 

die Nachkriegsjahre und die Sechziger Jahre des 20. Jahrhunderts durch zahlreiche, 

bis in die Gegenwart reichende ‚International Campaigns for the Preservation and 

Safeguarding of the Cultural Heritage of Mankind’ aus. Obwohl diese einer ähnlichen 

Zielsetzung (Erhalt der Stätten von universellem Wert) folgten, sind sie als 

eigenständige Maßnahmen innerhalb der UNESCO zu bewerten.
17
 Allen Vorgängen 

in diesem Themenkomplex liegt die gemeinsame Erkenntnis zugrunde, dass es keine 

beliebig mehrbare Anzahl natürlicher und kultureller Stätten gibt, und dass der Erhalt 

dieser Stätten für die gesamte Menschheit von Bedeutung ist. Folglich hat die 

Gemeinschaft auch die Verantwortung für den Schutz und Erhalt, für die Bewahrung 

sowie für die Überlieferung dieser Stätten an kommende Generationen zu über-

nehmen. 

 

                                                 
14 HAMMER 1996, S. 173 
15 FIEDLER 1992, S. 71f 
16 GEBESSLER 1975, S. 159 
17 EHRRAHMANI 1990, S. 47 
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Bereits in den 1920er Jahren verfolgte der Völkerbund das Ziel, internationale Hilfe 

und Kooperation beim Erhalt des beweglichen und unbeweglichen Kulturerbes zu 

organisieren.
18
 Diese Aufgabe ging ab 1946 an die UNESCO über, die sich als 

Unterorganisation der UN, neben der Förderung von Bildung und Wissenschaft, 

auch die Kultur und somit die Bewahrung von Kulturgütern zum Ziel setzte.
19
 Um 

diesen Anforderungen gerecht zu werden, verpflichtet sich die Organisation bereits 

im Rahmen ihrer Verfassung, den Erhalt und Schutz des Welterbes der Welt an 

Büchern, Kunstwerken und Denkmalen der Geschichte und Wissenschaft zu 

gewährleisten um somit Wissen zu bewahren, zu erweitern und zu verbreiten.
20
 

 

Nach den Erfahrungen der beiden Weltkriege wollte man das unbewegliche 

Kulturerbe nicht nur in Krisenfällen effektiver schützen sondern auch in friedlichen 

Zeiten seinen nachhaltigen Schutz gewährleisten. Im Stile des Völkerbundes, dessen 

Arbeit stark von einem europäischen Ansatz des Kulturgutschutzes geprägt war, 

wurden ab 1948 die Diskussionen über einen internationalen Fond, der die 

konservierenden Maßnahmen und Hilfsmittel an Monumenten und Stätten von 

historischem Wert in einem festgelegten Rahmen etablieren sollte, wieder aufge-

nommen.
21
 Ein solcher Fond, von den USA auch als ‚World Heritage Trust’ 

angedacht
22
, sollte insbesondere für Objekte von weltweiter Bedeutung eingesetzt 

werden.
23
 Parallel zu der Idee eines Trusts kamen in den folgenden Jahren weitere 

Instrumente zum Schutz und Erhalt des kulturellen Erbes von internationaler 

Bedeutung zur Sprache; so wurde z. B., gestützt von einer internationalen Konven-

tion, eine spezielle Touristensteuer vorgeschlagen. Auch setzte man seitens der 

UNESCO eine Expertenrunde ein, die als Ergebnis ihrer Arbeit ein permanentes 

internationales Komitee vorschlug, welches sowohl einen Fond verwalten, Experten-

missionen organisieren, bedeutende Kulturstätten erforschen und deren Schutz, u. a. 

im Fall von bewaffneten Auseinandersetzungen, gewährleisten sollte.
24
 Diese, der 

heutigen Situation schon sehr ähnlichen Überlegungen, wurden jedoch wegen 

allgemeiner Unstimmigkeiten vorerst nicht in festgeschriebene Strukturen überführt. 

Zudem beeinflusste die Gründung von ICCROM während der 6. UNESCO-

Generalkonferenz 1951 die positive Stimmung zur Einrichtung eines internationalen 

Fonds und Gremiums zum Erhalt der „weltweit interessanten“ Kulturstätten dahin-

gehend, dass internationale Kooperationen weniger auf Basis finanzieller Förderung 

                                                 
18 MUSITELLI 2002, S. 323 
19 TITCHEN 1995, S. 40 
20 UNESCO 1945, Artikel 1, Absatz 2 
21 TITCHEN 1995, S. 41 
22 TITCHEN 1995, S. 40 
23 aus: http://whc.unesco.org/en/convention#Brief-History (abgefragt am 15. Juli 2010) 
24 TITCHEN 1995, S. 41f 
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sondern in Form technischer Unterstützung realisiert werden sollten.  

 

Erst eine Dekade später wurde die Idee der Finanzierung von Erhaltungs- und 

Schutzmaßnahmen wieder als ‘fund for the preservation of artistic and historic monuments’ 

aufgegriffen und im Jahr 1962 der 12. UNESCO-Generalkonferenz als „Studie zur 

Prüfung von Maßnahmen zur Konservierung von historischen oder künstlerischen 

Monumenten durch die Einrichtung eines internationalen Fonds“ vorgelegt.
25
 Mit 

der Einberufung einer Expertenrunde, die im Jahr 1966 vom UNESCO-General-

direktor mit der Untersuchung der ‘Principles and scientific, technical and legal criteria which 

would make it possible to establish an effective system for protecting and exploiting monuments and 

sites’ beauftragt war
26
, wurde ein entscheidender Schritt in Richtung eines rechtlich 

verankerten Systems zum Schutz der Monumente und Stätten von universellem Wert 

unternommen. In den von der Kommission 1968 und einer weiteren Expertenrunde 

1969 vorgelegten Ergebnissen, die sich letztlich in die beiden Optionen „National 

Protection System“ und „International Protection“ untergliedern lassen, manifestiert 

sich bereits ein Schema, welches die inhaltlichen Schwerpunkte eines zukünftigen 

Instrumentes
27
 zur Verankerung des Welterbegedankens erkennen lässt.

28
 

 

Rückblickend scheinen diese Aktivitäten der UNESCO, ihre Leistungen bei der 

Etablierung eines zentralen Instrumentes zum Schutz und Erhalt bedeutender 

Stätten und Monumente der Kultur und Natur, inhaltlich und zeitlich eng mit der 

Diskussion um die universelle Bedeutung bestimmter Monumente und der Prägung 

des Begriffes vom „Welterbe“ verknüpft zu sein. Da in der Literatur der 1950er Jahre 

mehrfach Satzfragmente, wie ‘protection of cultural heritage of world-wide importance or 

universal interest’ oder ‘cultural heritage of world-interest’ und ‘monuments and other objects of 

cultural value and universal interest’ auftauchen, kann davon ausgegangen werden, dass 

bereits zu diesem Zeitpunkt eine fest gefügte Vorstellung vom Erbe der Welt vorlag. 

Jedoch oblag es der internationalen Staatengemeinschaft, ein Instrument zu 

entwickeln, welches diese Vorstellungen zum Ausdruck bringen, konkretisieren und 

operativ umsetzen sollte. 

 

Erst als in den 1960er Jahren die Flutung des in Ägypten befindlichen Tals mit den 

Tempeln von Abu Simbel im Zuge der Konstruktion des Assuan Staudammes 

drohte, wurde der Völkergemeinschaft, parallel zu ihren administrativen Schutz-

                                                 
25 TITCHEN 1995, S. 45 
26 UNESCO 1970, July 31st , S. 3 
27 Die Expertenrunde empfiehlt ein ‘International system for the protection of monuments, localities and sites of universal importance and 
interest’ zum Schutz und Erhalt herausragender Monumente und Stätten.  
28 UNESCO 1968, March 1st, S. 2-9   
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bemühungen, die gemeinschaftliche Verantwortung zum Kulturgüterschutz konkret 

vor Augen geführt.
29
 In einer, in dieser Form zuvor unbekannten gemeinschaftlichen 

Rettungsaktion, konnten die Tempelbauten zerlegt und an einem höher gelegenen 

Ort wiedererrichtet werden. Die hierbei anfallenden Kosten (rund 80 Millionen 

Dollar) wurden aus dem gemeinsamen Verantwortungsbewusstsein für das Erbe der 

Welt (dem Welterbegedanken) von insgesamt 48 Staaten getragen. Dieses 

Engagement geriet nicht in Vergessenheit, sondern untermauerte noch das 

Bestreben, gemeinschaftlich Verantwortung für den Schutz des Erbes der 

Menschheit zu übernehmen. Zudem lieferte die erfolgreiche Durchführung dieser 

Rettungsaktion der Völkergemeinschaft auch den Nachweis für die Existenz eines 

gemeinsamen Verantwortungsbewusstseins und seiner Umsetzbarkeit. Im Nachgang 

zu Abu Simbel konnten sowohl weitere umfassende Rettungsaktionen
30
 gestartet als 

auch die Formulierung eines Vertragswerkes, welches die Schutzanforderungen auf 

internationaler Ebene regeln sollte, vorangetrieben werden. Diese Bemühungen, den 

Welterbegedanken rechtlich zu verankern, mündeten im Jahr 1972 in der 

Verabschiedung der Welterbekonvention. 

2.1.4 Entwicklungsschritte des Kulturgüterschutzes anhand 

internationaler Rechtsinstrumente 

Mit dem Bewusstsein über die Notwendigkeit das kulturelle Erbe zu schützen und zu 

erhalten gehen unterschiedliche Bewegungen einher, diese Bestrebungen zu 

kanalisieren und rechtlich zu verankern (vgl. 2.1.3). Vor dem Hintergrund 

zerstörerisch wirkender Kriege, dem Kulturgutverlust vergangener Epochen und 

einem allgemeinen Verfall und Verlust von Monumenten, wurde im ausgehenden 19. 

Jahrhundert begonnen, internationale, rechtlich bindende Vereinbarungen über 

Schutzmaßnahmen abzuschließen. Trotz dieser Regelungen konnten auch weiterhin 

massive Zerstörungen an Kulturgütern, wie beispielsweise während des ersten und 

zweiten Weltkrieges geschehen, nicht verhindert werden. Erst in den 1940-50er 

Jahren bekam das Bestreben, verbindliche internationale Bestimmungen zum 

Kulturgutschutz zu schaffen, u. a. auch durch die Gründung der UNESCO, einen 

erneuten Antrieb.
31
 Um den Kontext, in den auch die Welterbekonvention 

eingebettet ist darzustellen, wird im Folgenden ein kurzer Überblick der rechtlichen 

                                                 
29 MUSITELLI 2002, S. 324 
30 sogenannte Safeguarding Campaigns, u. a. für Venedig (1966), Moenjodaro in Pakistan (1966) und Borobudur in Indonesien 
(1966-1983); nach: ERRAHMANI 1990, S. 46 
31 DEUTSCHES NATIONALKOMITEE 1996, S. 41 
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Verankerung des Kulturgüterschutzes seit dem 19. Jahrhundert gegeben. 

2.1.5 Vereinbarungen und Konventionen im 19. und frühen 20. 

Jahrhundert 

Neben ersten internationalen Vereinbarungen wie dem Lieber Code
32
 (1863) und dem 

Oxford Manual on the Laws and Customs of War
33
 (1880), gilt die Brussels Declaration 

(1874) als wegweisend für die weitere Entwicklung des Kulturgutschutzes durch 

internationale Vereinbarungen (siehe auch Anlage 1–3). Sie wurde auf einer in 

Brüssel stattfindenden Konferenz als Entwurf einer internationalen Erklärung über 

Rechte und Sitten im Kriegsfall von den teilnehmenden fünfzehn europäischen 

Staaten verfasst.
34
 Letztlich ist die Erklärung nie ratifiziert worden, jedoch hat sie 

spätere Bestimmungen zum Schutz des kulturellen Erbes nachhaltig beeinflusst.
35
 

 

Die Konventionen der Haager Friedenskonferenzen von 1899 und 1907 können 

ebenfalls als Pionierleistungen beim Schutz von Kulturgütern in Krisenzeiten 

gewertet werden. Zum einen integrierten und etablierten sie mit den ‘provisions relating 

to the protection of civilian property in general’ die allgemeine Notwendigkeit, Kulturerbe zu 

erhalten, zum anderen legten sie als ‘special provisions concerning cultural property’ schon 

sehr konkrete Regelungen zum Schutz fest.
36
 Insbesondere die „Haager 

Landkriegsordnungen“ von 1899 heben den Kulturgüterschutz im Rahmen von 

generellen Vereinbarungen zum Völkerrecht hervor. So schreibt das Abkommen von 

1899 im Artikel 27 den Schutz von Gebäuden, die religiös, künstlerisch, 

wissenschaftlich oder karitativ genutzt werden und keiner militärischen Nutzung 

unterliegen, bei Belagerungen und Bombardements fest (vgl. Anlage 4). In Artikel 28 

wird die Plünderung von Städten und Ansiedlungen untersagt und in Artikel 56 II die 

Entfernung, Zerstörung oder Beschädigung von historischen Denkmalen in den 

besetzten Gebieten verboten.
37
 Im Abkommen von 1907 (vgl. Anlage 5) werden 

diese Aspekte bestätigt, ergänzt und um einen Pflichtenkatalog für den Seekrieg 

erweitert.
38
 

 

Für den zivilen Bereich des frühen Kulturgüterschutzes gilt die „Charta von Athen“ 

                                                 
32 Instructions for the government of armies of the United States of America in the field, 1863 
33 Manual on the Laws and Customs of War by the Institute of International Law, 1880 
34 JOTE 1994, S. 48 
35 TOMAN 1996, S. 9 
36 TOMAN 1996, S. 10 
37 HAMMER 1995, S. 173 
38 HAMMER 1995, S. 174 
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als wegbereitend und floss u. a. in die späteren Aktivitäten von ICOMOS und 

UNESCO ein (vgl. Anlage 6). Auf der 2. Fachtagung zum Thema Denkmalpflege 

1931 in Athen (veranstaltet vom Internationalen Museumsamt des Völkerbundes) 

wurden die unterschiedlichen Denkmalschutzgesetzgebungen der europäischen 

Länder diskutiert und in diesem Zuge die Einrichtung von länderübergreifenden 

Richtlinien sowie die Gründung einer ständigen internationalen Kommission 

gefordert. Als Ergebnis der Diskussion wurden zehn Thesen zum Umgang mit dem 

Kulturerbe formuliert und als „Charta von Athen“ verabschiedet.
39
 

 

Als letztes Dokument vor dem zweiten Weltkrieg wurde am 15. April 1935 der 

sogenannte „Roerich-Pakt“ (vgl. Anlage 7) über den Schutz der künstlerischen und 

wissenschaftlichen Einrichtungen und der geschichtlichen Denkmäler von den 

Mitgliedstaaten der Pan-Amerikanischen Union unterzeichnet.
40
 Er stellt unter 

anderem fest, dass ‘… in any time of danger all nationally and privately owned immovable 

monuments which form the cultural treasure of peoples’ gesichert und erhalten bleiben sollen
41
 

und legt zum verbesserten Schutz von Kulturinstitutionen u. a. auch die Kennzeich-

nung durch spezielle Embleme nahe.
42
 

2.1.6  Vereinbarungen und Konventionen im 20. und 21. Jahrhundert 

Nach dem Jahr 1945 wurden nicht nur gesamte Staatengefüge neu geordnet, sondern 

auch die internationalen Beziehungen in Form von völkerrechtlichen Verträgen und 

Bündnissen wieder in ein Gleichgewicht gebracht. Neben den humanitären 

Grundsätzen, wie sie in den Genfer Konventionen formuliert sind, verfolgte man 

jetzt auch den Ansatz, dass sich Toleranz für das Erbe fremder Kulturen nur über die 

Kenntnis des eigenen Erbes sowie durch die Einordnung dieser Werte in einen 

universellen Zusammenhang entwickeln lässt. Dementsprechend stellen die 

Kulturgutschutzregelungen der Nachkriegszeit immer einen Zusammenhang 

zwischen dem Identifikationspotential des eigenen kulturellen Erbes und dem 

Respekt vor fremden Kulturen her. Des Weiteren fokussieren diese Konventionen 

insbesondere die Bedeutungsebene dieser Güter für die gesamte Völkergemeinschaft 

bzw. heben die gemeinschaftliche Verantwortung zum Erhalt dieser Güter hervor.  

 

                                                 
39 DEUTSCHES NATIONALKOMITEE 1996, S. 13 
40 JOTE 1994, S. 52 
41 Auszug aus der Einleitung zum Roerich Pact, in: TOMAN 1996, S. 399f 
42 JOTE 1994, S. 52 
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Im Folgenden wird eine Auswahl von internationalen Instrumenten und Verein-

barungen zum Schutz und Erhalt von Kulturgütern vorgestellt, die die schädliche 

Einflüsse und Gefahren sowohl in bewaffneten Konfliktenals auch in friedlichen 

Zeiten verringern sollen. Hierbei handelt es sich um die Haager Konvention, die 

Europäische Kulturkonvention, die UNESCO-Konvention gegen illegalen Handel 

mit Kulturgut, die UNESCO-Welterbekonvention, die UNIDROIT-Konvention, das 

Zweite Protokoll zur Haager Konvention, die UNESCO-Konvention zum Schutz 

des kulturellen Unterwassererbes und die UNESCO-Konvention zum Schutz des 

immateriellen Erbes. 

 

a) Die Haager Konvention zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten 

 

Die Haager Konvention regelt den Umgang mit dem eigenen sowie fremden Kulturgut 

in kriegerischen Auseinandersetzungen und legt die erforderlichen Maßnahmen zur 

Vorbereitung einer Auseinandersetzung in Friedenszeiten fest. Sie wurde als 

Reaktion auf die Interpretationslücken ziviler Schutzinstrumente während des 

zweiten Weltkrieges geschaffen.
43
 Bereits seit 1949 wurde unter der Leitung der 

UNESCO am Konventionstext gearbeitet. Die Endversion konnte jedoch erst am 

14. Mai 1954 auf der internationalen UNESCO-Staatenkonferenz in Den Haag fertig 

gestellt sowie von 37 Staaten unterzeichnet werden
44
 und am 7. August 1956 in Kraft 

treten.
45
 

 

Die Haager Konvention besteht aus einer Präambel und 40 Artikeln, die in sieben 

Kapitel gegliedert sind sowie einem Protokoll zur Regelung von Ausfuhr-

bestimmungen aus besetzten Gebieten.
46
 Bereits in der Präambel wird ein weit 

ausgelegter Kulturgutbegriff definiert und der Schutz des Kulturerbes der Welt als 

gemeinschaftliches Gut der Menschheit festgeschrieben. 

 

Mit der Unterzeichnung der Haager Konvention verpflichten sich die Staaten, eigenes 

und vor allem fremdes, bewegliches oder unbewegliches Kulturerbe im Kriegsfall zu 

respektieren, zu schützen und zu bewahren. Zudem sieht die Konvention vor, 

bereits in Friedenszeiten Maßnahmen zur Sicherung des Kulturgutes auf dem 

eigenen Gebiet vorzunehmen, um auf die Folgen einer bewaffneten 

Auseinandersetzung vorbereitet zu sein (siehe auch Anlage 8). 

                                                 
43 TOMAN 1996, S. 21 
44 KIESOW 1995, S. 85 
45 HÜFNER 2005, S. 178 
46 KIESOW 1995, S. 85f 
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b) Die Europäische Kulturkonvention  

Die Europäische Kulturkonvention ist Teil einer Serie von Dokumenten, die der 

Europarat in den 1950er Jahren zur Förderung des europäischen Gedankens und 

zum Verständnis der europäischen Völker untereinander konzipiert hat. Die 

Kulturkonvention von 1954 widmet sich hierbei dem Schutz und Erhalt des 

europäischen Kulturerbes. Sie besteht aus elf Artikeln, von denen insbesondere der 

Artikel 5 die Mitgliedstaaten darauf hinweist, das auf ihrem Territorium befindliche 

kulturelle Erbe für die gesamte europäische Völkergemeinschaft zu bewahren.
47
 

Leider gibt die Europäische Kulturkonvention keine Definition dieses zu schützenden 

Erbes, noch stellt sie regulative Maßnahmen bei Nichtachtung des Abkommens 

heraus. Somit bleibt die Konvention ein reines „Good-will-Abkommen“ der 

europäischen Gemeinschaft. Doch muss herausgehoben werden, dass die 

Konvention die Notwendigkeit zum rechtlich verankerten Schutz und Erhalt von 

Kulturgütern auf dem europäischen Kontinent mit unterstrichen hat. Hierbei wurde 

auch die Einbindung der osteuropäischen und somit Nichtratsmitglieder, wie 

Albanien, Bulgarien, Tschechische Republik, Ungarn, Polen, Rumänien und der 

baltischen Länder, umgesetzt und somit der länderübergreifende und universelle 

Charakter des Kulturgüterschutzes – im Sinne des Welterbegedankens – bereits zu 

einem frühen Zeitpunkt berücksichtigt (siehe auch Anlage 9). 

 
c) Die Konvention über Maßnahmen zum Verbot und zur Verhütung der unzu-

lässigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgut  

 

Die UNESCO-Konvention gegen illegalen Handel mit Kulturgut wurde auf der 16. Sitzung 

der Generalkonferenz am 14. November 1970 in Paris verabschiedet. Bis zum Jahr 

2010 sind der Konvention ca. 120 Staaten beigetreten
48
, so dass sie das bisher 

weitreichendste internationale Instrument gegen den illegalen Handel mit 

Kulturgütern darstellt. 

Das Abkommen setzt sich zum Ziel, bewegliches Kulturgut, hauptsächlich in 

Friedenszeiten aber auch im Kriegsfall, gegen Diebstahl, illegale Ausfuhr und 

unrechtmäßige Veräußerung zu schützen.
49
 Die Unterzeichnerstaaten sind ange-

halten, ein Verzeichnis mit Kulturgütern von nationaler Bedeutung, für die das 

Übereinkommen im Falle unrechtmäßiger Veräußerungen gilt, anzulegen. Zur 

Umsetzung der Konvention verpflichten sich die Unterzeichner, Maßnahmen zur 

                                                 
47 Artikel 5: Jede Vertragspartei betrachtet die europäischen Kulturgüter, die sich unter ihrer Kontrolle befinden, als Bestandteil 
des gemeinsamen europäischen kulturellen Erbes, trifft die erforderlichen Maßnahmen zu ihrem Schutz und erleichtert den 
Zugang zu ihnen. 
48 aus: http://portal.unesco.org/la/convention.asp?KO=13039&language=E&order=alpha (abgefragt am 18. Aug. 2010) 
49 TOMAN 1996, S. 25 
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Kontrolle des illegalen Kulturguthandels in ihrem Land zu ergreifen, mit anderen 

Staaten, die große Probleme mit dem Schutz ihres Kulturerbes haben, zu 

kooperieren und Öffentlichkeitsarbeit zur Sensibilisierung und Information der  

Bevölkerung zu betreiben.
50
 Zur Selbstverpflichtung gehört auch, inventarisierte 

Kulturgüter, welche einem Museum oder einer ähnlichen Institution eines 

Vertragsstaates entwendet wurden, zurückzugeben oder finanziellen Ausgleich zu 

schaffen. In diesem Sinne ist die Konvention gegen illegalen Handel mit Kulturgut ein 

diplomatisches Instrument und bietet einen Weg zur Kooperation und 

Streitschlichtung zwischen Regierungen im Falle des illegalen Kulturguthandels. Die 

Konvention berücksichtigt allerdings nur die eingetragenen, nationalen Güter. Damit 

werden von ihr sowohl allgemein kulturhistorisch interessante Objekte – also die 

Masse der Kulturgüter – ebenso wenig erfasst und geschützt, wie archäologisches 

Fundmaterial (siehe auch Anlage 10). 
 

d) Die Konvention zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt  

 

Die Konvention zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt – kurz Welterbe-

konvention – wurde am 16. November 1972 von der Generalkonferenz der 

UNESCO auf ihrer 17. Sitzung in Paris verabschiedet und trat nach Ratifizierung 

durch die ersten 21 Vertragsstaaten im Jahr 1975 in Kraft. Ihr Kern besteht aus 38 

Artikeln, die in acht Kapitel geordnet sind. Die Konvention widmet sich 

gleichermaßen dem Schutz des Kultur- und Naturerbes, womit sie einen 

ganzheitlichen Welterbegedanken etabliert. Im Gegensatz zu den zuvor 

beschriebenen Rechtsinstrumenten, setzt sich die Welterbekonvention zum Ziel, den 

Schutz und Erhalt der Kultur- und Naturgüter vor allem in Friedenszeiten zu 

gewährleisten. Jedoch berücksichtigt sie auch Zerstörungen während oder als Folge 

von kriegerischen Auseinandersetzungen (siehe auch Anlage 11). 

 

Mit ihrem ganzheitlichen Ansatz und dem Anspruch Kultur- und Naturgut als Erbe 

der gesamten Menschheit zu deklarieren, stellt die Welterbekonvention von 1972 das 

umfassendste internationale Rechtsinstrument dar, welches jemals zum Schutz des 

Erbes der Welt geschaffen wurde.
51
 Gegenständlichen Ausdruck findet der in ihr 

verankerte Welterbegedanke in der Etablierung eines Gesamtregisters der zu 

schützenden Stätten – der Welterbeliste. Diese wird von den Vertragsstaaten erstellt 

und jährlich um weitere Nominierungen erweitert. Zum Schutz des Welterbes in 

                                                 
50 http://portal.unesco.org/culture/en/ev.php-URL_ID=36193&URL_DO=DO_TOPIC&URL_SECTION=201.html 
(abgefragt am 18. August 2010) 
51 BATISSE 1992, S.7 
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Krisensituationen oder vor anhaltenden Gefahrenpotentialen, bietet die Welterbe-

konvention ein zusätzliches Instrument, die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr. Diese 

führt für einen bestimmten Zeitraum solche Welterbestätten, die den besonderen 

Schutz und die Aufmerksamkeit der Weltöffentlichkeit bedürfen.
52
  

 

e) Die UNIDROIT-Konvention über gestohlene oder rechtswidrig ausgeführte  

Kulturgüter  

 

Da sowohl die UNESCO-Konvention gegen illegalen Handel mit Kulturgut von 

1970 als auch die Welterbekonvention lediglich zwischenstaatliche Instrumente 

darstellen, wurde das in Rom ansässige Internationale Institut für die Vereinheit-

lichung des Privatrechts (Unidroit) bereits in den 1980er Jahren von der UNESCO 

beauftragt, eine Regelung für die privatrechtliche Ebene den illegalen Handel von 

Kulturgütern betreffend, zu erstellen.
53
 Doch erst im Jahr 1995 konnte die Unidroit-

Konvention über gestohlene oder rechtswidrig ausgeführte Kulturgüter 

verabschiedet werden (siehe auch Anlage 12). In einundzwanzig Artikeln, die sich in 

fünf Kapitel gliedern, definiert das Übereinkommen einen einheitlichen 

Besitzanspruch und schreibt die Restitution gestohlener und die Rückgabe unerlaubt 

ausgeführter Kulturgüter fest. Hierbei bezieht sich die Konvention sowohl auf 

privates Eigentum als auch auf Eigentumsrechte eines Vertragsstaates, jedoch immer 

auf Fälle von internationalem Charakter. Neben dem Recht auf Rückgabe an die 

Eigentümer sieht das Übereinkommen zudem Entschädigungszahlungen an 

gutgläubige Käufer vor. Da das Übereinkommen nicht rückwirkend angewendet 

werden kann, sind etablierte Sammlungen jedoch nicht gefährdet.
54
 

 

f) Das Zweite Protokoll zur Haager Konvention 

 

Das Zweite Protokoll der Haager Konvention von 1954 wurde am 26. März 1999 

verabschiedet. Während die Zerstörungen des zweiten Weltkrieges 1954 zur Verab-

schiedung der Haager Konvention führten, machten die Auseinandersetzungen am 

Balkan der 1990er Jahre, in deren Verlauf abermals bedeutendes nationales Erbe 

zielgerichtet zerstört wurde, die Defizite bestehender Instrumente – insbesondere der 

Haager Konvention – deutlich. Um die Mängel in den ursprünglichen Bestimmungen 

zu beheben, wurde ab dem Jahr 1993 unter der Leitung der UNESCO an einer 

                                                 
52  Grundzüge und Funktionalität der Liste-des-Welterbes-in-Gefahr werden in den folgenden Kapiteln 3-4 detaillierter 
dargestellt. 
53 aus: http://www.unesco.de/kulturgutschutz.html?&L=0 (abgefragt am 16. August 2010) 
54 aus: http://www.unesco.de/kulturgutschutz.html?&L=0 (abgefragt am 16. August 2010) 
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Erweiterung der Haager Konvention zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten 

gearbeitet.
55
 

 

Das Zweite Protokoll zur Haager Konvention begegnet der absichtlichen Zerstörung von 

Kulturgütern, indem es einen erheblich erweiterten Schutz im Kriegsfall und 

Sanktionen für Vorsatzhandlungen vorsieht. Einerseits greift es bereits in 

Auseinandersetzungen, die sich innerhalb eines Staates ereignen, wie ethnische 

Auseinandersetzungen und Bürgerkriege, ein; zudem können nach dem Zweiten 

Protokoll auch Individuen für die vorsätzliche Zerstörung von Kulturgütern haftbar 

gemacht werden. Eine zusätzliche Verbesserung stellt die Einrichtung eines 

zwischenstaatlichen Komitees dar, dessen Mitglieder alle vier Jahre neu gewählt 

werden. Das Komitee führt die Liste der unter Schutz gestellten Güter, behält die 

Krisenherde im Auge und überprüft die Umsetzung der Konvention hinsichtlich der 

zu ergreifenden Maßnahmen. Es setzt sich aus zwölf Komiteemitgliedern unter-

schiedlicher Staaten zusammen. Diese Vielgestaltigkeit spiegelt ebenfalls die 

grundlegende Idee der gemeinschaftlichen Verantwortung für die Güter dieser Welt 

wider und greift die Ansätze früher Konventionen der 1970er Jahre, insbesondere 

der Welterbekonvention, auf (siehe auch Anlage 8). 
 

g) Die UNESCO-Konvention zum Schutz des kulturellen Unterwassererbes von 

2001 

 

Die UNESCO-Konvention zum Schutz des kulturellen Unterwassererbes wurde von der 31. 

Generalversammlung der UNESCO am 2. November 2001 in Paris verabschiedet. 

Vor dem Hintergrund zunehmend professionelleren Bergungstechnologien, hat man 

mit Besorgnis den Anstieg der kommerziellen Bergung und des illegalen Verkaufs 

von Unterwasserfunden verzeichnet. 

 

Als Unterwassererbe definiert die Konvention sämtliche Spuren menschlichen 

Lebens, die einen kulturellen, historischen oder archäologischen Charakter haben 

und sich teils oder ganz, periodisch oder kontinuierlich für mindestens hundert Jahre 

unter Wasser befinden.
56
 Somit gelten Stätten, Strukturen, Gebäude, Funde und 

menschliche Überreste, zusammen mit ihrem archäologischen oder natürlichen 

Zusammenhang als schützenswertes Unterwassererbe.
57
 

                                                 
55 aus: http://www.unesco.de/haager-konvention.html (abgefragt am 16. August 2010) 
56 Interview mit Lyndel V. Prott, dokumentiert auf: http://www.imacdigest.com/unesco11-01.html  (abgefragt am 18. August 
2010) 
57 aus dem Konventionstext 
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Mit dem Anspruch, dass auch das unter Wasser befindliche Kulturgut einen 

wichtigen Bestandteil des Erbes der Menschheit darstellt, setzt sich auch die 

Konvention zum Schutz des kulturellen Unterwassererbes – analog zur Welterbekonvention – 

zum Ziel, Kulturgüter dieser Art bestmöglich zu schützen und seinen In-situ Erhalt 

zu sichern (siehe auch Anlage 13). 
 

h) Die UNESCO-Konvention zum Schutz des immateriellen Kulturerbes  

 

Die UNESCO-Konvention zum Schutz des immateriellen Kulturerbes wurde am 17. 

Oktober 2003 von der UNESCO-Generalkonferenz in Paris verabschiedet und trat 

nach Ratifizierung durch den dreißigsten Mitgliedstaat am 20. April 2006 in Kraft. 

Das Ziel der Konvention ist es, mündliche Traditionen und Überlieferungen wie 

Sprachen, darstellende Künste, traditionelles Wissen oder Handwerkstechniken als 

weiteren Teil des kulturellen Gesamterbes zu schützen und zu erhalten.
58
 Damit setzt 

die Konvention des immateriellen Erbes die Ansätze und Traditionen der 

Welterbekonvention konsequent fort. Dieser ähnlich, wird auch das 2003er 

Übereinkommen durch eine repräsentative Liste ergänzt, welche die herausragenden 

Beispiele des immateriellen Kulturerbes der Menschheit führt. Eine weitere Analogie 

zum erfolgreichen Vorgänger Welterbekonvention stellt das zweite Verzeichnis 

innerhalb dieses Übereinkommens, die Liste des immateriellen Kulturerbes, das eines 

dringenden Schutzes bedarf, dar. Hier werden die vom Untergang und Verschwinden 

bedrohten Sprachen, Brauchtümer oder Traditionen aufgenommen (siehe auch 

Anlage 14). 

2.2 Überleitung zum Schwerpunktthema 

Bereits diese kurze Darstellung der unterschiedlichen Schutzinstrumente rund um 

das Erbe der Menschheit zeigt sehr deutlich, dass sich der Gedanke des „Welterbes“ 

wie ein roter Faden durch unterschiedlichste Regelungen zieht. Des Weiteren wird 

mit nahezu allen vorgestellten Instrumenten auf die Notwendigkeit reagiert, sowohl 

das Erbe der Völkergemeinschaft als Gesamtes zu erhalten, als auch gemeinschaftlich 

handeln und Verantwortung übernehmen zu müssen.  

Diese Aspekte - die Kerninhalte der Welterbekonvention - sollen in den folgenden 

Kapiteln näher betrachtet und in wesentlichen Teilen analysiert werden. Hierbei wird 

                                                 
58 http://www.unesco.de/immaterielles-kulturerbe.html (abgefragt am 18. August 2010) 
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insbesondere untersucht, ob und wie die in der Konvention verankerten Ideen 

implementiert werden konnten. Der Zielsetzung der Arbeit folgend, stehen 

schwerpunktmäßig die Instrumente der Welterbekonvention, d.h. die Liste-des-

Welterbes-in-Gefahr und die Richtlinien zur Durchführung der Welterbekonvention 

im Mittelpunkt.  
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3 Darstellung der 
Welterbekonvention  

 

 

 

 

 

 

 

 

3.1 Allgemeines zur Entstehungsgeschichte 

Die Rettungsaktionen, die die UNESCO in den 1960er Jahren für die Tempelbauten 

von Abu Simbel oder auch in Venedig, Florenz, Moenjodaro und Borobodur 

durchführte, unterstrichen zum einen die Notwendigkeit zur Übernahme einer 

gemeinschaftlichen Verantwortung für das Kulturerbe, zum anderen waren sie 

Indikatoren für ein grenzübergreifendes Interesse am Erhalt dieses gemeinsamen 

Erbes. Insgesamt erfuhr das Konzept des Welterbegedankens in dieser Zeit großen 

Aufschwung, so dass die UNESCO diese Stimmungen nutzte, um weitere Schritte 

anzuregen. Gleichzeitig mit der Entwicklung des Welterbegedankens wurde ab Mitte 

der 1960er Jahre von verschiedenen Seiten vorgeschlagen, den Erhalt von Natur- 

und Kulturerbe in einem einzigen Text zusammenzuführen. Auf einer White House 

Konferenz, welche 1965 in Washington/USA abgehalten wurde, reichten die 

Forderungen sogar soweit, eine Stiftung für den Schutz großartiger Landschaften 

und wichtiger historischer Stätten zu etablieren.
59
 Einige Jahre später regte die 

Naturschutzorganisation IUCN eine ähnliche Vorgehensweise an; doch erst auf der 

UN-Konferenz 1972 in Stockholm wurden diese Vorschläge abermals aufgegriffen 

und bearbeitet. Schließlich konnte, als gemeinsame Leistung von ICOMOS, IUCN 

und der UNESCO, am 16. November 1972 ein Text – die Konvention zum Schutz des 

                                                 
59 UNESCO-Kurier 9/97, S. 1 
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Kultur- und Naturerbes der Welt – von der Generalkonferenz der UNESCO in Paris 

verabschiedet werden.
60
 Nach ihrer Ratifizierung durch die ersten 20 Staaten, trat die 

Welterbekonvention im Dezember 1975 in Kraft.
61
 Bevor jedoch die ersten Kultur- 

und Naturgüter unter Schutz gestellt werden konnten, erfolgte in den 1970er Jahren 

zunächst die administrative Arbeit: Im November 1976 wurde der erste Vorstand 

gewählt und auch der Welterbefond eingerichtet. Die erste Sitzung des Welterbe-

komitees zu Grundsätzen und Arbeitsmethoden wurde im Juni 1977 abgehalten; hier 

verabschiedete man u. a. auch die erste Version der Richtlinien zur Durchführung 

der Welterbekonvention, die sogenannten operational guidelines.
62
 

 

Als allererste Welterbestätte wurden die Galapagos Inseln in die neu etablierte 

Welterbeliste eingetragen; insgesamt folgten im Jahr 1978 elf weitere Stätten, u. a. das 

historische Krakau, der Aachener Dom oder der Yellowstone-Nationalpark.
63
 

Seitdem sind der Liste der Welterbestätten jährlich zwischen zwanzig und dreißig 

Eintragungen bedeutender Kultur- und Naturgüter hinzugefügt worden. Im Jahr 

2010 waren insgesamt 911 Kultur-, Natur- und gemischte Stätten in ihr verzeichnet.
64
 

3.2 Inhalte der Welterbekonvention  

Die Welterbekonvention setzt sich aus einer Präambel und acht Kapiteln, welche 38 

Artikel enthalten, zusammen. Als Grundgedanken hält die Konvention die 

Benennung und Identifikation, den Schutz und Erhalt des Kultur- und Naturerbes 

von universeller Bedeutung fest und definiert die Präsentation und Überlieferung an 

künftige Generationen. Als besonderes Merkmal liegt ihr die Verbindung von 

Kulturgut- und Naturschutz in einem gemeinsamen Konventionstext zugrunde.
65
 

Zudem wird bereits in der Präambel der Welterbegedanke aufgenommen und 

hervorgehoben (vgl. 2.1.3). Hierbei unterstreicht die Welterbekonvention, wie kein 

anderes UNESCO Abkommen, die gemeinschaftliche Verantwortung der Mensch-

heit zum Schutz und Erhalt der Natur- und Kulturgüter dieser Welt
66
 und 

unternimmt somit einen ersten Anstoß zu einer international agierenden Kultur-

                                                 
60 UNESCO-Kurier 9/97, S. 1 
61 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 16 
62 Die „Operational Guidelines for the Implementation of the World Heritage Convention“, Richtlinien zur Umsetzung der 
Konvention, stellen neben dem Konventionstext das hauptsächliche Arbeitswerkzeug /dokument zum Schutz des Welterbes 
dar. 
63 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 16 
64 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 1988, S. 34 
65 CASPARY 1990, S. 66 
66 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 17 
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politik, die auf Kooperation und Solidarität fußt.
67
  

3.2.1 Konzepte und Ziele der Welterbekonvention 

Die erklärten Ziele der Konvention, den Schutz des Welterbes zu gewährleisten und 

wirksame Maßnahmen zum Erhalt in die Wege zu leiten, sollen durch Mobilisierung 

der Kräfte innerhalb der Unterzeichnerstaaten und durch die Organisation 

internationaler Zusammenarbeit umgesetzt werden.
68
 Dabei setzt die Konvention vor 

allem auf die Selbstverpflichtung der Unterzeichnerstaaten, bei Übernahme einer 

gemeinschaftlichen Verantwortung für das Gesamterbe und unter Berücksichtigung 

der Freiwilligkeit (Artikel 5)und Souveränität (Artikel 6), zum Schutz und Erhalt ihres 

territorialen Erbes beizutragen (Artikel 4). 

 

Neben diesen Grundsätzen wird die Rolle des Welterbekomitees definiert, die 

Auswahl seiner Mitglieder und deren Mandatsdauer geregelt sowie die Fach-

organisationen, die zur Beratung herangezogen werden, bestimmt (Artikel 8+9). Als 

ein Kernstück der Konvention wird das Gesamtverzeichnis, die Liste des Erbes der 

Welt, in welches die Stätten von universellem Wert geführt werden sollen, benannt 

(Artikel 11). Hierzu definiert die Konvention zwar in Artikel 1 und 2, welche Güter 

als Kulturerbe oder Naturerbe anzusprechen sind. Die Eintragungskriterien, denen 

eine Stätte zur Nominierung in das Verzeichnis entsprechen muss, werden jedoch 

erst in den Richtlinien zur Durchführung der Welterbekonvention konkretisiert.
69
 

Ebenso wird die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr in der Konvention vorgestellt und 

die zur Eintragung in die Gefahrenliste führenden allgemeinen Gründe benannt 

(Artikel 11.4). Das konkrete Verfahren zur Einschreibung wird wiederum erst in den 

Richtlinien zur Durchführung der  Welterbekonvention näher ausgeführt.
70
 

 

Im Mittel- und Schlussteil der Konvention folgen die Aufgaben und Pflichten der 

Unterzeichnerstaaten, zu denen neben einer regelmäßigen Berichterstattung über den 

Erhaltungszustand u. a. auch die Bereitstellung von finanziellen oder technischen 

Mitteln bzw. die Gewährleistung von Schutzmaßnahmen für eingetragene Stätten 

                                                 
67 JOTE 1994, S. 245 
68 CASPARY 1994, S. 10 
69 Die Eintragungskriterien sind in Kapitel III der Richtlinien zur Durchführung der Welterbekonventionsbestimmungen der 
Welterbekonvention (Operational Guidelines for the Implementation of the World Heritage Convention) festgeschrieben. Sie 
werden vom Welterbekomittee regelmäßig überarbeitet und passen sich den ändernden Auffassungen zum Welterbe und der 
Entwicklung der Liste an (nach: UNESCO-Kurier  9/1997, S. 3) 
70 Eintragungsbestimmungen für die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr werden in Kapitel IV. B der Richtlinien zur Durchführung 
der Welterbekonventionsbestimmungen der Welterbekonvention (Operational Guidelines for the Implementation of the World 
Heritage Convention) detailliert dargestellt. 
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zählen (Artikel 16, 19 oder auch 29). Schließlich legt die Konvention die Verwaltung 

und Verwendung des Welterbefonds fest, regelt die Modalitäten der internationalen 

Finanzhilfe (Artikel 15) und hält dazu an, die Inhalte der Konvention innerhalb des 

Mitgliedstaates zu kommunizieren (Artikel 27). 

3.2.2 Die Liste des Erbes der Welt (Welterbeliste) 

In die „Liste des Erbes Welt“ werden nach Artikel 11 der Welterbekonvention 

ausgewählte Kulturgüter und Naturstätten von herausragender Bedeutung und von 

universellem Wert eingetragen, deren Schutz und Erhalt sowohl dem Interesse als 

auch der Verantwortung der gesamten Menschheit obliegt.
71
 

 

Im Jahr 2010 waren in der „Liste des Erbes der Welt“ insgesamt 911 Stätten aus 187 

Vertragsstaaten verzeichnet (siehe auch Anlage 15). Hierbei stellte das Kulturerbe mit 

704 Stätten den größten Anteil der Nennungen dar. Demgegenüber ist das Naturerbe 

mit 180 Stätten und das beide Kategorien umfassende gemischte Erbe mit 27 

Eintragungen vergleichsweise gering repräsentiert.
72
 Dieses Ungleichgewicht 

zugunsten des kulturellen Erbes wird durch einen Zuwachs von um die 30 

Eintragungen pro Jahr
73
, von denen Kulturgüter den Großteil darstellen, noch 

verstärkt. So hat sich die Welterbeliste entgegen der ursprünglichen Annahme, dass 

es sich bei dem zu erstellenden Verzeichnis um nicht viele mehr als hundert Stätten 

handeln würde, zu einem umfangreichen Verzeichnis von bedeutenden Kulturgütern 

entwickelt. Aber nicht nur der Umfang der Liste wird immer wieder kritisch 

bewertet. Seit langem weisen Experten auf die regional ungleiche Verteilung der 

eingetragenen Stätten hin;  die überwiegende Mehrheit der Welterbestätten liegt in 

den entwickelten und reichen Industrieländern.
74
 

 

Um der einseitigen Ausrichtung auf das Kulturerbe und dem starken quantitativen 

Wachstum der Welterbeliste zu begegnen, wurden bereits zur Jahrtausendwende auf 

den Generalversammlungen in Cairns (2000) und Helsinki (2001), Maßnahmen zur 

                                                 
71 Auszug aus dem Artikel 11 der UNESCO-Welterbekonvention: (1) Jeder Vertragsstaat legt dem Komitee für das Erbe der 
Welt nach Möglichkeit ein Verzeichnis des Gutes vor, das zu dem in seinem Hoheitsgebiet befindlichen Kultur- und Naturerbe 
gehört und für eine Aufnahme in die in Absatz 2 vorgesehene Liste geeignet ist. Dieses Verzeichnis, das nicht als erschöpfend 
anzusehen ist, muss Angaben über Lage und Bedeutung des betreffenden Gutes enthalten. (2) Das Komitee wird auf Grund der 
von den Staaten nach Absatz 1 vorgelegten Verzeichnisse unter der Bezeichnung „Liste des Erbes der Welt“ eine Liste der zu 
dem Kultur- und Naturerbe im Sinne der Artikel 1 und 2 gehörenden Güter, die nach seiner Auffassung nach den von ihm 
festgelegten Maßstäben von außergewöhnlichem universellem Wert sind, aufstellen, auf dem neuesten Stand halten und 
veröffentlichen. Eine auf den neuesten Stand gebrachte Liste wird mindestens alle zwei Jahre verbreitet. 
72 OFFENHÄUSER et al 2010, S.1 
73 DEUTSCHE UNESCO KOMISSION 1988, S. 34 
74 MERKEL 2003, S. 14 
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Behebung dieser beiden Fehlentwicklungen beschlossen. Nach diesen neuen 

Regelungen sollen jährlich nicht mehr als 30 Nominierungen zur Auswahl 

angenommen und verhandelt werden.
75
 Eine weitere Steuerungsmöglichkeit zur 

Weiterentwicklung der „Liste des Erbes der Welt“ stellt die Einbeziehung der im Jahr 

1992 hinzugefügten Kategorie der Kulturlandschaften dar. Diese berücksichtigt 

geologische, ökologische, sozial-geschichtliche und wirtschaftliche Aspekte als 

Gesamtkonzept und entspricht somit einer inhaltlichen Weiterentwicklung der 

Welterbeliste bzw. lässt sowohl Komponenten des Kultur- als auch des Naturerbes 

einfließen.
76
  

 

Grundsätzlich stellt die Welterbesliste kein starres Instrumentarium zum Schutz von 

Kulturgut dar, sondern unterliegt seit jeher einem ständigen Wandel. Im Verlauf ihres 

nunmehr fast 40-jährigen Bestehens wurden die Konvention bzw. ihre operativen 

Instrumente den Ansprüchen und Entwicklungen im Kulturgutschutz mehrmals 

angepasst. Als Resultat dieser Anpassungsprozesse liegt heute nicht nur, wie von 

Kritikern der Konvention häufig behauptet, ein Verzeichnis der wenigen heraus-

ragenden Monumente und Naturparks vor, sondern bietet die Konvention auch 

weiterhin die Chance, die Vielfalt des Erbes der Menschheit zu erhalten. Dabei 

repräsentiert die Konvention gleichzeitig eines der vitalsten Instrumente des 

internationalen Kulturgüterschutzes. 

3.2.3 Verfahrens- und Funktionsweisen der Welterbeliste 

Wie der Weltergedanke, so unterliegt auch das Eintragungsverfahren von nomi-

nierten Kultur- und Naturgütern in die Welterbeliste einer über 35-jährigen Entwick-

lung, die auch wie vor noch nicht abgeschlossen ist und deren Ausrichtung 

gegebenenfalls korrigiert werden kann. Grundsätzlich gelten derzeit folgende 

Grundsätze und Verfahrensweisen: 

 

Um in die Welterbeliste aufgenommen zu werden, muss für eine Stätte der 

Außergewöhnliche Universelle Wert (OUV)
77
 klar erkennbar sein und nachgewiesen 

werden. Dieser ergibt sich aus mindestens einem der in der Konvention beschrie-

benen bzw. unter Paragraph 77 der Richtlinien zur Durchführung der Welterbe-

                                                 
75 BERNECKER 2002, S. 
76 MERKEL 2003, S. 14 
77 Engl = outstanding universal value  
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konvention konkretisierten Kriterien
78
 eines Kultur- oder Naturdenkmals.

79
 Über den 

OUV hinausreichend, muss eine Bewerberstätte die Kriterien der Einzigartigkeit, der 

Authentizität (Echtheit)
80
 und/oder der Integrität (Unversehrtheit)

81
 erfüllen.

82
 Neben 

diesen Übereinstimmungen mit den in der Konvention und den Richtlinien zur 

Durchführung der Welterbekonvention formulierten Anforderungen, müssen 

nominierte Stätten auch ein überzeugendes Erhaltungskonzept vorlegen sowie den 

Schutz, die Pflege, die Nutzung und die Entwicklung der Stätte durch detaillierte 

Managementpläne darstellen.
83
 

 

Nach Artikel 11.3 des Konventionstextes bedarf die Eintragung in die Welterbeliste 

der Zustimmung des betreffenden Staates, auf dessen Hoheitsgebiet sich die Stätte 

befindet. Hieraus hat sich mit den Jahren ein Initiativrecht der Staaten 

herausgebildet
84
, so dass Anträge nur vom betreffenden Mitgliedstaat selbst einge-

reicht werden können.
85
 Zunächst stellen die Mitglieder sogenannte Tentativ-Listen

86
, 

eine Auflistung der Güter, für die eine Bewerbung ausgearbeitet werden soll, 

zusammen. Im Folgenden müssen sie selbstständig die Bewerbungen für die 

vorausgewählten Stätten ausarbeiten
87
 und jeweils zum 1. Februar eines Jahres mit 

Wirkung für die Auswahlrunde des folgenden Jahres den Antrag bei der UNESCO 

einreichen. Zur Förderung von Anträgen weniger entwickelter Staaten, bietet die 

UNESCO Hilfe bei der Zusammenstellung der Tentativ-Listen an oder leistet 

gegebenenfalls finanzielle Unterstützung bei der Ausarbeitung der umfangreichen 

Aufnahmeanträge.
88
  

                                                 
78 Die Kriterien für das kulturelle Erbe: (1) ist eine einzigartige künstlerische Leistung, ein Meisterwerk des schöpferischen 
Geistes, (2) hat während einer Zeitspanne oder in einem Kulturgebiet der Erde beträchtlichen Einfluss auf die Entwicklung der 
Architektur, der Großplastik oder des Städtebaus und der Landschaftsgestaltung ausgeübt, (3) stellt ein einzigartiges oder 
zumindest ein außergewöhnliches Zeugnis einer untergegangenen Zivilisation oder Kulturtradition dar, (4) ist ein 
herausragendes Beispiel eines Typus von Gebäuden oder architektonischen Ensembles oder einer Landschaft, die (einen) 
bedeutsame(n) Abschnitt(e) in der menschlichen Geschichte darstellt, (5) stellt ein hervorragendes Beispiel einer überlieferten 
menschlichen Siedlungsform oder Landnutzung dar, die für eine bestimmte Kultur (oder Kulturen) typisch ist, insbesondere 
wenn sie unter dem Druck unaufhaltsamen Wandels vom Untergang bedroht wird, (6) ist in unmittelbarer oder erkennbarer 
Weise mit Ereignissen, lebendigen Traditionen, mit Ideen oder mit Glaubensbekenntnissen, mit künstlerischen oder 
literarischen Werken von außergewöhnlicher universeller Bedeutung verknüpft (dieses Kriterium gilt nur unter 
außergewöhnlichen Umständen oder in Verbindung mit anderen Kriterien). 
79 Die Kriterien für das natürliche Erbe: (1) stellt ein außergewöhnliches Beispiel bedeutender Abschnitte der Erdgeschichte dar, 
eingeschlossen biologische Evolutionen, bedeutende im Gang befindliche geologische Prozesse in der Entwicklung von 
Landformen oder bedeutende geomorphologische oder physiogeographische Formen, (2) liefert ein außergewöhnliches Beispiel 
von im Gang befindlichen ökologischen und biologischen Prozessen in der Evolution und Entwicklung von terrestrischen. 
Frischwasser-, Küsten- und marinen Ökosystemen sowie Pflanzen- und Tiergemeinschaften, (3) stellt eine überragende 
Naturerscheinung oder ein Gebiet von außergewöhnlicher natürlicher Schönheit und ästhetischer Bedeutung dar, (4) enthält die 
bedeutendsten und typischsten natürlichen Lebensräume für In-situ-Schutz von biologischer Diversität, einschließlich solcher 
bedrohter Arten, die aus wissenschaftlichen Gründen von außergewöhnlichem universellem Wert sind. 
80 Vergleiche Paragraph 79-86 in den Richtlinien zur Durchführung der Welterbekonventionsbestimmungen zur Konvention 
81 Vergleiche Paragraph 87-95 in den Richtlinien zur Durchführung der Welterbekonventionsbestimmungen zur Konvention 
82 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 77 
83 RINGBECK 2008, S. 6 
84 SCHÄFER 2004, S. 2 
85 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 74 
86 Das UNESCO Welterbezentrum in Paris fordert Vertragsstaaten auf, Vorschlagslisten ("tentative lists") einzureichen, auf 
denen die für eine Antragstellung vorgesehenen Stätten eines Zeitraums von fünf bis zehn Jahren verzeichnet sind.  
87 ZOUAIN 1997, S. 24 
88 ZOUAIN 1997, S. 24 
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Bevor die Nominierungen auf der jährlichen Konferenz des Welterbekomitees 

hinsichtlich ihrer Übereinstimmung mit den Kriterien und zur Aufnahme in die 

Welterbeliste überprüft werden, ist bereits eine Begutachtung der Bewerbung durch 

die drei beratenden Gremien ICOMOS (Kulturdenkmale), ICCROM (Fragen der 

Restaurierung und Ausbildung) und IUCN (Naturdenkmale) erfolgt.
89
 Diese 

sprechen sich für eine Aufnahme der Objekte in die Welterbeliste aus oder 

empfehlen die Aufschiebung bzw. Ablehnung, je nach Qualität und fachlicher 

Übereinstimmung des Antrages mit den Kriterien und Anforderungen.
90
  

 

In der Vergangenheit wurde in Einzelfällen auch die Aufnahme einer Stätte durch 

einen Drittstaat bzw. durch das Welterbekomitee veranlasst.
91
 Meist bestand in 

diesen Fällen eine akute Gefährdung des Objektes, wie das Beispiel der Altstadt von 

Jerusalem und ihrer Stadtmauer deutlich macht. Jerusalem wurde im Jahr 1981 auf 

das Bestreben Jordaniens hin in die Welterbeliste aufgenommen. Diese Eintragung 

sollte auf Defizite beim Erhalt der historischen Substanz, verursacht durch die 

anhaltende Konfliktsituation in Israel, hinweisen. Derartige Eintragungen, gelten 

jedoch als absoluter Ausnahmefall, da ein solches Verfahren in die Souveränität der 

Unterzeichnerstaaten eingreift.  

 

Deutlich häufiger haben sich Notfall- bzw. Doppeleintragungen ereignet, die dann 

vorgenommen werden (können), wenn ebenfalls eine akute Gefährdung der Stätten 

vorliegt. In diesen Fällen erfolgt gleichzeitig mit der Aufnahme in das Welterbe-

verzeichnis auch die Eintragung in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr. Nach Artikel 

11.4 der Welterbekonvention können „… wenn dies dringend notwendig ist, 

jederzeit […] neue Eintragungen in die Liste des gefährdeten Erbes der Welt …“ 

vorgenommen werden. Derartige Entscheidungen erfolgten auf Initiative des 

Welterbekomitees und wurden insbesondere im vergangenen Jahrzehnt häufig von 

der UNESCO getroffen, um wie das Komitee begründet‚ dringende Schritte zum 

Schutz und Erhalt dieser Stätte zu mobilisieren und einzuleiten.
92
 Als Beispiele einer 

Notaufnahme gelten die Welterbestätten Minarett und Ruinen von Jam (Afghanistan), 

die im Juni 2002 sowohl in die Welterbeliste als auch in die Gefahrenliste 

aufgenommen wurden, sowie die Kulturlandschaft und Archäologischen Stätten des Bamiyan-

Tals (Afghanistan) und die antike Stadt Assur (Irak), die beide im Sommer 2003 als 

                                                 
89 SCHLÜNKES 2002, aus dem WWW 
90 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 78 
91 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 1997, S. 4 
92 CHOI 2003, aus dem WWW 
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Noteintragung gelistet wurden.
93
 

3.3 Administrative Umsetzung der Welterbekonvention  

Nachdem in Kapitel 3.1 die Entstehungsgeschichte der Welterbekonvention 

dargestellt und in Kapitel 3.2 auf ihre Inhalte eingegangen wurde, beschäftigt sich das 

folgende Kapitel mit den zu ihrer Implementierung notwendigen Organisations-

strukturen. Hierbei ist insbesondere die UNESCO zu nennen, deren Entwicklung, 

Aufgabenbereiche, jedoch vor allem die mit der Konvention in Verbindung 

stehenden Organe, im Anschluss kurz dargestellt werden sollen. Ebenso geht ein 

weiterer Abschnitt auf die externen, beratenden Gremien der UNESCO ein, die 

diese bei der Umsetzung der Welterbekonvention unterstützen. 

3.3.1 Die UNESCO und ihre Gründung  

Die Organisation für Erziehung, Wissenschaft und Kultur (United Nations Educational, 

Scientific and Cultural Organisation - UNESCO) ist eine Unterorganisation der 

Vereinten Nationen mit Sitz in Paris. Als ihre Vorläuferorganisationen gelten die in 

den 1920er Jahren operierende „Internationale Kommission für geistige Zusammen-

arbeit“ und das „Institut für geistige Zusammenarbeit“ des Völkerbundes.
94
 Schon 

während des zweiten Weltkrieges fanden Gespräche zur Gründung einer neuen 

internationalen Organisation statt. Diese sollte sich der Aufgabe annehmen, die 

Neuordnung von Bildung und Erziehung sowie Kultur und Wissenschaft im Sinne 

einer internationalen Zusammenarbeit in den vom Krieg betroffenen Ländern 

anzugehen.
95
 Bereits ab dem Jahr 1944 wurde daher an den Strukturen der neu zu 

bildenden Organisation samt ihrer Verfassung gearbeitet. Auf der Gründungs-

konferenz vom 1.-16. November 1945 in London wurde ein Abkommen mit der UN 

beschlossen, welches die Bildung einer Organisation mit Sitz in Paris festschrieb.
96
 

Ein Jahr später, am 4. November 1946, war dieser Organisation bereits der 20. 

Mitgliedstaat beigetreten, so dass am 19. November 1946 die erste Generalkonferenz 

mit 500 Delegierten in Paris einberufen werden konnte. Und nur wenige Wochen 

darauf, am 14. Dezember 1946, trat das Abkommen zwischen den Vereinten 

                                                 
93 Da die Betrachtung der Prinzipien, Funktionsweisen und Grenzen der Liste-der-Welterbestätten-in-Gefahr einen der 
Schwerpunkte dieser Arbeit darstellen, wird die gesamte Thematik um die Gefahrenlistung ab dem Kapitel 4 detailliert erörtert. 
94 KLEINWÄCHTER 1984, S. 11 
95 KLEINWÄCHTER 1984, S. 15 
96 KLEINWÄCHTER 1984, S. 15 
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Nationen und der UNESCO in Kraft, so dass für die der offizielle Status einer 

Spezialorganisation gegeben war.
97
 

3.3.1.1  Aufgabenbereiche der UNESCO 

Die UNESCO stellt ein zwischenstaatliches Forum dar, dessen Aufgabenbereiche 

und Ziele in der Bildung und der Förderung der Völkerverständigung verankert sind. 

Auf den Gebieten der Erziehung, der Wissenschaft, der Kultur und der Kommunika-

tion will die Organisation einen Beitrag zu Frieden, Verständnis und Zusammen-

arbeit leisten.
98
 Hierbei agiert sie als Kompetenzvermittler und Informationszentrum, 

wirkt als Initiator, Katalysator sowie als Entwickler für internationale Rechtsnormen 

und stellt einen Think-Tank innerhalb der benannten Themen dar.
99
 

 

Neben den erklärten Hauptzielen der Bildung und Völkerverständigung, setzt sich 

die UNESCO zu großen Teilen für die Identifizierung, den Schutz und Erhalt von 

Natur- und Kulturgütern von universeller Bedeutung ein.
100
  

In diesem Bereich vernetzt die UNESCO die internationale Zusammenarbeit, 

unterstützt den Beitritt weiterer Mitgliedstaaten zur Welterbekonvention und fördert 

die Präsentation des Welterbes. Als die Administrative zum Welterbe übernimmt sie 

zudem die Kontroll- und Monitoringfunktionen zu deren Überprüfung u. a. des 

Erhaltungszustandes der eingetragenen Welterbestätten oder leistet im Falle von 

Naturkatastrophen, kriegerischen Handlungen und ähnlichem teils finanzielle, teils 

technisch-fachliche Nothilfe. 

Da die Koordinierung des Welterbeprogrammes jedoch nur eine von vielen 

Aufgaben der UNESCO darstellt (Erziehung/Wissenschaft/Kultur/Kommunika-

tion), kann sie nicht als universelle Weltbehörde zur Behebung insbesondere der 

umfangreichen Problemstellungen im Kulturgüterschutz wirken. Vielmehr sieht sie 

ihr Potenzial in der Bündelung internationaler Erfahrungen zur Lösung globaler 

Probleme der Menschheit und nutzt diesen Status, um die Entwicklung und 

Zusammenarbeit der Völker zu fördern.  

                                                 
97 KLEINWÄCHTER 1984, S. 15 
98 KLEINWÄCHTER 1984, S. 16 
99 BERNECKER 2002 (abgefragt am 25. Augsut 2010) 
100 aus : http://portal.unesco.org/culture/en/ev.php-URL_ID=34996&URL_DO=DO_TOPIC&URL_SECTION=201.html 
(abgefragt am 16. August 2010) 
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3.3.2  Organe der UNESCO 

Zur Realisierung ihrer Aufgaben und Ziele stehen der UNESCO drei Organe zur 

Verfügung: die Generalkonferenz, der Exekutivrat und das Sekretariat.
101
 

Das höchste Gremium der UNESCO ist die Generalkonferenz, zu der sich die 

Mitgliedstaaten alle zwei Jahre versammeln.
102
 Hier werden die Hauptrichtungen der 

UNESCO Arbeit bestimmt, die Programm- und Budgetentwürfe beschlossen und es 

wird über Konventionen abgestimmt. Ferner entscheidet die Generalkonferenz über 

die Aufnahme neuer Mitgliedstaaten, ernennt den Generaldirektor der UNESCO 

und wählt die Zusammensetzung des Exekutivrates.
103
  

 

Der Exekutivrat besteht aus 58 Mitgliedern der Mitgliedstaaten, die alle vier Jahre 

neu gewählt werden. Der Rat erstellt die Tagesordnung für die Generalkonferenz, 

legt die Berichte über die Tätigkeiten der UNESCO vor und prüft bzw. kontrolliert 

die von der Konferenz vorgeschlagenen Arbeitsprogramme und Budgets.
104
 

 

Das Sekretariat betreut alle Bereiche der UNESCO – Erziehung, Wissenschaft, 

Kultur und Kommunikation – gleichermaßen und wird vom Generaldirektor
105
 

geleitet. Dieser wird vom Exekutivrat für sechs Jahre berufen, während die 

Mitglieder des Sekretariats vom Direktor ernannt werden.
106
 Das Sekretariat führt die 

Umsetzung der Programme der verschiedenen Aufgabenbereiche der UNESCO 

durch.
107
 

3.3.3 Die mit der Welterbekonvention verbundenen Gremien der 

UNESCO 

Die Umsetzung der Welterbekonvention und die Administration der Welterbeliste 

und Welterbestätten bedarf einer besonders intensiven Betreuung bzw. erfordert in 

den unterschiedlichsten Kontexten hochspezifisches Fachwissen. Diese Leistungen 

können von den zuvor beschrieben UNESCO-Organen teilweise nicht erbracht 

werden, so dass weitere Gremien und Organe geschaffen wurden, um die 

Konvention zu implementieren und zu administrieren. Im folgenden Abschnitt 

                                                 
101 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 46f 
102 BERNECKER 2002 (abgefragt am 25. Augsut 2010) 
103 HÜFNER 2005, S. 15 
104 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 46f 
105 Seit dem 15. Oktober 2009 ist die Bulgarin Irina Bokowa als Generaldirektorin an der Spitze der UNESCO 
106 HÜFNER 2005, S. 17 
107 aus: http://www.unesco.de/organe.html (abgefragt am 16. August 2010) 
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werden diese mit der Welterbekonvention verbundenen Gremien samt ihrer 

Funktionen und Strukturen im Überblick dargestellt. 

3.3.4  Das Welterbekomitee 

Das Welterbekomitee stellt ein zwischenstaatliches Komitee dar, welches zur 

Umsetzung der Welterbekonvention von den Vertragsstaaten eingesetzt wird. Es 

besteht aus 21 Mitgliedern möglichst vieler Kontinente und Kulturkreise, die für 

sechs Jahre berufen sind.
108
 Jedoch wird ein Drittel des Komitees alle zwei Jahre neu 

gewählt, so dass eine regelmäßige Rotation der Besetzung gewährleistet ist.
109
 

 

Nach einem Strategiepapier aus dem Jahr 2002 (siehe auch Kap 3.4.2.4) können die 

Aufgaben des Welterbekomitees als die vier „C’s“ beschrieben werden: Credibility
110
, 

Conservation, Capacity building
111
 und Communication. Demnach stellt das Komitee die 

Welterbeliste zusammen, d. h. es wählt aus der Vielzahl von Anträgen jährlich jene 

Stätten aus, welche in das Verzeichnis der bedeutenden Güter aufgenommen werden. 

Für die bereits gelisteten Güter prüft es den Erhaltungszustand, ordnet gegebenen-

falls schützende bzw. erhaltende Maßnahmen an und entscheidet bei stark 

gefährdeten Stätten, diese auf die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr zu setzen.
112
 Besteht 

die Gefahr, dass eine Welterbestätte den universellen Wert und/oder andere 

Kriterien, die den Welterbestatus belegen, verloren hat, kann das Welterbekomitee 

auch entscheiden, die Stätte aus dem Verzeichnis der universellen Güter zu 

streichen.
113
 Weitere wichtige Aufgaben bestehen in der Verwaltung des Welterbe-

fonds, der Vergabe von finanziellen Mitteln und der Festlegung technischer Hilfen.
114
 

3.3.4.1 Das Welterbe-Büro 

Das Welterbe-Büro wird aus dem Personenkreis des Welterbekomitees gewählt und 

setzt sich aus sieben Personen (ein Vorsitzender, fünf Ersatzvorsitzende und ein 

Berichterstatter) zusammen.
115
 Es bereitet die Treffen und Entscheidungen des 

Komitees vor. Der Vorsitzende kann finanzielle Mittel, u. a. zur Vorbereitung von 

                                                 
108 aus: http://www.unesco.de/688.html (abgefragt am 16. August 2010) 
109 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 47 
110 Das Komitee prüft, ob es sich um wirklich wertvolle Denkmäler handelt oder ob die Liste repräsentativ und ausgewogen ist. 
111 Länder, die über nicht ausreichend professionelle und andere Kapazitäten verfügen, sollen in die Lage versetzt werden, das 
Übereinkommen selbst umzusetzen. 
112 UNESCO 1997, S. 34 
113 aus: http://www.unesco.de/688.html (abgefragt am 16. August 2010) 
114 CASPARY 1990, S. 66 
115 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 48 
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Anträgen (bis zu 15.000 Dollar), zur Ausbildung bzw. für technische Maßnahmen 

(bis zu 20.000 Dollar) und für Nothilfeleistungen (bis zu 50.000 Dollar) frei geben.  

3.3.4.2  Das Welterbezentrum 

Das Welterbezentrum wurde als ständige Koordinationsstelle zum 20-jährigen 

Bestehen der Welterbekonvention im Jahr 1992 mit Sitz in Paris gegründet.
116
 

Gründungs- und langjähriger Direktor des Welterbezentrums war Herr Hon. Prof. 

Dr. Bernd von Droste zu Hülshoff (1992–1999).
117
 

 

Zu den Hauptaufgaben des Welterbezentrums zählen die schnelle Umsetzung der 

Welterbekonvention, die Verwaltung des Welterbe-Fonds und die Organisation der 

in der Konvention festgelegten Treffen, wie die jährlichen Zusammenkünfte des 

Welterbekomitees oder die alle zwei Jahre stattfindende Generalversammlung der 

Unterzeichnerstaaten.
118
 Als Zentrale für die Belange des Welterbes hält das Zentrum 

die Welterbe-Liste und die betreffenden Datenbanken auf dem neuesten Stand, 

fordert die Mitgliedstaaten auf, weiterhin Stätten zu nominieren und berät diese bei 

der Auf- und Erstellung von Tentativlisten und Anträgen.
119
 Weitere grundsätzliche 

Aufgaben bestehen in der Vorbereitung von Berichten zum Erhaltungszustand der 

Welterbestätten (Monitoring), in der Organisation internationaler Hilfe oder aus 

technischer Unterstützung für gefährdete Denkmäler.
120
 Ergänzend leitet das 

Welterbezentrum Hinweise über die Gefährdungen von Stätten, welche aus der 

Öffentlichkeit, den Mitgliedstaaten oder beratenden Gremien eingehen, zur 

Kenntnisnahme an die ausführenden Organe weiter.
121
 

 

Über die organisatorischen Aufgaben hinaus leistet das Welterbezentrum einen 

großen Teil der Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit zur Förderung der Anliegen der 

Welterbekonvention.
122
 In diesem Zuge entwickelt es Informationsunterlagen, stellt 

Bildungsmaterial, wie CD-ROMs, Bücher und Filmmaterial her, koordiniert Seminare 

und Workshops und assistiert den Unterzeichnerstaaten bei der Einrichtung von 

Institutionen zur Ausbildung von Fachpersonal.
123
  

                                                 
116 MAYERHOFER 1996, S. 55 
117 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 48 
118 UNESCO 1997, S. 34 
119 aus: http://www.unesco.de/690.html  (abgefragt am 16. August 2010) 
120 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 48 
121 UNESCO 2002, S. 18 
122 MAYERHOFER 1996, S. 55 
123 ICOMOS Tourism Handbook, S. 7 
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3.3.5 Die Generalversammlung 

Die Generalversammlung findet alle zwei Jahre während der UNSECO-

Generalkonferenz in Paris statt. An ihr nehmen die 187 Unterzeichnerstaaten der 

Welterbekonvention (Stand: Juni 2010) teil
124
 und treffen, neben der Wahl-

entscheidung für die 21 Mitglieder des Welterbekomitees, gesamtpolitische 

Entscheidungen und Beschlüsse zum Schutz und Erhalt des Welterbes
125
, z. B. über 

den für alle Mitglieder geltenden Finanzierungsschlüssel des Welterbe-Fonds.
126
 

3.3.6 Die beratenden Gremien 

Nach Artikel 11 ihrer Verfassung kann die UNESCO neben Kontakten zu den 

Untersektionen der Vereinten Nationen auch Beziehungen zu anderen Sonder-

organisationen und –institutionen unterhalten, speziell zu denen, die sich mit 

inhaltlich ähnlichen Themen wie sie selbst befassen.
127
 Dementsprechend wird eine 

Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Gremien in der Welterbekonvention mehrfach, 

insbesondere jedoch in Artikel 13.7, erwähnt. Der Absatz weist darauf hin, dass dem 

Welterbekomitee zur Durchführung seiner Programme und Vorhaben folgende 

staatliche und nichtstaatliche Organisationen in seinem Bestreben, das Welterbe zu 

schützen und erhalten, beratend zur Seite stehen sollen:  

• für das kulturelle Erbe: der Internationale Rat für Denkmalpflege 

(ICOMOS),  

• für spezielle Fragestellungen der Konservierung, Restaurierung sowie 

der Ausbildung von Fachpersonal im Bereich des kulturellen Erbes: 

das Internationale Studienzentrum für den Erhalt und die 

Restaurierung von Kulturerbe (ICCROM), 

• für das Naturerbe: die Internationale Union für die Erhaltung der 

Natur und der natürlichen Hilfsquellen (IUCN).128 

Im Folgenden werden die beratenden Gremien und die von ihnen im Zusammen-

                                                 
124 aus: http://www.unesco.de/691.html (abgefragt am 16. August 2010) 
125 aus: http://www.unesco.de/691.html (abgefragt am 16. August 2010) 
126 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 49 
127 UNESCO 1945; Artikel 11, Absatz 1 
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hang mit dem UNESCO-Welterbe durchgeführten Aufgaben im Überblick 

dargestellt. Im letzten Unterkapitel werden der Vollständigkeit halber weitere 

nichtstaatliche Organisationen vorgestellt, die sich ebenfalls dem Schutz und Erhalt 

von Kultur- oder Naturgütern widmen. Diese Organisationen wurden in der 

Vergangenheit, obwohl sie in der Welterbekonvention nicht als beratende Gremien 

festgehalten sind, bereits durch ICOMOS oder IUCN zur Beratung hinzugezogen.
129
 

3.3.6.1  ICOMOS (International Council on Monuments and Sites) 

Der Internationale Rat für Denkmalpflege ist der hauptsächliche Berater der 

UNESCO zum Schutz und Erhalt des kulturellen Erbes. ICOMOS ist eine auf 

internationaler Ebene operierende nichtstaatliche Organisation zur Erforschung und 

Erhaltung historischer Denkmäler und Stätten.
130
 Die Organisation wurde 1965 im 

Zuge und zur Umsetzung der Charta von Venedig gegründet und hat ihren Sitz in 

Paris.
131
 ICOMOS operiert mit 28 internationalen wissenschaftlichen Gremien und 

nationalen Komitees in über 110 Ländern.
132
 Mittels seiner weltweit agierenden 

Experten und in Form der Generalversammlung verfolgt ICOMOS die Einführung 

international gültiger Standards zur Konservierung, zur Restaurierung und zum 

Management des kulturellen Erbes.  

 

Als eines von drei beratenden Gremien unterstützt ICOMOS das Welterbekomitee 

und die UNESCO bei der Auswahl und der Bewertung von kulturellen und auch 

gemischten Stätten und Kulturlandschaften, die für die Eintragung auf die 

Welterbeliste vorgeschlagen werden.
133
 

3.3.6.2 ICCROM (International Centre for the Study of the Preservation and 

Restoration of Cultural Property) 

Neben dem Internationalen Rat für Denkmalpflege wird die UNESCO im Kultur-

güterbereich zudem vom Internationalen Studiumzentrum für die Erhaltung und 

Restaurierung von Kulturgut beraten. ICCROM ist eine zwischenstaatliche, autonome 

Organisation, die im Jahr 1956 von der UNESCO auf der neunten Generalkonferenz 

in New Delhi beschlossen und mit Hauptsitz in Rom angesiedelt wurde.
134
 ICCROM 

                                                 
129 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 51 
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hat die Aufgabe, die wissenschaftliche Erforschung von Restaurierungsmaßnahmen 

an beweglichem und unbeweglichem Kulturgut vorzunehmen und die Standari-

sierung von Konservierung und Restaurierung auf internationaler Ebene zu 

gewährleisten.
135
  

 

Im Gegensatz zu ICOMOS, dem maßgeblichen beratenden Gremium zur Auswahl 

der Kulturgüter, unterstützt ICCROM das Welterbezentrum bei Fragestellungen der 

Konservierung von Welterbestätten und führt die Ausbildung von Fachkräften der 

Restaurierung durch.
136
 Dabei folgt die Organisation ihrem eigenen Anspruch, 

professionelle Standards in allen Bereichen der Konservierung zu schaffen und zu 

etablieren.
137
 

3.3.6.3 IUCN (International Union for the Conservation of Nature and its 

Resources) 

Die Weltnaturschutzunion ist eine nichtstaatliche Organisation, die bereits im Jahr 

1948 gegründet wurde und ihren Sitz in Gland (Schweiz) hat.
138
 IUCN ist bereits seit 

den ersten Entwurfstexten der Welterbekonvention mit dem Erhalt von natürlichen 

Gütern im Zuge des Welterbes befasst und berät die UNESCO seither bei der 

Auswahl der Naturerbestätten.
139
 Mittels seines weltweiten Netzwerkes von 

Spezialisten
140
 und im Rahmen seines Programmes zum Schutz und Erhalt von 

Ökosystemen und der Natur fertigt IUCN die Berichte zum Erhaltungszustand der 

natürlichen Welterbestätten an.
141
 Daneben wirkt IUCN bei der Ausbildung von 

Fachkräften mit und unterstützt auf regionaler Ebene die Bildung von Kapazitäten.
142
 

3.3.6.4 Weitere  

a) ICOM (International Council of Museums) 

Der Internationale Museumsrat wurde im Jahr 1946 gegründet und hat seinen Sitz in 

Paris. Er ist eine nichtstaatliche Organisation der Museen und des Museums-

personals, die sich dem Erhalt, der Pflege und der Vermittlung beweglicher und 
                                                 
135 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 51 
136 aus: http://www.unesco.de/693.html (abgefragt am 17. August 2010) 
137 aus: http://www.iccrom.org/eng/00about_en.shtml (abgefragt am 17. August 2010) 
138 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 50f 
139 aus: http://www.unesco.de/693.html (abgefragt am 17. August 2010) 
140 Kooperation mit WCPA und anderen IUCN Kommissionen, wie dem UNEP World Conservation Monitoring Centre 
(UNEP-WCMC) und IUCN Regional- und Gebietsgruppen.   
141 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 51 
142 aus: http://www.iucn.org/about/ (abgefragt am 17. August 2010) 
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unbeweglicher Kultur- und Naturgüter widmet.
143
 

 

ICOM unterhält formale Beziehungen zur UNESCO, besitzt hier einen beratenden 

Status und ist Träger des UNESCO Museumsprogrammes. Seine Zentrale in Paris 

beherbergt das ICOM Sekretariat und das ebenfalls 1946 gegründete UNESCO-

ICOM Informationszentrum. Mit Publikationen und Archivmaterial zum Kulturerbe 

und aus dem musealen Bereich bietet das Zentrum den ICOM Mitgliedern sowie 

dem Personal der UNESCO einen umfangreichen Literatur- und Informations-

service an.
144
 

b) OWHC (Organisation of World Heritage Cities) 

Die Organisation der Welterbe Städte wurde am 8. September 1993 in Fez 

(Marokko) gegründet.
145
 Sie hat ihren Sitz in Quebec und verzeichnet bereits 227

146
 

eingetragene historische Welterbestädte.
147
 Als nichtstaatliche, gemeinnützige 

Organisation hat OWHC die Aufgabe, historische Welterbestädte bei der Einhaltung 

und Verbesserung ihres Managementplanes im Sinne der Welterbekonvention zu 

unterstützen.
148
  

Neben der Umsetzung der Welterbekonvention sind die Kooperation und der 

Austausch von Informationen auf regionaler und internationaler Ebene, die 

Vernetzung des lokalen Managements mit den Forschungsergebnissen von Experten 

sowie die Sensibilisierung der Einwohner der Welterbestädte für die Werte ihres 

kulturellen Erbes, die zentralen Ziele der Organisation.
149
 

 

c) UNEP-WCMC (The UNEP World Conservation Monitoring Centre)  

Das Naturschutzentrum zum Erhalt des Welterbes mit Sitz in Cambridge wurde im 

Jahr 2000 als weltweites Zentrum für Informationen der biologischen Vielfalt der 

UNEP (United Nations Environment Programme), einem UN-Umweltprogramm, 

gegründet.
150
 Als Unterprogramm von UNEP unterstützt das Zentrum Ent-

scheidungsträger bei der Sicherung und Erhaltung der biologischen Vielfalt. Hierbei 
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berät es auch die UNESCO und das Welterbezentrum und bietet technische Hilfe 

an.
151
 Weiterhin soll das Zentrum die unterschiedlichen Fragestellungen zum Natur- 

und Artenschutz der einzelnen Nationen und der internationalen Gemeinschaft 

einschätzen um Aktionsprogramme zu initiieren bzw. zu befördern.
152
 

3.3.7 Status der Ratifizierungen  

Im Jahr 1973 unterzeichnet die USA als erster Staat die Welterbekonvention
153
. Im 

Folgejahr schlossen sich Ägypten, Irak, Bulgarien, Sudan, Algerien, Australien, Zaire, 

Nigeria, Niger, Iran, Tunesien, Jordanien, Jugoslawien, Ecuador, Frankreich, Ghana, 

Syrien, Zypern und die Schweiz an.
154
 Gegenwärtig sind der Konvention 187 Staaten 

beigetreten
155
, doch haben längst nicht alle Unterzeichnerstaaten die Konvention 

auch ratifiziert (derzeitiger Stand 98 Mitglieder), d.h. in ihrer internen Gesetzgebung 

umgesetzt.
156
 Die übrigen Staaten haben aus unterschiedlichsten Gründen einen 

anderen Status beibehalten (vgl. auch Anlage 16). Insgesamt kann der Status in vier 

Ebenen unterschieden werden: Beitritt, Akzeptanz, Ratifikation und Sukzession (im 

Sinne eines Nachfolgestaates). 

 

Im Folgenden soll eine kurze Darstellung der Ratifizierungsprozesse der Welterbe-

konvention gegeben werden, da die mit der Umsetzung der Konvention und ihrer 

Instrumente verbundenden Problemstellungen in dieser Arbeit ausgewertet werden. 

3.3.7.1 Entwicklung der Beitritte zur Welterbekonvention nach  

Chronologie und Gewichtung 

Während ihres gesamten Bestehens sind der Welterbekonvention in jedem Jahr 

weitere Staaten beigetreten
157
 (mit Ausnahme der Jahre 2002 und 2009), wobei sich in 

der letzten Dekade eine deutlich sinkende Tendenz abzeichnet. Wie die Abbildung 1 

verdeutlicht, fiel die Zahl der Neumitglieder von einem anfänglich sehr hohen 

durchschnittlichen Niveau von bis zu acht und mehr Beitritten auf durchschnittlich 

fünf bis sechs pro Jahr in den 1990er Jahren und ging bis zum Jahr 2010 auf zwei bis 

drei Neumitglieder pro Jahr zurück.  
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Abb. 1: Verlauf der Ratifizierungen der Welterbekonvention nach Regionen (Stand 2010) 

 

Abb. 2: Prozentuale Gewichtung der regionalen Verteilung der Unterzeichnerstaaten der 

Welterbekonvention (Stand Jahrtausendwende) 

In den Anfangsjahren lag der Anteil der westlich-europäischen Staaten sowie der 

afrikanischen und süd-amerikanischen Länder an allen Neuratifizierungen sehr hoch. 

Nachdem in den frühen 1990er Jahren durch die politischen Veränderungen in 

Osteuropa nochmals verstärkt europäische Staaten der Konvention beitraten, 
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engagieren sich in den letzten fünfzehn Jahren vornehmlich Staaten aus Südost- bzw. 

Vorderasien und afrikanische Länder.
158
 

 

Dennoch stellen die europäischen und nordamerikanischen Länder zu Beginn des 

neuen Jahrtausends mit 28 Prozent den größten Anteil der Unterzeichnerstaaten 

dar.
159
 Erst hiernach folgen die bevölkerungs- und staatenreicheren Kontinente 

Afrika
160
 und Asien (plus Pazifikregion)

161
 mit jeweils 22 Prozent. Auch nimmt 

Lateinamerika
162
 einen verhältnismäßig geringen Anteil von 18 Prozent ein. 

Schließlich stellen die arabischen Länder
163
 mit 10 Prozent den geringsten Anteil der 

Unterzeichnerstaaten dar (Abb. 2). 

3.3.7.2 Interpretation der Beitrittsmengen zur Welterbekonvention 

Die in den Abbildungen 1 und 2 dargestellte, teils einseitige regionale Schwerpunkt-

bildung der Beitritte zur Welterbekonvention, kann vier Ursachen zugeschrieben 

werden: 

 

a)  Zunächst liegt die starke Akzentuierung der regionalen Verteilung auf west-

liche, insbesondere europäische Mitgliedstaaten in der traditionellen Verankerung des 

Denkmalschutzgedankens und den weiterreichenden Erfahrungen mit dem Kultur-

güterschutz begründet.
164
 Der mit der Unterzeichnung der Konvention 

einhergehende Gedanke zum Schutz und Erhalt sowohl des eigenen kulturellen 

Erbes als auch die Übernahme von Verantwortung für das weltweite Erbe (vgl. 2.1.3 

Welterbegedanke) musste sich in vielen außereuropäischen Ländern erst durchsetzen 

und entwickeln.  

 

b)  Viele der afrikanischen oder auch asiatischen Staaten sind durch die lange 

Zeit ihrer Kolonialisierung zwar stark westlich-europäisch strukturiert, mussten sich 

von dieser Prägung jedoch erst mühsam emanzipieren. In einem nachgeschalteten 

Prozess erfolgte die Entwicklung eines Verständnisses für das eigene Kulturerbe 

bzw. auch für die, den Besetzern zugeschriebenen Kulturgüter, die als Teil der 

landesgeschichtlichen Entwicklung ebenso zu schützen und zu erhalten sind.
165
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c)  Da die Welterbekonvention als ein Instrument der westlichen Staatengemein-

schaft gilt, liegt ein weiterer Grund, dieser nicht beizutreten, in der ideologischen 

Ausrichtungen mancher Staaten begründet
166
. Die Unterzeichnung der Konvention 

ist eng verknüpft mit der Implementierung der Konventionsinhalte in landeseigenes 

Recht. Da ein solcher Prozess einigen Staaten zu stark in ihre Souveränität 

hineinreicht, sind diese bisher nicht bereit die Welterbekonvention zu ratifizieren.
167
 

Dennoch ist es gelungen, insbesondere mit solchen Ländern, die auch in anderen 

Fragestellungen (Menschenrechten, Rüstung etc.) wenig Kompromissbereitschaft 

zeigen, einen Status der Akzeptanz zu erwirken. Mit diesem Status können bereits 

Welterbestätten nominiert werden, ohne dass die Konvention in landeseigenes Recht 

übernommen wurde. 

 

d)  Daneben ist die Unterzeichnung der Welterbekonvention und die hiermit 

verbundene Verpflichtung für den Schutz und Erhalt der nationalen Kulturgüter 

selbständig aufzukommen und zu sorgen, mit einer starken finanziellen Belastung 

verknüpft.
168
 Dieser Aufgabe konnten viele Staaten mit Dritt- oder Schwellenländer-

status bis in die 1990er Jahre nicht nachkommen, so dass der Beitritt der Staaten aus 

den Problemregionen, speziell durch diese finanziellen Hürden eingeschränkt wurde 

und weiterhin wird. Doch spätestens seit der Tourismus, insbesondere der 

Kulturtourismus, als ein starker Wirtschaftsfaktor und als zentrale Einnahmequelle 

eine globale Rolle spielt, versuchen auch die ärmsten Staaten die Welterbekonvention 

zu unterzeichnen.
169
 Dieses spiegelt sich in der Zunahme von Unterzeichnungen 

asiatischer, afrikanischer und lateinamerikanischer Länder in den vergangenen 15 bis 

20 Jahren wider (Abb. 1). Mit dem Wachstum des (Kultur-)tourismus haben auch 

diese Regionen erkannt, dass sie sich über das Signet des UNESCO Welterbes u.a. 

zunehmend gewinnbringend vermarkten können.
170
 Da in dieser Triebkraft für eine 

Unterzeichnung eine kritische Entwicklung zu sehen ist, hat die UNESCO diese 

Aspekte speziell aufgegriffen, als sie zu Beginn des neuen Jahrtausends, Maßnahmen 

zur verbesserten Umsetzung, zur zukünftigen Ausrichtung und zur weiteren 

Entwicklung der Welterbekonvention und ihrer Instrumente erarbeitet hat. 

 

Die Anerkennung und Akzeptanz, welche der Konvention unter den Mitgliedstaaten 

und der weltweiten Staatengemeinschaft gewidmet werden, sind ganz besonders an 

die präzise Implementierung der Konventionsinhalte verknüpft. Diese Akzeptanz 

                                                 
166 PROTT 1998, S. 226 
167 PROTT 1998, S. 226 
168 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 18 
169 PATIN 1999, S. 32 
170 PATIN 1999, S. 31 
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drohte Mitte der 1990er Jahre, gefördert durch die harte Kritik an der Sinnhaftigkeit 

des Welterbegedankens bzw. dem hohen quantitativen Wachstum der Welterbeliste, 

verloren zu gehen (siehe auch 3.4). 

 

Um im Verlauf dieser Arbeit die Problematiken der Funktionalität der 

Welterbekonvention und ihrer Instrumente weiter zu durchdringen, ist neben dem 

Mitgliedsportfolio auch die Ausgestaltung der Welterbeliste selbst zu betrachten. 

Diese trägt nachhaltig zur Akzeptanz unter den Mitgliedstaaten sowie zur 

Wahrnehmung der Konvention in der Weltöffentlichkeit bei und beeinflusst ihre 

gemeinschaftliche Umsetzung nachhaltig. Nur wenn die Liste alle Mitgliedstaaten 

gleichermaßer repräsentiert, kann das Konzept des Welterbes nachhaltig zum Tragen 

kommen. Daher wird im Folgenden verstärkt die Umsetzung der Konventionsinhalte 

sowie die Ausgestaltung der Welterbeliste betrachtet. 

3.4 Gegenständliche Umsetzung der Welterbe-
konvention – die Welterbeliste 

Die Umsetzung der Konvention und die Ausgestaltung der Welterbeliste wird 

nachhaltig von der Bereitschaft der Mitgliedstaaten beeinflusst, u. a. dem Artikel 6 

und 7 Folge zu leisten. Hierbei kommt zum einen der Welterbegedanke zum Tragen, 

als dessen Konzept heraus die Konvention einst konzipiert wurde. Jedoch verleiht 

speziell die Ausgestaltung der Welterbeliste, dieser Bereitschaft Ausdruck und 

unterstreicht in besonderer Weise die Bedeutung des Welterbes mit samt seines 

universellen Charakters.  

 

Umso wichtiger erscheint es, dass dieser zum Gegenstand gewordene Ausdruck der 

Konventionsinhalte und des sie tragenden Welterbegedankens (die Welterbeliste), 

solche Güter und Stätten aufweist, die eine Identifizierung aller Staaten der 

internationalen Gemeinschaft mit dem universellen Erbe zulässt und die Bereitschaft, 

dieses zu schützen und zu erhalten, fördert. Ein Ungleichgewicht und das hiermit 

verbundene fehlende Identifikationspotential werden perspektivisch zu Missständen 

bei der Implementierung der Konvention führen. Da dieses Verhältnis zwischen 

Engagement der Mitgliedstaaten und der Ausgestaltung der Welterbeliste sehr eng 

mit dem Schwerpunktthema der Arbeit verknüpft ist (vgl 1.1), wird im Folgenden 

dem aktuellen Charakter der Welterbeliste nachgegangen. Hierbei wird sowohl der 

Stand der Eintragungen dargestellt, als auch die geografische und thematische 
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Ausrichtung näher betrachtet. Schließlich werden die verschiedenen Lösungs-

strategien – hier schwerpunktmäßig der Entwicklungsansatz „Globale Strategie“, den 

die UNESCO für die Bewältigung und den Umgang mit den oben skizzierten 

Problemstellungen entwickelt hat – diskutiert. 

3.4.1 Stand der Eintragungen 

Im Jahr 2010 verzeichnete die UNESCO Welterbeliste 911 eingetragene Stätten von 

herausragender, universeller Bedeutung. Hierbei handelt es sich in der Mehrzahl um 

Kulturstätten (704 Stätten im Jahr 2010). Hingegen sind das Naturerbe und auch die 

gemischten Stätten mit nur 180 bzw. 27 Eintragungen vertreten. 
171
  

 

 

Abb. 3: Chronologische Entwicklung des Umfanges der Welterbeliste (Stand 2010) 

Betrachtet man die chronologische Entwicklung der Welterbeliste der Abbildung 3 

fällt auf, dass diese anteilige Verschiebung bzw. das Übergewicht des Kulturerbes 

sich schon zu einem frühen Zeitpunkt abzeichnete und sich spätestens ab Mitte der 

1980er Jahre mit einem 3 : 1 Verhältnis als Trend zu verfestigen begann. Aber auch 

ein weiteres Entwicklungsphänomen lässt sich anhand der lang laufenden Zeitreihe 

                                                 
171 aus: http://whc.unesco.org/pg.cfm?cid=31&l=en&&&&mode=table (abgefragt am 18. August 2010) 
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der Eintragungen klar nachvollziehen: Seit im Jahr 1978 die Galapagos Inseln als 

erste Welterbestätte benannt wurden, liegt der jährliche Zuwachs neuer Stätten bei 

ca. 30 Eintragungen.
172
 Im Jahr 1981, nur drei Jahre nach Beginn der Nominierungen, 

war somit die ursprünglich angedachte Zahl der einhundert bedeutendsten Kultur- 

und Naturdenkmale bereits überschritten (Abb. 3). Doch erst in den späten 1990er 

Jahren begann die UNESCO, insbesondere da die Tentativ-Listen der 

Mitgliedstaaten über tausend neue Nominierungsvorschläge aufweisen
173
 und das 

Renommee der Welterbeliste aufgrund ihres Umfangs zunehmend in Frage gestellt 

wurde, den steten Zuwachs von Welterbestätten durch ein Bündel unterschiedlicher 

Maßnahmen einzugrenzen und zu kontrollieren. 

3.4.2 Lösungsansätze und „Globale Strategie“ 

Um auch zukünftig den Charakter des Einzigartigen und Herausragenden zu 

gewährleisten, wurden seitens der UNESCO und im Verlauf der 1990er Jahre 

unterschiedliche Maßnahmen eingeleitet, um die rapide Zunahme der eingetragenen 

Welterbestätten zu kontrollieren, die Glaubwürdigkeit der Welterbeliste wieder 

herzustellen und ihre Entwicklung – geographisch und thematisch – im ursprünglich 

intendierten Sinne positiv zu beeinflussen. 

3.4.2.1 Geographische Ausrichtung der Welterbeliste 

Als erste Maßnahme wurde eine gleichmäßige territoriale Entwicklung der Welterbe-

liste gefördert. Den Spitzenreitern bei den eingetragenen Welterbestätten
174
 wie 

Spanien (42), Italien (45), China (40) oder Frankreich (35), die im Jahr 2010 bis zu 35 

und mehr eingetragene Objekte vorweisen können, steht eine Vielzahl an 

Unterzeichnerstaaten gegenüber, die lediglich drei oder weniger Stätten eingetragen 

haben. Trotz fördernder Maßnahmen sind derzeit 36 Mitgliedstaaten zu verzeichnen, 

die die Konvention zwar ratifiziert, jedoch noch kein Natur- oder Kulturerbe in die 

Welterbeliste eingetragen haben.
175
  

 

Kaum für allgemeine Akzeptanz der Welterbeliste förderlich ist die Tatsache, dass 

                                                 
172 MUSITELLI 2002, S. 325 
173 DEUTSCHE UNESCO KOMISSION 2009, S. 112 
174 Insgesamt acht Staaten im Jahr 2002: neben den im Text genannten zählen hierzu auch Deutschland (33), Mexiko (31), 
Großbritannien (28) und Indien (28),  
175 aus: http://whc.unesco.org/en/statesparties/stat/ (abgefragt am 28. August 2010) 
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besonders die europäischen
176
 und nordamerikanischen Mitgliedstaaten einen hohen 

Anteil an allen eingetragenen Stätten verzeichnen (Abb. 4 und 5). 

 

 

Abb. 4: Anteil der zwischen 1992 und 1996 eingetragenen Welterbestätten aus den jeweiligen 

Regionen an allen in diesem Zeitraum eingetragen Welterbestätten in Prozent (nach ZOUAIN 1997, 

S. 24) 

Daher besteht das erste Entwicklungsziel zur weiteren Fortführung der Welterbeliste, 

neben der allgemein notwendigen Begrenzung des starken quantitativen Wachstums 

der Liste, insbesondere in einer Umverteilung der (Neu-)Eintragungen zugunsten der 

bislang unterrepräsentierten Regionen und Mitgliedstaaten.
177
 

                                                 
176 Gut 40% des Welterbes ist europäisch. 
177 BERNECKER 2002 (abgefragt am 25. Augsut 2010) 
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Abb. 5: Regionale Verteilung der 911 eingetragenen Welterbestätten im Jahr 2010 (nach: 

http://whc.unesco.org/en/list/stat, abgerufen am 28. August 2010) 

3.4.2.2 Thematische Ausrichtung der Welterbeliste  

Parallel zur geografischen Umverteilung der Eintragungen von Welterbestätten hat 

die UNESCO begonnen, durch die Erweiterung des Welterbebegriffs, die 

thematische Ungleichgewichtung der Liste zu korrigieren. So wurden die Kriterien 

der Einzigartigkeit und der universalen Bedeutung seit Mitte der 2000er Jahre 

während des Einschreibungsverfahren sehr viel konsequenter betrachtet
178
 und 

verstärkt Kategorien nominiert, die nicht oder nur in geringer Zahl auf der Liste 

vertreten waren. Zu diesen zählen unter anderem die Bauten der Moderne und die 

Architektur des 20. Jahrhunderts oder auch archäologische Stätten.
179
 Daneben gelten 

Industriegüter, technische Denkmale und Kulturlandschaften in Verbindung mit 

materiellem und immateriellem Erbe als bevorzugte Objekte bei der Eintragung.
180
 

3.4.2.3 Der Entwicklungsansatz „Globale Strategie“ 

Die zur Behebung der in Kapitel 3.4.2.1 und 3.4.2.2 beschriebenen Problem-

stellungen erforderlichen Schritte wurden bereits Anfang der 1990er Jahre 

angestoßen. Bereits hier wurde erkannt, dass sich in den Jahrzehnten seit 

Verabschiedung der Welterbekonvention der Charakter der Welterbeliste stark 
                                                 
178 MERKEL 2003, S. 14 
179 MERKEL 2003, S. 14 
180 MERKEL 2003, S. 15 
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einseitig entwickelt hatte. Um dieser Entwicklung zu begegnen und gleichzeitig die 

Glaubhaftigkeit der Welterbeliste zu gewährleisten, hat die UNESCO die sogenannte 

„Globale Strategie“ entworfen. Diese gibt einen Rahmen für die geografische und 

thematische Weiterentwicklung der Liste vor, so dass die einseitige regionale 

Ausrichtung korrigiert werden kann.
181
 Der Einführung der „Globalen Strategie“ 

waren jeweils eine ICOMOS und IUCN Studie vorausgegangen. Diese 

Untersuchungen stellten die thematische Häufung europäischer Kunstgüter, wie 

historisch-religiöse Stadtensembles und Monumente der Gotik, fest (vgl. 3.4.2.2) 

bzw. konstatierten ein regionales Ungleichgewicht der eingetragenen Stätten.
182
 In 

Folge dieser Studien empfahl das Welterbe-Büro bereits im Jahr 1991 a combined 

temporal, cultural, and thematic approach zur Durchführung ausgleichender Maßnahmen 

vorzunehmen. Nur ein Jahr später schlugen hingegen die USA zusammen mit 

Griechenland die Anwendung eines dreidimensionalen Rasters aus time-culture-human-

achievements vor, welches in Kombination mit dem von ICOMOS entwickelten 

Konzept der Cultural Provinces als thematische Studien umgesetzt werden sollte.  
 

Letztlich wurde im Juni 1994, gleich laufend zu den Bemühungen der oben 

genannten Arbeitsgruppen, seitens des Welterbekomitees eine Expertenrunde 

einberufen, die mit der Erarbeitung eines Konzeptes zur vielfältigeren Entwicklung 

der Welterbeliste betraut wurde. Dieses Konzept – die Globale Strategie – wurde auf 

der 18. Sitzung des Welterbekomitees im Dezember 1994 angenommen und gibt 

seither die Strategie und Schritte zur ausgeglicheneren Fortführung der Welterbeliste 

vor.
183
  

 

Die „Globale Strategie“ stellt ein Rahmenwerk zur verbesserten Umsetzung der 

Welterbekonvention dar. Sie ist auf die inhaltliche Fortführung und Weiter-

entwicklung der Welterbeliste ausgerichtet und verleiht dieser, sowohl regional als 

auch thematisch, einen repräsentativeren Charakter.
184
 Sie ermutigt Nichtmitglieder, 

die Konvention zu zeichnen bzw. fordert alle Mitgliedstaaten auf, die Fehlstellen der 

Welterbeliste zu identifizieren und zu füllen (unterrepräsentierte Zeitepochen und 

Regionen), um das Gleichgewicht zwischen Kultur- und Naturerbe herzustellen 

sowie Tentativ-Listen zusammenzutragen und Welterbe-Nominierungen einzu-

reichen.
185
 Damit unterstützt die „Globale Strategie“, die noch kaum vertretenen 

Regionen der Welt (Afrika, Arabische Länder, die Karibik und die Pazifikregion) ihr 

                                                 
181 CLEERE 2001, S. 1 
182 aus: http://whc.unesco.org/en/globalstrategy/  (abgefragt am 30. August 2010) 
183 UNESCO 1994, S. 3, WHC-94/CONF. 003/15 
184 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 104 
185 UNESCO 1999, S. 3,  WHC-99/CONF.209/8 
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Kultur- und vor allem Naturerbe in die Welterbeliste einzubringen.  

 

Trotz dieser umfassenden Strategie zur Regulierung des einseitigen Charakters der 

Welterbeliste, die u. a. Aufrufe zur freiwilligen Selbstbeschränkung (zwei Nominie-

rungen pro Mitgliedstaat/Jahr), zur thematischen Schwerpunktverschiebung hin zu 

den Denkmalen der Moderne, der Industrie und Technik, der Archäologie oder den 

Kulturlandschaften und -routen sowie die Aufnahme länderübergreifender Welterbe-

stätten einschließt, konnte eine ausgewogenere Entwicklung der Welterbeliste 

lediglich hinsichtlich einer gleichmäßigeren Verteilung des Welterbes erreicht 

werden.
186
 So ist mit Einführung der „Globalen Strategie“ die Anzahl der 

„alternativen“ Welterbestätten des Industriezeitalters und der modernen Architektur 

maßgeblich gestiegen. Auch die Eintragungen des Naturerbes sind heterogener 

geworden und weisen nun u. a. Wüsten-, Küsten-, und Insellandschaften auf. Leider 

hat sich die regionale Gewichtung nicht in gleichem Maße positiv entwickelt. Zwar 

haben seit Dezember 1994 bis zu 46 weitere Staaten die Welterbekonvention 

ratifiziert (Stand 2008) und der Anteil von Stätten aus den afrikanischen Staaten 

sowie Pazifikregionen ist angestiegen, dennoch sind hinsichtlich des intendierten 

Ausgleichs der disproportionalen regionalen Gewichtung und der Vielzahl 

europäischer Eintragungen nur langsam Erfolge zu verzeichnen.
187
 

 

Vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse setzte im neuen Jahrtausend abermals eine 

Debatte um Reformen ein, so dass auf der 24. Sitzung in Cairns 2000
188
 und der 28. 

Sitzung in Suzhou 2004 das Welterbekomitee weitere Maßgaben beschloss.
189
 Seither 

dürfen pro Mitgliedstaat nur noch zwei Anträge pro Jahr eingereicht werden – 

vorzugsweise zum Naturerbe (Natur/Natur oder Kultur/Natur). Auch werden 

insgesamt nicht mehr als 45 Nominierungen pro Jahr
190
 behandelt.

191
 Bei 

Überschreitung dieser Anzahl sollen zunächst die unterrepräsentierten Länder ihre 

Nominierungen einreichen, gefolgt von den Staaten mit bis dato nur ein bis drei 

Welterbestätten.
192
 Schließlich haben Anträge zum Naturerbe Vorrang vor dem 

Kulturerbe und erst nach Berücksichtigung dieser Auswahlkriterien entscheidet die 

zeitliche Rangfolge der Anfrage, d. h. der Zeitpunkt des Eingang der Bewerbung im 

Sekretariat des Welterbekomitees, über die tatsächliche Berücksichtigung des 

                                                 
186 aus: http://whc.unesco.org/en/globalstrategy/ (abgefragt am 30. August 2010) 
187 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 111 
188 Details siehe: http://whc.unesco.org/en/activities/590/ (abgefragt am 30. August 2010) 
189 UNESCO 2004, S. 2 
190 Hierzu zählen auch die zurückgestellten, zurückgewiesenen Anträge aus vorangegangenen Sitzungen, grenzüberschreitende 
Anträge, Erweiterungsanträge und Eilanträge. 
191 aus: http://whc.unesco.org/en/cairns/ (abgefragt am 30. August 2010) 
192 aus: http://whc.unesco.org/en/globalstrategy/ (abgefragt am 30. August 2010) 
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Antrages zur Einschreibung auf die Welterbeliste.
193
 

 

Neben diesen speziellen Regulierungen wurden die Kriterien der „Einzigartigkeit“ 

und „universalen Bedeutung“ strikter angewendet und stringentere thematische 

Vergleichsstudien, zur Identifizierung der Fehlstellen und Problematiken, durchge-

führt. Zudem werden die Bewerbungen, stärker als zuvor, hinsichtlich langfristig 

angelegter Managementpläne der Stätten und einer Beteiligung der örtlichen 

Bevölkerung geprüft.
194
  

3.4.2.4 Das Beispiel „Budapester Erklärung“ 

Sowohl die Welterbekonvention als auch Konzepte, wie die „Globale Strategie“, 

werden schwerpunktmäßig vom Welterbekomitee mitgestaltet und umgesetzt. Um 

diesen vielfältigen Aufgaben gerecht zu werden, setzt sich auch das Komitee seit den 

1990er Jahren in regelmäßigen Abständen strategische Zielstellungen.
195
 Diese Ziele 

werden periodisch überarbeitet und entsprechend den sich verändernden gesamtheit-

lichen Strategien zur Umsetzung der Welterbekonvention adjustiert.  

 

Im Rahmen des 30-jährigen Bestehens der Welterbekonvention im Jahr 2002 setzte 

sich das Komitee erneut strategische Zielstellungen, die als „Budapester Erklärung“ 

bekannt geworden sind und dem Komitee ermöglichen sollten, im Sinne der 

„Globalen Strategie“ zu handeln (siehe auch Anlage 17). 

 

Neben einer Grundaussage zum allumfassenden Charakter der Konvention, hebt die 

„Budapester Erklärung“ die Notwendigkeit hervor, die Konvention als ein 

Instrument umzusetzen, welches auf die Vielfalt des Welterbes angewendet, die 

nachhaltige Entwicklung aller Gesellschaften durch Dialog und gegenseitiges 

Verständnis gewährleisten wird. Hiernach folgen in der Erklärung die Ausführungen 

zur verbesserten Umsetzung der Welterbekonvention. Angelehnt an die Grundsätze 

der „Globalen Strategie“, hebt auch die „Budapester Erklärung“ die Unterstützung 

von Beitritten zur Welterbekonvention und zur Nominierung von Stätten als Ziel 

hervor. Des Weiteren wird die gleichmäßige Gewichtung von Konservierung, 

Nachhaltigkeit und Entwicklung betont sowie die Kommunikation des Welterbe-

gedankens im Zuge von Bildung, Forschung und Öffentlichkeitsarbeit gefordert. 

 

                                                 
193 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 107 
194 MERKEL 2003, S. 15 
195 Die ersten ‚Strategic Orientations’ wurden 1992 vom Komitee angenommen, siehe auch WHC-92/CONF.002/12. 
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Den Kern der „Budapester Erklärung“ stellen jedoch vier strategische Aspekte dar, 

die der mittelfristigen Arbeit des Komitees einen umfassenden Überbau verleihen. 

Im Rahmen der vier Punkte
196
 wird dazu aufgerufen, dass alle mit dem Schutz und 

Erhalt des Welterbes befassten Parteien miteinander kooperieren und dabei 

berücksichtigen sollen
197
, die Glaubwürdigkeit der Welterbeliste als ausgewogenes 

und repräsentatives Instrument zum Schutz und Erhalt des kulturellen und 

natürlichen Erbes zu stärken
198
; den effektiven Schutz und Erhalt von Stätten zu 

gewährleisten
199
; die Entwicklung von effektiven Maßnahmen zur Kompetenz-

vermittlung zu fördern
200
 und die öffentliche Wahrnehmung der Welterbeidee, die 

Teilnahme sowie ihre Unterstützung durch Kommunikation zu erhöhen.
201
 

 

Mit dem Konzept der „Globalen Strategie“ samt den in Cairns und Suzhou 

beschlossenen Maßnahmen sowie den Richtlinien der „Budapester Erklärung“ ist der 

UNESCO und seinen Gremien ein erster Schritt zur nachhaltigen Fortführung der 

Welterbeliste gelungen.
202
 Die Beschlüsse bieten die zur Umsetzung der Welterbe-

konvention notwendige Flexibilität und den ausführenden Gremien dennoch die 

Möglichkeit dem Status der Welterbeliste, als glaubwürdiges und erfolgreiches 

Instrument im internationalen Kulturgüterschutz, auch zukünftig gerecht zu werden. 

3.5 Instrumente der Welterbekonvention 

Neben den in Kapitel 3.4 beschriebenen Richtlinien zur Umsetzung der 

Welterbekonvention (z. B. die „Globale Strategie“) existieren eine Reihe weiterer 

Instrumentarien, die die Implementierung des Konventionstextes und des mit ihm 

verbundenen Welterbegedankens ermöglichen. Auch diese Instrumente werden, um 

der Zielstellung der Arbeit gerecht zu werden, nachfolgend im Überblick dargestellt 

und hinsichtlich ihres Einflusses bzw. ihrer Eignung zur Umsetzung der 

Konventionsziele diskutiert. 

 

Um zu gewährleisten, dass ein Mitgliedstaat die universellen Werte einer 

                                                 
196 Diese sind auch unter den ‚the four C’s’ geläufig. 
197 UNESCO 2002, S. 8 
198 Auszug aus der Budapester Erklärung, Punkt a) strengthen the Credibility of the World Heritage List, as a representative and 
geographically balanced testimony of cultural and natural properties of outstanding universal value. 
199 Auszug aus der Budapester Erklärung, Punkt b) ensure the effective Conservation of World Heritage properties. 
200 Auszug aus der Budapester Erklärung, Punkt c) promote the development of effective Capacity-building measures, including 
assistance for preparing the nomination of properties to the World Heritage List, for the understanding and implementation of 
the World Heritage Convention and related instruments. 
201 Auszug aus der Budapester Erklärung, Punkt d) increase public awareness, involvement and support for World Heritage 
through Communication. 
202 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 111 
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Welterbestätte schützt und erhält, stehen den UNESCO-Gremien, wie dem 

Welterbekomitee und dem Welterbezentrum, unterschiedliche Instrumente zur 

Verfügung, die Konventionsinhalte zu implementieren (möglichst gemeinsam mit 

dem Vertragsstaat).
203
 Aufgrund ihres unterschiedlichen Charakters sowie ihrer 

Ausprägungen werden diese Instrumente in verschiedene Kategorien eingeteilt. Zum 

einen handelt es sich um die sogenannten „weichen“ Instrumente, wie den 

politischen Druck (Diplomatie), den Imagegewinn sowie um die Regelungen zur 

Zuteilung von Finanzmitteln (Welterbefonds). Zu den „harten“ Instrumenten zählen 

die Instrumente operativen Charakters, u. a. die Richtlinien zur Durchführung der 

Welterbekonvention sowie die Monitoring-Instrumente, zu denen beispielsweise die 

regelmäßige Berichterstattung zählt. Des Weiteren sind hier die juristischen 

Regelungen, wie die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr und die Aberkennung des 

Welterbetitels zu nennen. 

 

Alle diese Instrumente bieten Möglichkeiten, stecken den notwendigen Rahmen ab 

und liefern konkrete Anweisungen, die zu einem besseren Verständnis sowie zur 

korrekten Ausführung und Umsetzung der Konventionsinhalte führen sollen. 

3.5.1 Weiche Instrumente  

Zu den weichen Instrumenten der Konvention zählen der politische Druck (unter 

Anwendung diplomatischer Beziehungen), die internationale Anerkennung und ein 

hiermit verbundener Imagegewinn
204
 sowie die Möglichkeiten der finanziellen 

Zuwendungen und Förderungen aus Mitteln des Welterbefonds. Die Anwendung der 

Instrumente zur Umsetzung der Konventionsziele soll im folgenden Abschnitt 

anhand von Beispielen verdeutlicht werden. 

3.5.1.1 Politischer Druck 

Da mit der Unterzeichnung der Welterbekonvention die Maßgabe der Freiwilligkeit 

verbunden ist und in die Souveränität der Mitgliedstaaten nicht eingegriffen werden 

kann und darf, bieten sich der UNESCO und ihren Gremien kaum Möglichkeiten, 

konventionswidriges Handeln (z. B. die Zerstörung der universellen Werte einer 

Welterbestätte) zu ahnden.  

                                                 
203 UNESCO 2002, S. 39 
204 PROTT 1992, S. 74f 
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Stattdessen nehmen Sanktionen oftmals einen rein moralischen Charakter an, der 

sich vor allem als politischer Druck auf die Regierungen der widerrechtlich 

handelnden Mitgliedstaaten äußert.
205
 Dieser wird eher auf Ebene der Staatsvertreter 

und in diplomatischen Kreisen kommuniziert und stellt einen ersten Schritt zum 

Handeln bei Gefährdungen und Verlust der universellen Werte einer Welterbestätte 

dar. Obwohl dieses Instrument kaum messbar und kontrollierbar ist, hat es an vielen 

Stellen bereits große Wirkung entfaltet, da sein Einsatz u.a. zu nennenswerten und 

nur schwer wiederherstellbaren Beschädigungen des Images eines Staates führen 

kann. 

 

Zur Illustration soll der Welterbebereich um die Pyramiden von Gizeh in Ägypten 

genannt werden (Abb. 6). Die sogenannte Pufferzone der Welterbestätte (ein 

Bereich, der ebenfalls keine maßgeblichen Änderungen erfahren sollte) und somit die 

Stätte selbst, wurde im Jahr 1995 durch geplante Maßnahmen zum Bau einer großen 

Umgehungsstraße bedroht.
206
  

 

 

Abb. 6: Welterbestätte Gizeh - Die Pyramide von Kephren mit Sphinx © UNESCO / Alexis N. 

Vorontzoff 

 

                                                 
205 MUSITELLI 2002, S. 325 
206 aus: http://whc.unesco.org/en/107 (abgefragt am 30. August 2010) 
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Da das Welterbezentrum und das Welterbekomitee rechtzeitig über diese Planungen 

informiert wurden, konnte in frühzeitig begonnenen Verhandlungen mit der 

ägyptischen Regierung und auf den unterschiedlichen diplomatischen Ebenen die 

Gefährdung der universellen Werte verdeutlicht und ein Bau der Umgehung 

abgewendet werden. 

 

Unterstützt wurden diese Prozesse durch die ebenfalls frühzeitige Erarbeitung einer 

alternativen Lösung durch die Gremien, die den Charakter der Welterbestätte nicht 

beeinträchtigte.
207
 

3.5.1.2 Imagegewinn und positive internationale Anerkennung 

Die Verleihung des Welterbetitels ist meist mit einem großen Imagegewinn und 

einem hohen Maß an internationaler Anerkennung für den Mitgliedstaat 

verbunden.
208
 Eine Anerkennung fördert sowohl den Nationalstolz als auch die 

Identifikation mit dem Welterbe sowie das Bewusstsein der Notwendigkeit zum 

Schutz und Erhalt der herausragenden Werte.
209
 Selbst Dritt- und Schwellenländern 

gelingt es mit dieser Motivation oftmals viel besser, für ihre universell wertvollen 

Stätten, die hohen finanziellen Mittel bereitzustellen, um eine objektgerechte 

Erhaltung oder Restaurierung zu gewährleisten und durchzuführen. 

 

Doch wird der positive Imagegewinn häufig unter ökonomischen Gesichtspunkten 

eingesetzt. Eine zunehmende touristische Vermarktung der Welterbestätte steht 

dabei im Vordergrund. Dies kann sowohl vor- als auch nachteilig bewertet werden
210
; 

nachteilig insbesondere in den Fällen, in denen die touristische Vermarktung mit 

einer starken Übernutzung der Stätte einhergeht. Solchen Entwicklungen muss durch 

eine frühzeitige Einbindung des Welterbezentrums und die Ausarbeitung umfassen-

der Managementpläne entgegengewirkt werden.
211
 Positiv ist in diesem 

Zusammenhang hervorzuheben, dass insbesondere in Drittländern, die den Kultur-

tourismus als Wirtschaftsfaktor verstärkt und gezielt entwickeln, der Imagegewinn 

mit der Schaffung von Arbeitsplätzen bzw. einer allgemeinen ökonomischen 

                                                 
207 aus: http://whc.unesco.org/en/107 (abgefragt am 30. August 2010) 
208 DEUTSCHE UNESCO KOMISSION 2009, S. 24 
209 PROTT 1992, S. 74 f 
210 Da sich die Thematik sehr umfassend  darstellt, wird an dieser Stelle nicht vertiefend zum Kulturtourismus und seinen 
Auswirkungen auf das Welterbe diskutiert, sondern soll lediglich auf die Problematik hingewiesen werden. Die UNESCO setzt 
sich sehr im Detail mit den Gefährdungen des Welterbes durch den Kulturtourismus auseinander und verfolgt hier 
unterschiedliche Strategien. Informationen hierzu können u.a. folgender Publikation entnommen werden: Arthur Pedersen, World 
Heritage Manual 1 - Managing Tourism at World Heritage Sites: a Practical Manual for World Heritage Site Managers,Paris 2002 oder unter 
folgender Adresse eingesehen werden: http://whc.unesco.org/en/sustainabletourism (abgefragt am 30. August 2010) 
211 aus: http://whc.unesco.org/en/sustainabletourism (abgefragt am 30. August 2010) 
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Entwicklung verbunden ist und der Imagezuwachs in diesen Ländern erst die zum 

Erhalt notwendige Aufmerksamkeit für das Welterbe zu generieren vermag. 
 

Aus genannten Gründen setzen sowohl das Welterbekomitee und das Welterbe-

zentrum das „weiche“ Instrument „Imagegewinn“ bewusst zur Umsetzung von 

Konventionsinhalten ein. Hierbei nutzen sie insbesondere den Effekt, dass der 

Imagegewinn sehr eng mit der Zugehörigkeit zur internationalen Gemeinschaft 

verknüpft ist und sich kein Mitgliedstaat durch konventionswidriges Verhalten vor 

dieser Gemeinschaft bloßgestellt und ausgeschlossen wissen oder von ihr als 

handlungsunfähig erachtet werden möchte.  

 

Zur Verdeutlichung der Wirkung des „Imagegewinns und der positiven Anerken-

nung“ sollen die Beispiele des Heiligtums in Delphi und der Museumsinsel Berlin 

ausgeführt werden: Als im Jahr 1987 das Heiligtum von Delphi in die Welterbeliste 

aufgenommen wurde, stand in seiner unmittelbaren Umgebung der Bau einer 

Aluminiummine an. Diese Mine hätte den außergewöhnlichen Charakter des 

Heiligtums unmittelbar zerstört (Abb. 7). 

 

 

Abb. 7: Sicht über das Heiligtum von Delphi mit dem Apollo Tempel © UNESCO / Niamh Burke 
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Bei der Einschreibung der Stätte in die Welterbeliste wurde der griechischen 

Regierung die Verlagerung der Mine als Bedingung gestellt. Da Griechenland einen 

enormen Imageverlust bezüglich des Umgangs mit seinem archäologischen Erbe 

befürchtete, wurde sehr zügig ein Ausweichstandort für die Mine gefunden.
212
 

 

Auch das zweite Beispiel, welches die Bedeutung des Instrumentes „Imagegewinn 

und Anerkennung“ illustriert, steht im Zusammenhang mit einem schon sehr lange 

in der Denkmalpflege engagierten Mitgliedstaat – der Bundesrepublik Deutschland.
213
 

In diesem Fall veranlasste die reine Erwähnung einer eventuell bevorstehenden 

Eintragung der Museumsinsel Berlin in den frühen 1990er Jahren aufgrund ihres 

schlechten Erhaltungszustandes in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr, die zeitnahe 

Durchführung erhaltender Maßnahmen sowie die Erarbeitung eines Masterplans zur 

umfassenden Restaurierung der historischen Museumsanlagen (Abb. 8).  

 

 

Abb. 8: Blick auf den nordwestlichen Bereich der Museumsinsel Berlin © UNESCO 

Aufgrund des zu befürchtenden Imgageverlustes hinsichtlich der Kompetenzen, 

Befugnisse und Spielräume der deutschen Denkmalbehörden, die bedeutenden 

Monumente zu erhalten, reagierten die Entscheidungsträger schnell und leiteten die 

                                                 
212 aus: http://whc.unesco.org/en/107 (abgefragt am 30. August 2010) 
213 RINGBECK 2004, S. 9 
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erforderlichen Maßnahmen zügig ein. 

 

3.5.1.3 Der Welterbefonds 

Zum Schutz und Erhalt des Welterbes wird oftmals fachliche und technische Hilfe 

benötigt, die die finanziellen Möglichkeiten einiger Mitgliedstaaten weit übersteigen. 

Aus diesem Grund sieht die Welterbekonvention gemäß ihres Artikels 15
214
 die 

Vorhaltung eines gemeinschaftlichen Fonds (Welterbefonds) vor.
215
 Die Mittel des 

Fonds setzen sich aus den Pflicht- oder freiwilligen Beiträgen der Mitgliedstaaten 

(mindestens 1% ihres Beitrages zum UNESCO Budget
216
), aus Schenkungen und aus 

Einnahmen durch die Welterbekampagnen zusammen.
217
 Ebenso können Spenden 

von NGO’s oder Privatpersonen eingezahlt werden.
218
 Das Welterbekomitee muss 

über die Vergabe der Mittel entscheiden, die Gelder sorgsam verwalten und hat dabei 

den klar formulierten Bedingungen zur Verwendung der Gelder zu folgen: 

 

• Unterstützung in Notsituationen: Die Mittel sollen zur Durchführung von 
Notmaßnahmen oder zur Erstellung dringender Nominierungen von 

besonders bedrohten Welterbestätten verwendet werden.
219
 

• Unterstützung von Vorbereitungs- und Planungsaktivitäten: Die Mittel sollen der 
Vorbereitung und Ausarbeitung von Tentativlisten und Anträgen dienen; die 

hier zu vergebende Höchstsumme beträgt 30.000 US Dollar. 
220
 

• Unterstützung der technischen Zusammenarbeit: Mittel, die zur Konservierung und 
zum verbesserten Management von Stätten (Durchführung von Studien, 

Bereitstellung spezieller Ausstattung und Ausrüstung) eingesetzt werden.
221
 

• Unterstützung der Ausbildung: Mittel, die speziell für die Ausbildung von 
Fachkräften und Experten aller Ebenen verwendet werden.

222
 

                                                 
214 Auszüge aus dem Artikel 15 der Welterbekonvention: (1) Hiermit wird ein Fonds für den Schutz des Kultur- und Naturerbes 
der Welt von außergewöhnlichem universellem Wert errichtet; er wird als "Fonds für das Erbe der Welt" bezeichnet. (2) Der 
Fonds stellt ein Treuhandvermögen im Sinne der Finanzordnung der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur dar. 
215 UNESCO 1980, S. 11 
216 Vergleiche auch Artikel 16.1 der Welterbekonvention: (1) Unbeschadet etwaiger zusätzlicher freiwilliger Beiträge verpflichten 
sich die Vertragsstaaten, regelmäßig alle zwei Jahre an den Fonds für das Erbe der Welt Beiträge zu zahlen, deren Höhe nach 
einem einheitlichen, für alle Staaten geltenden Schlüssel errechnet und von der Generalversammlung der Vertragsstaaten 
festgesetzt wird, die während der Tagungen der Generalkonferenz der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur zusammentritt. Dieser Beschluss der Generalversammlung bedarf der Mehrheit der anwesenden und 
abstimmenden Vertragsstaaten, die nicht die in Absatz 2 genannte Erklärung abgegeben haben. Der Pflichtbeitrag der 
Vertragsstaaten darf 1 v.H. des Beitrags zum ordentlichen Haushalt der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur nicht überschreiten. 
217 aus: http://whc.unesco.org/en/funding/#1 (abgefragt am 1. September 2010) 
218 UNESCO 1997, S. 33 
219 aus: http://www.unesco.de/692.html (abgefragt am 1. September 2010) 
220 UNESCO 1980, S. 11 
221 PROTT 1992, S. 75 
222 UNESCO 1988, S. 36 
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Insgesamt stehen jährlich bis zu vier Millionen US Dollar zum Schutz und Erhalt des 

Welterbes aus dem Welterbefonds zur Verfügung.
223
 Diese Summe ist in Anbetracht 

der zunehmenden Anzahl von Welterbestätten und der zu bewältigenden Aufgaben 

jedoch kaum ausreichend.
224
 Daher wird primär den dringlichsten Anträgen, wie 

Notsituationen und der Finanzierung von Projekten in Drittländern, stattgegeben.
225
 

Dies begründet sich auch aus dem Umstand, dass mit der Unterzeichnung der 

Welterbekonvention und der Aufnahme von Stätten in die Welterbeliste keine 

finanzielle Unterstützung seitens der UNESCO verbunden oder gar garantiert ist. 

Jeder Mitgliedstaat muss sich im Zuge der Unterzeichnung der Welterbekonvention 

bewusst sein, dass er laut ihres Artikels 4 den Schutz und Erhalt seiner Stätten aus 

eigener Kraft und mit eigenen Mitteln sicherzustellen hat. Der Welterbefonds stellt 

lediglich ein weiteres „weiches“ Instrument der UNESCO zur Umsetzung der 

Konventionsinhalte – speziell in Notsituationen – dar.   

 

 

Abb. 9: Steinwand einer Inka Festung in der Welterbestadt Cuzco © UNESCO / Vautier-Decool 

Um diese Funktionsweise zu verdeutlichen, werden nachfolgend ausgewählte 

Beispiele von Notzahlungen aufgeführt, die aus dem Fonds finanziert wurden: 

 

                                                 
223 aus: http://whc.unesco.org/en/funding/#1 (abgefragt am 1. September 2010) 
224 CAMERON 1992, S. 20 
225 UNESCO 1997, S. 33 
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• Maya Ruinen von Copán, Honduras: Finanz- und Notmittel (5.000–43.000 

US Dollar), die zum verbesserten Schutz und Erhalt der Welterbestätte seit 

den 1980er Jahren beantragt und eingesetzt wurden (z. B. Beratung und 

Ausbildung, technisches Equipment, konservatorische Maßnahmen)
226
 

• Welterbestadt Cuzco, Peru (Abb. 9): Hilfsmittel nach dem Erdbeben im 

August 2007 (Stärke 7.9) zur Erfassung von Strukturschäden, insbesondere in 

der Stadt Cuzco
227
 

• Apollotempel Epicurius in Bassae, Griechenland: Anschaffung tragbarer 

Messinstrumente zur Erfassung von Erdbeben (je ca. 30.000 US Dollar), die 

zudem an anderen eingetragenen Stätten eingesetzt werden durften.
228
 

 

Daher können die Hilfsmittel aus dem Welterbefonds vornehmlich als Katalysator 

angesehen werden, die weitere Maßnahmen der örtlichen Behörden anregen und 

somit die Konventionsinhalte sowie den Schutz und Erhalt des Welterbes nach 

Maßgabe der UNESCO umzusetzen helfen.
229
 

3.5.2 Operative und juristische Instrumente  

Neben den „weichen“ Instrumenten, die das Welterbekomitee und das -zentrum zur 

Umsetzung der Konventionsinhalte einsetzen können, stehen den UNESCO 

Gremien zur Implementierung der Konventionsziele insbesondere die operativen 

und juristischen Regelungen zur Verfügung. Zu den operativen Regelungen zählen 

die Richtlinien zur Durchführung der Welterbekonvention und die Monitoring-

Instrumente, während die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr und die Möglichkeit der 

Aberkennung des Welterbetitels eher als juristische Instrumente zu betrachten sind.  

Letztere sind schwerpunktmäßig in dieser Arbeit zu betrachtenden Regelungen und 

sollen bereits an dieser Stelle und im Kontext des Möglichkeitenspektrums zur 

Implementierung der Konventionsinhalte in kurzer Form vorgestellt werden. 

3.5.2.1 Richtlinien zur Durchführung der Welterbekonvention  

Die Umsetzung der Welterbekonvention wird maßgeblich von den „Richtlinien zur 

Durchführung der Welterbekonvention“ (Operational Guidelines for the implementation of 

                                                 
226 aus: http://whc.unesco.org/en/list/129/assistance/ (abgefragt am 1. September 2010) 
227 aus: http://whc.unesco.org/en/news/373 (abgefragt am 1. September 2010) 
228 PROTT 1992, S. 80 
229 PROTT 1992, S. 81 
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the World Heritage Convention) bestimmt. Zwar sind diese im Konventionstext selbst 

nicht verankert, jedoch wird in Artikel 10.1 auf die Rules of Procedure hingewiesen, mit 

denen die Richtlinien in einem engen Zusammenhang stehen.
230
 Entsprechend wurde 

auf der ersten Sitzung des Welterbekomitees im Jahr 1977 ein Arbeitsdokument 

erstellt
231
, welches die Umsetzung der Welterbekonvention bereits in groben Zügen 

skizziert und festschreibt.
232
 Bereits in diesen ersten Richtlinien wird mit angemerkt, 

dass: […] ‘these guidelines, which will need adjusting or expanding to reflect later decisions of the 

Committee, are of crucial importance,’ […]. Seither sind die Richtlinien bis zu achtzehn Mal 

überarbeitet und verändert worden, um sie an die sich ändernden Bedürfnisse zum 

Schutz und Erhalt von Welterbestätten, anzupassen. Die derzeitige Version stammt 

aus dem Jahr 2008 und stellt den zur Umsetzung der Welterbekonvention bindenden 

Stand der Richtlinien dar.
233
 

 

Die Glaubwürdigkeit der Konvention ist direkt mit den Richtlinien zur Durch-

führung der Welterbekonvention verbunden. Sie geben dem, die Konventionsinhalte 

umsetzenden Welterbekomitee die notwendigen Rahmenbedingungen an die Hand 

und erleichtern die Implementierung der Konventionsziele.
234
 So heißt es in den 

Richtlinien des Jahres 1977: […] ‘in that they provide a clear and comprehensive statement of 

the principles which are to guide the Committee in its future work.’ […]. Inhaltlich werden 

folgende Schwerpunkte in den Richtlinien berücksichtigt: 

 

• Rahmenbedingungen zur Eintragung von Stätten in die Welterbeliste sowie in 

die Liste-der-Welterbestätten-in-Gefahr 

• Rahmenbedingungen zum Erhaltungszustand der Welterbestätten 

• Rahmenbedingungen zum Welterbefonds 

• Rahmenbedingungen zur innerstaatlichen und internationalen Hilfe
235
 

 

Neben diesen Grundsätzen beinhalten die Richtlinien auch Hinweise für die 

Kommunikation und die Verbreitung der Konventionsinhalte und des Welterbes-

gedankes und werden durch das Nara-Dokument zur Echtheit (vgl. Anlage 18) 

ergänzt.
236
  

 

Als Beleg für die Anwendbarkeit und Praktikabilität des Instrumentes soll darauf 

                                                 
230 STRASSER 2002, S. 245 
231 Dieses ist bei der UNESCO unter dem File-Namen cc-77-conf001-8e abgelegt. 
232 STRASSER 2002, S. 245 
233 vgl. http://whc.unesco.org/archive/opguide08-en.pdf (abgefragt am 2. September 2010) 
234 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 201 
235 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 201 
236 RINGBECK 2008,  S. 18 
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verwiesen werden, dass insbesondere die Rahmenbedingungen zur Eintragung von 

Stätten in die beiden Verzeichnisse der Welterbekonvention, welche je in Kapitel III 

und IV.B der Richtlinien behandelt werden, den UNESCO Gremien sehr viel 

konkretere Handlungsoptionen und somit Argumentationsgrundlagen im Zuge von 

Unstimmigkeiten bieten, als sie vergleichsweise in der Welterbekonvention selbst 

festgeschrieben sind. 

Somit existiert aufgrund dieser breit angelegten, inhaltlichen Ausgestaltung als auch 

durch die kontinuierliche Weiterentwicklung der Richtlinien, ein flexibles und doch 

tiefgreifendes Instrument zur Implementierung der Konventionsziele vor.  

3.5.2.2 Berichterstattung über den Erhaltungszustand  

Zur Überprüfung des Erhaltungszustandes des Welterbes und vor allem, um 

sicherzustellen, dass die herausragenden Werte der Stätten nicht durch unsach-

gemäßen Umgang verloren gehen
237
, sind die Unterzeichnerstaaten nach dem Artikel 

29 der Konvention verpflichtet, in bestimmten Intervallen ausführliche Zustands-

berichte ihrer Welterbestätten anzufertigen.
238
  

Die Berichtspflicht – das sogenannte Monitoring – stellt ein weiteres operatives 

Instrument dar, welches der UNESCO zur Umsetzung der Konventionsinhalte zur 

Verfügung steht.
239
 Die Berichterstattung, Teil der in den Richtlinien zur Durch-

führung der Welterbekonvention (Kap IV) festgehaltenden Maßgaben, untergliedert 

sich in drei Teilbereiche: 

 

• Regelmäßige Berichterstattung / periodic reporting 

• Reaktive Überwachung / reactive monitoring 

• Vorbeugende Überwachung / preventive monitoring 

 

Die „Regelmäßige Berichterstattung“ ist in ein regional aufgestelltes Cluster
240
 

integriert und erfolgt über einen Zeitraum von sechs Jahren (vgl. Tab. 1). Nach 

Abschluss eines Berichtszyklusses und des Reflektionsjahres beginnt ein neuer 

Monitoringzyklus. Auf diese Art und Weise stellen die UNESCO-Gremien die 

regelmäßige Überprüfung der Erhaltungszustände des Welterbes sicher, können 

rechtzeitig regulierende Maßnahmen einleiten sowie die regionale Zusammenarbeit 

                                                 
237 PROTT 1992, S. 85 
238 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 85 
239 DEUTSCHE UNESCO-KOMMISSION 2009, S. 87 
240 Die Berichte weisen eine regionale Ausrichtung auf, um spezifische Anliegen und regionale Problematiken beheben zu 
können. Hierbei sind für jede Region spezielle Strategien entwickelt worden. Als Ergebnis jeder Berichtsrunde liegt ein 
Gesamteindruck über den Erhaltungszustand der Welterbestätten einer Region vor. 
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fördern.  

 

Zwar erfolgt die Berichterstattung durch die Mitgliedstaaten auf freiwilliger Basis, 

jedoch können hierfür auch die Unterstützung von den beratenden Gremien und 

Mittel aus dem Welterbefonds angefordert werden.
241
 Zudem beinhaltet die Anlage 7 

der Richtlinien zur Durchführung ein Formblatt
242
, welches die Anfertigung der 

Berichte unterstützen soll.
243
 Die erste Monitoring-Runde in den Jahren 2000 bis 

2006 ist insgesamt positiv verlaufen.
244
 

 

Erstellung des 

Berichtes 

Region Mitgliedstaaten 

(bis 1998) 

Anzahl zu unter-

suchender Stätten 

2000 Arabische Staaten 16 46 

2001/2002 Afrika 31 40 

2003 Asien & Pazifik 31 96 

2004 Lateinamerika & Karibik 29 62 

2005/2006 Europa & Nordamerika 50 297 

Reflektionsjahr 

Tab. 1: Anordnung des auf sechs Jahre angelegten Zyklus der ‚Regelmäßigen Berichterstattung’; nach: 

http://whc.unesco.org/en/periodicreporting/#4 (abgefragt am 1. September 2010) 

Anders als die in regelmäßigen Abständen anzufertigenden Zustandsberichte, erfolgt 

die „Reaktive Überwachung“ im Zuge von sich ergebenden Bedrohungen einer 

Welterbestätte. Diese Berichte über den Erhaltungszustand einzelner Welterbe-

stätten, werden außerplanmäßig erstellt und vom Welterbe-Zentrum oder den 

beratenden Gremien erarbeitet.
245
 Gemäß § 169 der Richtlinien zur Durchführung 

wird in jenen Fällen ein gesonderter Bericht durch Externe erstellt, in denen 

außergewöhnliche, die Stätte gefährdende Vorgänge einsetzen oder Eingriffe mit 

nachhaltiger Auswirkung auf den Welterbestatus der Stätte durchgeführt werden 

sollen.
246
 Die „Reaktive Überwachung“ und Berichterstattung erfolgt meist im 

                                                 
241 aus: http://whc.unesco.org/en/periodicreporting/#4 (abgefragt am 2. September 2010) 
242 Details siehe: http://whc.unesco.org/pg.cfm?cid=58 (abgefragt am 2. September 2010) 
243 Um eine einheitliche Bewertung zu gewährleisten, hat das Komitee spezielle Formulare zur ‘Regelmäßigen Berichterstattung’ 
entwickelt. Diese bestehen aus zwei Abschnitten: Der Abschnitt I behandelt die legislativen und administrativen Bestimmungen, 
die der Mitgliedstaat bei Ratifizierung der Konvention unterzeichnet hat. Zusammen mit weiteren Maßnahmen zur Umsetzung 
der Konvention werden Details, wie die allgemeinen Aufgaben und Verpflichtungen, die in spezifischen Artikeln der 
Konvention festgeschrieben sind, abgehandelt. Der Abschnitt II hingegen bezieht sich auf den Erhaltungszustand spezifischer 
Stätten, die auf dem Gebiet des Unterzeichnerstaates liegen. Dieser Abschnitt wird für jede Welterbestätten ausgefüllt; nach: 
http://www.unesco.de/332.html (abgefragt am 2. September 2010) 
244 aus: http://whc.unesco.org/en/activities/593/ (abgefragt am 2. September 2010) 
245 DURIGELLO 2004, S. 22 
246 DEUTSCHE UNESCO KOMMISSION 2009, S. 86 
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Vorfeld der Eintragung in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr oder vor der Aberken-

nung des Welterbestitels. Daher ist es auch vornehmliches Ziel dieses 

Überwachungsinstrumentes, den Verlust der herausragenden Welterbewerten 

rechtzeitig einzugrenzen und letztlich die Aberkennung des Welterbetitels, aufgrund 

fehlender und verlorener Werte, zu verhindern.
247
  

Alternativ zur „Regelmäßigen Berichterstattung“ und zur „Reaktiven Überwachung“ 

hat das Deutsche Nationalkomitee von ICOMOS für die hiesigen Welterbestätten 

die „Vorbeugende Überwachung“ etabliert. Hierbei werden unabhängig von der 

regelmäßigen Berichtspflicht in kleinen Arbeitsgruppen jährliche Berichte zum 

Erhaltungszustand der deutschen Welterbestätten erstellt. Diese können bei Bedarf 

in die Berichte des „Regelmäßigen Monitorings“ einfließen.
248
 

 

Als beispielhaften Prozess des „Reaktiven Monitorings“ im Rahmen der Vorab-

prüfung einer Eintragung in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr wird nachfolgend die 

Berichterstattung zur Inka-Bergfestung Machu Picchu in Peru aufgeführt (Abb. 10).  

 

 

Abb. 10: Blick auf die Inka-Bergfestung Machu Picchu © UNESCO / Georges Malempré 

Diese unterlag seit Mitte der 1990er Jahre mehreren „Reaktiven Monitorings“, die in 

                                                 
247 aus: http://whc.unesco.org/en/173/ (abgefragt am 1. September 2010) 
248 Deutsche UNESCO Kommission 2009, S. 87f 
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einer Kooperationsleistung zwischen IUCN und ICOMOS bzw. UNESCO – IUCN 

– ICOMOS aufgrund fehlender Erhaltungs- und geplanter Infrastrukturmaßnahmen 

(Bau einer Seilbahntrasse) an der Welterbestätte durchgeführt wurden.
249
 Die Vorort-

Untersuchungen und Berichterstattungen führten schließlich ab dem Jahr 2001 zu 

einem verbesserten Managementplan für Machu Picchu, der als Reaktion auf das 

„Reaktiven Monitorings“ erarbeitet wurde. Des Weiteren wurden die Planungen zum 

Bau der Seilbahn eingestellt.  

 

Das Beispiel Machu Picchu verdeutlicht sehr anschaulich den Rahmen der 

Möglichkeiten, die das reaktive Monitoring und eine rechtzeitige Überprüfung der 

Welterbestätte zur Umsetzung der Konventionsziele bietet. Letztlich führte die 

„Reaktive Berichterstattung“ in diesem Fallbeispiel zu einer Bewahrung des 

Erhaltungszustandes und der Werte des Welterbes Machu Picchu und zu einem 

Verzicht seiner Eintragung in die Liste-der-Welterbestätten-in-Gefahr. 

 

Die den UNESCO-Gremien zur Verfügung stehenden Möglichkeiten der 

Überwachung und des Monitorings stellen eines der wichtigsten Instrumente zur 

Implementierung der Ziele der Welterbekonvention dar. Die unterschiedlichen 

Stufen des Monitorings – die „Regelmäßige Berichterstattung“, die „Reaktive 

Überwachung“ und die „Vorbeugende Überwachung“ – werden zur Wahrung der 

Objektivität von unterschiedlichen Gremien ausgeführt. Alle Verfahren haben zum 

Ziel, Gefährdungen des Welterbes und den Verlust der herausragenden Werte einer 

Stätte zu einem frühen Zeitpunkt aufzuzeigen, die Kommunikation mit dem 

Management zu fördern und hierbei gemeinsam Lösungen zu finden. Inwiefern 

dieses Vorgehen auch dazu beitragen kann, die Konventionsziele nachhaltiger und 

präziser zu implementieren, soll in den folgenden Kapiteln noch konkreter als es in 

dieser allgemeinen Darstellung des Handlungsspektrums möglich war, untersucht 

werden. 

3.5.2.3 Liste des Welterbes in Gefahr (Die Rote Liste) 

Auch die Ziele und Anwendung des legislativen Instrumentes Liste-des-Welterbes-in-

Gefahr sollen in diesem Handlungsspektrum bereits mit vorgestellt werden.  

 

Der Großteil des UNESCO-Welterbes befindet sich in einem guten Erhaltungs-

zustand und nur ungefähr fünf Prozent der eingetragenen Welterbestätten sind akut 
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von einem Verlust ihres herausragenden Charakters und Wertes gefährdet.
250
 Jedoch 

nehmen die Gefährdungen zu
251
 und insbesondere Naturkatastrophen wie Erdbeben, 

Wirbelstürme und Überflutungen, bedrohen das Welterbe in einem stärkeren Maße. 

Aber auch die vom Menschen induzierten Gefährdungen, u. a. kriegerische 

Auseinandersetzungen, ethnische Konflikte, Plünderungen oder willentliche 

Zerstörung, ebenso wie Entwicklungsprozesse, unkontrolliertes Städtewachstum und 

Tourismus, beinflussen den Erhaltungszustand der Welterbestätten negativ.
252
  

 

Um Bedrohungen wie diesen zu begegnen, bietet sich den UNESCO Gremien nach 

Artikel 11.4 der Welterbekonvention die Möglichkeit, besonders gefährdete Objekte 

in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr aufzunehmen.
253
 Im Jahr 2010 wies diese 

insgesamt 34 Stätten auf, wobei es sich um achtzehn Objekte des Kulturerbes und 

sechzehn Naturgüter handelte (Details siehe Anlage 19). Mit ihrer Eintragung in die 

Liste-des-Welterbes-in-Gefahr haben diese Stätten verstärkten Anspruch auf 

Hilfszuwendungen
254
. Vornehmlich soll die sogenannte „Gefahrenliste“ jedoch die 

internationale Gemeinschaft und Öffentlichkeit auf den drohenden Verlust von 

Wert, Authentizität und Integrität der Stätten, aufmerksam machen sowie helfen, 

erhaltende Maßnahmen einzuleiten.
255
  

 

Ein sehr anschauliches Beispiel für die Ziele und Anwendung der Liste-des-

Welterbes-in-Gefahr stellt die Medina von Zabid im Jemen dar (Abb. 11). Diese 

wurde im Jahr 2000 auf Bitte des Mitgliedstaates in die Gefahrenliste aufgenommen, 

da durch Abbauprozesse bereits bis zu 40 Prozent der historischen Häusersubstanz 

durch neuzeitliche (Beton-)Bauten ersetzt werden musste.
256
 

 

Der herausragende, historische Wert und die Authentizität, aufgrund derer die Stätte 

im Jahr 1993 den Welterbetitel erhalten hatte, drohten verloren zu gehen. Die 

Eintragung der Medina in die „Gefahrenliste“ bot bzw. bietet den UNESCO-

Gremien und den jemenitischen Behörden seither die Möglichkeit, 

Rettungsmaßnahmen anzustoßen und eine nachhaltige Strategie für den Schutz und 

Erhalt der Welterbestätte zu entwickeln und umzusetzen. 
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Abb. 11: Historische Bauten in der Medina von Zabid, Jemen © UNESCO / P. Bonnenfant 

3.5.2.4 Aberkennung des Welterbetitels 

Für jene Fallkonstellationen in denen die zuvor beschriebenen Instrumente, wie der 

Welterbefonds, die Berichterstattung zum Erhaltungszustand oder die Gefahren-

listung keine Umsetzungserfolge aufweisen und sich zudem der Wertverlust an einer 

herausragenden Stätte nachweislich manifestiert, verfügt das Welterbekomitee über 

ein weiteres juristisches Instrument zur Implementierung der Konventionsinhalte: 

die Aberkennung des Welterbetitels.  

 

Die Fragestellung der Aberkennung des Titels steht in einem engen Zusammenhang 

mit der Eintragung in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr bzw. diese erfolgt entlang 

der chronologischen Handlungskette des Möglichkeitenspektrums zur Implemen-

tierung der Konventionsziele als letzter möglicher Schritt.
257
 Nach Kapitel IV.C 

§ 192–198 (auch 176.d) der Richtlinien zur Durchführung der Welterbekonvention 

kann in begründeten Fällen sowie unter anhaltender Bedrohung der universellen 

Werte (Einzigartigkeit, Authentizität, Integrität) und der zunehmenden Zerstörung 

der Welterbestätte entscheiden, Stätten diesen Titel abzuerkennen und diese aus der 
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Welterbeliste zu entfernen.
258
 Über viele Jahre hinweg hat die UNESCO allerdings 

keinen Gebrauch von diesem Instrument gemacht. Erst mit Aberkennung des 

Welterbetitels für das Wildschutzgebiet der Onyxantilope in Oman im Jahr 2007
259
 

und der medial stark kontrovers diskutierten Aberkennung des Titels für das 

Dresdner Elbtal zwei Jahr später
260
, ist diese juristische Handlungsoption zur 

Umsetzung der Konventionsinhalte erstmalig ausgeschöpft und zur Anwendung 

gebracht worden.  

 

Das Beispiel des Elbtals Dresden zeigt sehr deutlich, dass Situationen beim Schutz 

und Erhalt des Welterbes entstehen können, in denen sowohl die „weichen“ 

Instrumente als auch die klaren juristischen Möglichkeiten, wie die Liste-des-

Welterbes-in-Gefahr, keine die Sachlage beeinflussenden Handlungsalternativen 

mehr darstellen bzw. Erfolge aufweisen.
261
 Nachdem die UNESCO durch die 

Integration der deutschen Behörden in die Lösungsprozesse und trotz starker 

Bemühungen sowie durch mehrfaches Gewähren von Zeitfenstern versucht hatte, 

die Zerstörung der einzigartigen Signifikanz des Elbtals aufgrund des Brückenbaus 

abzuwenden, stellte sich dem Welterbekomitee letztlich nur noch die Option, den 

Welterbetitel zu entziehen und im Sinne der Konvention konsequent zu handeln (vgl. 

2.1.3 Welterbegedanke). 

 

Das Spektrum der zur Implementierung der Welterbekonvention zur Verfügung 

stehenden Instrumente stellt sich breit und vielfältig dar. Es reicht von den 

„weichen“ Instrumenten, die ihre Wirkung aufgrund des Einvernehmens aller 

Mitgliedstaaten entfalten, bis hin zu stark legislativ orientierten Optionen, die im 

Konventionstext oder in den Richtlinien zur Durchführung der Welterbekonvention 

verankert sind. Betrachtet man diese Bandbreite an Möglichkeiten, die 

Konventionsziele umzusetzen, wird auch anhand der aufgeführten Beispiele deutlich, 

dass die Welterbekonvention mit einer Vielzahl von Instrumenten ausgestattet 

wurde, die die Implementierung der Ziele erleichtern sollen – diese aber eventuell 

nicht garantieren können. Inwiefern die hier dargelegten Möglichkeiten, stärker als 

bisher, akzentuiert und zur optimalen Wirksamkeit zunehmend miteinander zu 

verbinden sind, wird in den folgenden Kapiteln, die den erweiterten Fragestellungen 

der Arbeit nachgehen, dargestellt. 
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3.6 Die Welterbekonvention im Kontext des 
internationalen Kulturgüterschutzes 

Seit den 1970er Jahren stellt sich die internationale Rechtslandschaft, sowohl zum 

Kulturgüterschutz, insbesondere jedoch auch im Bereich des Umwelt- und Natur-

schutzes deutlich verändert dar.
262
 In diesem Zeitraum haben die verabschiedeten 

Rechtsnormen unverkennbar an inhaltlicher Schärfe gewonnen. Zudem sind 

gleichzeitig breitere thematische Schwerpunkte gesetzt worden. 

 

Im Ergebnis steht heute eine große Bandbreite von Konventionen mit unterschied-

lichen Ansätzen und teils sehr spezifischer, thematischer Ausrichtung zum Schutz 

und Erhalt des Kultur- und Naturerbes zur Verfügung. Allein für den Schutz des 

Naturerbes bestehen inhaltlich sehr heterogene Règlements, wie die „Konvention 

zum Schutz der biologischen Vielfalt“, die „Klimarahmen-Konvention“ und das 

„Antarktis-Vertragssystem“.
263
 Im Vergleich hierzu hat es auf kultureller Ebene eine 

bemerkenswert lange Vorlaufzeit gebraucht, um die „Konvention zum Erhalt des 

Unterwassererbes“ und die „Konvention zum Schutz des immateriellen Erbes“ zu 

entwickeln und zu verabschieden (vgl. 2.1.4.2 g und h).  

 

Eine weitere Tendenz, die mit der Fülle der Konventionen zum Naturerbe einherzu-

gehen scheint, ist in den deutlich fassbareren und stringenteren Schutzregularien des 

Umwelt- und Naturschutzrechts zu erkennen.
264
 Hingegen – auch dies ein 

gegenwärtiger Trend – erfahren der Denkmal- und Kulturgüterschutz seit den 1990er 

Jahren und mit Beginn des neuen Jahrtausends eine starke legislative Einschränkung 

und institutionell-strukturelle Rückentwicklung. Insgesamt berücksichtigen oder 

beinhalten viele dieser Konventionen des Umwelt- und Kulturgüterschutzes sowohl 

die Prinzipien der Prävention als auch die übergreifende Verantwortung für das Erbe 

der Welt und bedienen sich alle ganz ähnlicher Modi der Konfliktschlichtung
265
 und 

damit jenen Kernelementen, die bereits seit dem Jahr 1972 in der Konvention zum 

Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt verankert sind. 

 

Insgesamt lässt sich konstatieren, dass die internationalen Instrumente zum Schutz 

des Kultur- und Naturerbes einen weit entwickelten Ausbaustand erreicht haben. 

Dennoch konnten in der Vergangenheit mehrfach Zerstörungen bedeutender 
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Kulturgüter bzw. des Naturerbes trotz des konsequenten Einsatzes dieser 

Schutzinstrumente nicht verhindert werden. Daher sollen im Folgenden die Defizite 

und Lücken der internationalen Rechtsnormen für den Kulturbereich untersucht 

werden – auch, um die Funktionalität der UNESCO Welterbekonvention und ihrer 

Instrumente vor diesem Erfahrungshintergrund eingehender zu betrachten 

(Schwerpunkthema). In einem weiteren Kapitel werden zudem die Positionen des 

Völkerrechts, wie die der Genfer Konventionen, dargestellt. Hierbei werden 

mögliche Bezüge, wie die Instrumente des Kulturgüterschutzes im Sinne des 

Völkerrechtes zu interpretieren sind oder durch diese ergänzt werden können, 

hergeleitet. 

3.6.1 Handlungsoptionen des internationalen Kulturgüterschutzes 

Kulturgüter, die in der Vergangenheit insbesondere durch kriegerische Auseinander-

setzungen bedroht waren, sind heute durch die 1954er „Haager Konvention zum 

Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten“ und ihre beiden Protokolle 

rechtlich geschützt.
266
 Den gegenwärtigen Gefährdungen hingegen, wie dem Verlust 

nationalen Kulturerbes durch Raubgrabungen und illegalen Kunsthandel
267
 oder der 

Zerstörung universeller Werte durch zunehmenden Entwicklungsdruck, Städtebau, 

Landerschließung oder Tourismus
268
, soll sowohl mit der 1970er „Konvention über 

Maßnahmen zum Verbot und zur Verhütung der unzulässigen Einfuhr, Ausfuhr und 

Übereignung von Kulturgut“ als auch mit der 1972er „Welterbekonvention“ 

begegnet werden. Letztere sieht unter Artikel 6.3 zudem den Schutz von Natur- und 

Kulturgütern vor Übergriffen durch Außenstehende (sowohl in Friedens- als auch in 

Konfliktzeiten) vor. Über diese inhaltlichen Querbezüge stellen die drei 

Übereinkommen der UNESCO ein umfangreiches Vertragswerk zum Schutz und 

Erhalt des bedeutenden Welterbes der Menschheit dar. 

 

Dennoch fanden in der Vergangenheit desaströse Übergriffe auf Kultur- und 

Naturgüter, wie beispielsweise die Sprengungen der Buddha Statuen von Bamiyan
269
, 

die Bombardierung von Dubrovnik
270
 oder die Zerstörungen im Nationalpark 

Plitvicer Seen
271
, statt. Sie konnten weder durch die vertragsrechtlichen Bedingungen 
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der Konventionen, u. a. der Welterbekonvention, noch durch Einschreiten der 

UNESCO oder der Vereinten Nationen unterbunden werden und weisen ganz 

deutlich auf die Defizite der internationalen Kulturgutschutzregelungen hin. Diese 

begründen aus nachfolgenden drei Zusammenhängen: 

 

Da zur Um- und Durchsetzung der Konventionsziele weder Konfliktlösungs-

mechanismen noch Methoden der Schlichtung aufgeführt sind
272
, stellen nach 

Expertenmeinungen die fehlenden Sanktionsmöglichkeiten einen Grund für die 

auftretende Handlungsdefizite dar.
273
 

 

Eine weitere Ursache ist in den begrenzten Geltungsbereichen der Übereinkommen 

zu sehen. Die Konventionen wurden als zwischenstaatliche Verträge einzelner 

Staaten abgeschlossen. Sie können demnach nicht auf Einzelpersonen und -vergehen 

übertragen werden. Um beispielsweise die Bombardierung der Altstadt von 

Dubrovnik zu ahnden, müssten die nationalen Instanzen aktiviert und das 

innerstaatliche Recht angewendet werden. Vor allem hätten jedoch die hierfür 

Verantwortlichen, in diesem Falle die die Bombardierung anordnenden Personen, 

zur Verantwortlichkeit herangezogen werden müssen. Durch derartige Verurtei-

lungen ließen sich insbesondere zur Lösung zukünftiger Konfliktsituationen gute 

Präzedenzfälle schaffen.
274
 Im Fall der Bamiyan Buddhas kommt erschwerend hinzu, 

dass der eigentliche Vertragsstaat nicht mehr existent bzw. die Regierung durch ein 

international geächtetes Regime abgelöst worden war (Taliban), so dass die Option 

der Umsetzung der Konventionsziele auf afghanischer Seite nicht mehr im 

Mittelpunkt des Interesses stand. 

 

Letztlich bestimmt die Verankerung der Konventionen innerhalb der internationalen 

Rechtslandschaft die Möglichkeiten der Ahndung von Übertretungen.
275
 So ist z. B. 

die Welterbekonvention zwischen dem internationalen Umweltschutzrecht und dem 

Eigentumsrecht angesiedelt. Dieser Umstand führt dazu, dass gegenseitige Abhängig-

keiten existieren und sich, keine sich ergänzenden Bindungen und Verbindlichkeiten 

ergeben, wie dies im klassischen Vertragswesen der Fall ist.
276
 

 

Die benannten Defizite der drei dem Schutz und Erhalt von Kultur- und 

Naturgütern gewidmeten UNESCO Konventionen können jedoch durch die 
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Anwendung allgemeingültiger Rechtsinstrumente ausgeglichen werden.
277
 Hierbei 

kommen zunächst die grundlegenden Prinzipien des internationalen Rechts zur 

Anwendung:  

 

• die gegenseitige Verantwortung der internationalen Gemeinschaft, 

• die Prinzipien der Kooperation,  

• das Konzept der Prävention und der Vorbeugung, 

• das Prinzip des Generationenausgleichs, 

• die Interpretierbarkeit des internationalen Rechts vor den Grundsätzen der 

gegenwärtigen Rechtsprechung.
278
 

 

Des Weiteren muss die Zerstörung von Kulturgütern und ein somit erfolgter Verstoß 

gegen die Konventionsinhalte im breiteren internationalen Rechtskontext betrachtet 

werden. Um diese Mechanismen zu verdeutlichen, soll das Beispiel der Sprengung 

der Bamiyan Buddhas herangezogen und sollen folgende Fragen untersucht werden: 

 

1. Stellt die Zerstörung der afghanischen Kulturgüter eine 

ungerechtfertigte Handlung im Sinne des internationalen Rechts dar?  

2. Wer darf die Taliban für die Zerstörungen sanktionieren und mit 

welchen Maßnahmen kann die Tat geahndet werden?  

3. Welche Rolle spielt das internationale Recht im Verhältnis zu der 

individuellen Verantwortung Einzelner?
279
 

 

In Vorbereitung der Untersuchung dieser Fragestellungen wird zunächst der Kontext 

abgesteckt, in dem die Zuwiderhandlung stattgefunden hat:  

 

Die Angriffe auf die Objekte (Buddhas) erfolgten auf dem Territorium eines 

Mitgliedstaates der Welterbekonvention (Afghanistan)
280
, der zum Zeitpunkt der 

Sprengungen im Jahr 2001
281
 vom Regime der Taliban regiert wurde. Trotz 

internationaler Ächtung der Taliban, besaßen diese die Kontrolle über 90–95 % des 

afghanischen Staatsgebietes
282
. Insofern war eine Staatssouveränität gegeben - denn 

nur gegen eine solche kann das internationale Recht eingesetzt und können 
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Sanktionen verhängt werden.
283
 Allerdings war das Tal der Buddhas von Bamiyan 

zum Zeitpunkt der Sprengungen durch die Taliban noch nicht Teil der Welterbeliste. 

Erst im Jahr 2003 wurde es gleichzeitig sowohl als Welterbe anerkannt als auch in die 

Liste-des-Welterbes-in-Gefahr aufgenommen.
284
 

 

Zur Frage 1: Stellt die Zerstörung afghanischer Kulturgütern eine ungerechtfertigte 

Handlung im Sinne des internationalen Rechts dar? 

Auch wenn es sich bei den Taliban um keine anerkannte Regierung handelte, durfte 

die internationale Gemeinschaft nicht davor zurückschrecken, mit Sanktionen gegen 

das Regime vorzugehen. Denn dieses Regime hat (bewusst) gegen die Prinzipien und 

Inhalte der Welterbekonvention gehandelt, welche die afghanische Regierung im 

März 1979 unterzeichnete und ratifizierte. Somit wurde ein zwischenstaatlicher 

Vertrag geschlossen. Ein Verstoß gegen diesen Vertrag besteht, insbesondere wenn 

die Sprengung der Buddhas unter vertragsrechtlichen Aspekten interpretiert wird. In 

diesem Kontext stellt die Zerstörung der Statuen einen Vertragsbruch gegenüber den 

Mitgliedstaaten der Welterbekonvention dar. Nach Artikel 60 des Wiener 

Übereinkommens über das Recht der Verträge
285
 können die vertragliche Bindung 

mit Afghanistan aufgehoben und Suspendierungen vorgenommen werden.
286
 Somit 

besteht für die UNESCO im Sinne der Konvention und innerhalb der 

internationalen Rechtslandschaft der legale Rahmen, um Maßnahmen gegen den 

Verstoß zu ergreifen.  

 

Dieses Recht wird letztlich unterstrichen durch die hohen Unterzeichnerzahlen der 

Welterbekonvention, die den entsprechenden Willen der Gemeinschaft repräsen-

tieren. In der allgemeinen opinio juris liegt hiermit ebenfalls ein bindender Charakter 
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an die Prinzipien des Kulturgüterschutzes vor – respektive die Verpflichtung im 

Sinne der Welterbekonvention zu handeln und keine Zerstörungen an den von ihr 

geschützten Werten vorzunehmen.
287
 

 

Zur Frage 2: Wer darf die Taliban für die Zerstörungen sanktionieren und mit 

welchen Maßnahmen kann die Tat geahndet werden? 

Sanktionen werden einerseits als Maßnahme der internationalen Gemeinschaft 

(collective) ausgeübt oder von einem Einzel- bzw. Mitgliedstaat, der als Agent der 

Gemeinschaft fungiert, als unilaterale Sanktion vollzogen.
288
 Damit jedoch nicht die 

Gefahr der Fehlinterpretation besteht, ist zu empfehlen, dass Sanktionen gegen 

Unterzeichnerstaaten der Welterbekonvention von der Generalkonferenz der 

UNESCO, die die internationale Gemeinschaft repräsentiert, ausgesprochen und 

verhängt werden. Jedoch ist die Autorität der UNESCO zur Sanktionierung durch 

ihre eigenen Statuten eingeschränkt. Die Statuten führen nur drei Sanktionsoptionen 

auf, die sich allerdings im Falle der Bamiyan-Buddhas nicht anwenden ließen.
289
 

Solange jedoch die Generalkonferenz in derartigen Konstellationen die Entschei-

dungen fällt, scheint eine Handlung der UNESCO legitimiert zu sein.
290
 

 

Die Sanktionsformen können sowohl den in Kapitel 3.5 beschriebenen konkreten 

Instrumenten der Welterbekonvention entsprechen (z. B. die Einstellung der durch 

den Welterbefonds finanzierten technischen Hilfsmittel und finanziellen 

Leistungen)
291
 oder den allgemein im Völkerrecht üblichen diplomatischen Verhand-

lungsprinzipien folgen. 

 

Bereits die Nichtanerkennung der im Jahr 2001 noch existierenden Islamischen 

Emirate von Afghanistan stellte eine Sanktionierung dar. Hierbei durften die 

Sanktionen jedoch nicht zu massiv ausfallen, um die Arbeit der NGOs als auch der 

UNESCO in dem Land weiterhin zu ermöglichen bzw. um eine Verstärkung der 

Binnenorientierung der Aggressionen des Talibanregimes zu vermeiden.
292
 Um 

insbesondere die Zerstörung von Kulturgütern zu ahnden, zeigen bis heute Kombi-

nationen aus wirtschaftlichen und diplomatischen Sanktionen gute Wirkungen. 

Hierbei ist darauf zu achten, nicht die lokale Bevölkerung zu treffen, sondern die 

Maßnahmen selektiv auf die Regierungskräfte auszurichten, damit ihre Macht 
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gemindert wird (bspw. durch das Verbot von Waffen- und Technologielieferungen). 

Während diese Maßnahmen von den Vereinten Nationen ausgeführt werden, kann 

die sich UNESCO auf Deklarationen, die die Zerstörung als internationales 

Verbrechen herausarbeiten und ächten, konzentrieren. Weiterhin sollte das 

Welterbekomitee in Fällen wie Bamiyan eine Erklärung der Missachtung 

verabschieden, die Zerstörungen als von der Konvention abweichende Handlungs-

weise brandmarken und zudem die zukünftige Zusammenarbeit mit dem 

sanktionsbehafteten Mitgliedstaat verweigern. 

 

Zur Frage 3: Welche Rolle spielt das internationale Recht im Verhältnis zu der 

individuellen Verantwortung Einzelner?
293
 

Der Kulturgüterschutz wird in den meisten Ländern im nationalen Interesse 

ausgeführt und berührt daher die Zivilrechte kaum. Auch das internationale Recht 

wird grundsätzlich auf Staaten angewendet, für Individuen gilt es in der Regel nicht. 

Lediglich wenn individuelle Taten die internationalen Beziehungen betreffen, werden 

internationale Rechtsprechungen herangezogen. Sie gelten als Crimina juris gentium, 

Verbrechen gegen den Frieden und die Sicherheit von Menschen, die sich auf 

Kriegsverbrechen und Vergehen gegen die Menschenrechte beziehen (vgl. auch 

Völkerrecht im 3.6.2).
294
 Doch trotz dieser bestehenden legalen Basis im 

internationalen Recht, scheint die juristische Interpretation der individuellen 

Verantwortlichkeit im Zuge von Angriffen auf Kulturgüter noch nicht durchsetzbar 

zu sein und ist bisher kaum zur Anwendung gekommen.
295
  

 

Am Beispiel der Zerstörungen der Buddhas von Bamiyan konnten unterschiedliche 

Möglichkeiten der UNESCO und der Vereinten Nationen aufgezeigt werden, um im 

Rahmen der internationalen Rechtsprechung die Zerstörung von Kulturgut und 

somit den Verstoß gegen die Welterbekonvention zu sanktionieren. Dennoch wird 

von den führenden Experten betont, dass die internationalen Konventionen des 

Kulturgüterschutzes überarbeitet und durch Sanktionsinstrumente ergänzt werden 

sollten – auch, um der UNESCO erweiterte Ausführungskompetenzen in 

zukünftigen Konfliktsituationen zu verleihen.
296
 Für die Haager Konvention ist diese 

Forderung teils durch das zweite Protokoll umgesetzt worden
297
, welches jedoch 

bislang noch nicht von der breiten Masse der Mitgliedstaaten, darunter auch die 

Bundesrepublik Deutschland, gezeichnet und ratifiziert worden ist. 
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Insgesamt agierten die Vereinten Nationen hinsichtlich einer Eingliederung der 

Strafinstrumente in die internationalen Konventionen zuletzt zögerlich. Vielmehr 

konzentrierten sie sich darauf, sogenannte nicht obligatorische Rechtsinstrumente zu 

stärken, die die öffentliche Meinung oder das Ansehen der Mitgliedstaaten 

beeinflussen.
298
 Des Weiteren wurde im neuen Jahrtausend die Arbeit mit den 

Faktoren Imagegewinn und internationale Anerkennung sowie der Diplomatie im 

Allgemeinen zunehmend gestärkt (vgl. 3.5.1.1 und 3.5.1.2). 

 

Um den bindenden Charakter der Welterbekonvention zu gewährleisten, sind vor 

allem die Umsetzung der Artikel 5 und 6 sowie die entsprechenden Paragrafen der 

Richtlinien zur Durchführung der Welterbekonvention entscheidend. Darüber hinaus 

müssen die Kulturgutschutzinstrumente mit der internationalen Rechtslandschaft, 

insbesondere den Umweltschutzrechten (Konvention zur biologischen Vielfalt, 

Ramsar Konvention) vernetzt werden. Des Weiteren sollten die Möglichkeiten und 

Mechanismen des Völkerrechts (Genfer Konventionen) berücksichtigt und 

Instrumente mit Modellcharakter (z. B. Berichtspflicht) übernommen werden. 

Inwiefern das Völkerrecht mit dem Kulturgutschutz verbunden werden und die 

Implementierung des Welterbegedankens fördern kann, wird im folgenden Kapitel 

dargestellt. 

3.6.2 Positionen des Völkerrechtes 

Bereits in den frühen Landkriegsverordnungen des ausgehenden 19. Jahrhunderts 

wird die Zerstörung von historischen Monumenten, Kunstwerken oder religiösen 

Stätten berücksichtigt und ist seither Bestandteil des Völkergewohnheitsrechts (vgl. 

2.1.4.1). Daher nehmen auch die Genfer Konventionen den Kulturgutschutz auf und 

untersagen in ihren zwei Protokollen den Angriff auf Kulturgüter bzw. stufen 

derartige Zerstörungen als Kriegsverbrechen mit ein.
299
  

 

Als zwischenstaatliche Rechtsinstrumente konzipiert, werden die Genfer Abkommen 

jedoch nicht für innerstaatliche Auseinandersetzungen angewendet. Lediglich das 

Protokoll II aus dem Jahr 1977 berücksichtigt auch ethnische Konflikte und sieht die 

Ahndung von in diesem Zuge vorgenommenen Zerstörungen, wie z. B. die 

Bombardierung der Altstadt von Dubrovnik oder die Sprengung der Brücke Stari 
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Most, vor.
300
 

 

Noch während der Konflikte der beiden Jahrzehnte im Nahen Osten, in deren 

Verlauf der Verlust diverser Kultur- und Naturgüter eintrat, wurde die 

Sanktionierung dieser Übergriffe im Rahmen des Völkerrechtes erwogen. Aus 

unterschiedlichen Gründen, legislativer oder operativer Art, sind diese Schutz-

regelungen letztlich nicht hinzugezogen worden.
301
 Grundsätzlich jedoch bieten sich 

im Rahmen des Völkerrechtes zwei Optionen, den Verlust von Kultur- und 

Naturgütern zu verfolgen und zu ahnden: 

 

1. Der vorsätzliche Angriff klar gekennzeichneter Denkmale und Monumente stellt 

nach dem Protokoll I der Genfer Konventionen ganz eindeutig eine gravierende 

Übertretung des Völkerrechtes dar. Um derartige Vergehen zur Verhandlung zu 

bringen, bedarf es jedoch eines internationalen Untersuchungsausschusses, bzw. 

diese Tribunale werden nach bisheriger Verfahrensweise von den Siegermächten 

gestellt. Da die zurückliegenden Fälle jedoch innerstaatliche bzw. ethnische 

Auseinandersetzungen darstellten – das Protokoll I sich hingegen auf zwischen-

staatliche Konflikte richtet
302
 – wird die Anwendung des Völkerrechtes zur 

Sanktionierung genannter Zerstörungen als problematisch erachtet. 

 

2. Eine weitere Option stellt die Zusammenarbeit mit dem Internationalen 

Gerichtshof dar. Diese ist angedacht und wird geprüft. Solange jedoch die 

Einhaltung der Menschenrechte in kriegerischen Auseinandersetzungen nicht 

gewährleistet ist, wird es die UNESCO schwer haben, Kulturgüter bzw. das Welterbe 

durch Friedenstruppen schützen zu lassen.
303
 Denn sowohl das Völkerrecht wie auch 

alle weiteren zwischenstaatlichen Verträge, können nicht mehr umsetzen, bewirken 

und ahnden, als es die bestehenden rechtlichen Regelungen bisher vermocht haben 

und zukünftig zulassen.
304
 

 

Die dargestellten Möglichkeiten der internationalen Rechtslandschaft und des 

Völkerrechtes im Kontext des Kulturgüterschutzes und der Welterbekonvention 

anhand der unterschiedlichen Fallbeispiele dieses Kapitels unterstreichen nochmals, 

dass die UNESCO und die Vereinten Nationen die zur Verfügung stehenden 

rechtlichen Instrumente oftmals nur schwer einsetzen können oder hierbei eher 
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zögerlich agieren. Dies liegt u. a. in der Ausgangslage der Welterbekonvention 

begründet, die das rechtliche Spannungsverhältnis zwischen dem „Kulturerbe der 

Menschheit“ und dem „nationalen Erbe“ eines souveränen Staates bisher nicht zu 

lösen vermochte.
305
 

 

Insgesamt gilt es also, den Kulturgutschutz mit den weiteren Rechtssystemen u. a. 

dem Umweltschutzrecht oder dem Völkerrecht zu vernetzen, die hierin 

vorgesehenen Optionen bzw. die in der Welterbekonvention verankerten 

Möglichkeiten verstärkt auszuschöpfen sowie insbesondere dem allgemeingültigen 

erga omnes Prinzip, der Pflicht eines Staates gegenüber der Staatengemeinschaft, zu 

folgen.  

3.7 Die Grenzen des Einflusses und der 
Schutzmaßnahmen der Welterbekonvention 

Auch wenn die Welterbekonvention eine weite internationale Anerkennung und 

große Erfolge, insbesondere bei der Erstellung der Welterbeliste, verzeichnen kann, 

sind hinsichtlich der Implementierung der Konventionsziele deutliche Grenzen 

erkennbar. Diese Grenzen lassen sich nach unterschiedlichen Ursachen differen-

zieren, die wiederum unterschiedlich starke Ausprägungen und Konsequenzen haben 

können. 

 

Ein Großteil der Einschränkungen ist durch inkonkrete oder fehlende Formulie-

rungen im Konventionstext oder in den Richtlinien zur Durchführung der Welterbe-

konvention begründet. Derartige Defizite führen zu Komplikationen bei der 

Umsetzung der Konvention und lassen sich in die Problembereiche legislativ, 

administrativ und operativ gliedern.  

 

Weitere Grenzen ergeben sich aus allgemeinen Entwicklungsprozessen und sind 

hierin vor allem den als Globalisierung bezeichneten Veränderungen, sich weltweit 

wandelnden wirtschaftlichen und politischen Gegebenheiten, geschuldet. Diese 

Prozesse haben auch einen Einfluss auf die finanzielle Ausstattung bei der 

Umsetzung der Welterbekonvention. Die Finanzsituation nimmt maßgeblichen 

Einfluss auf die Bestrebungen, das Welterbe für künftige Generationen in seiner 
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überlieferten Form erfahrbar zu machen. Hinzu kommt das im Vergleich zu den 

1960-70er Jahren nachlassende Verantwortungsbewusstsein für den Schutz und 

Erhalt von Kultur- und Naturgütern und ein eingeschränktes Wertegefühl in den 

westlichen Gesellschaften. Sichtbar werden diese Limitierungen der Welterbe-

konvention zunächst lediglich in allgemein-finanzieller Hinsicht; nachlaufend finden 

sie ihren Ausdruck in einem Personalabbau und in dem permanenten Rückbau der 

Institutionen im Kulturgüterschutz. 

3.7.1 Legislative Einschränkungen  

Die Welterbekonvention basiert auf dem Prinzip der Kooperation und Diplomatie. 

Daher sieht sie, im Gegensatz zur Haager Konvention bzw. Artikel 15 des zweiten 

Haager Protokolls aus dem Jahr 1999 keine Strafbestimmungen oder Sanktionie-

rungen bei Missachtung der oder dem Verstoß gegen die Inhalte der Konvention 

vor.
306
 Stattdessen verfolgt die Welterbekonvention aus Gründen der Diplomatie und 

Achtung der Staatensouveränitäten, das bona fide Prinzip, und erwirkt hierbei einen 

angemessen Ausgleich zwischen Souveränität des Mitgliedstaates und den Interessen 

der internationalen Gemeinschaft.
307
 

 

Dieses System birgt dann Nachteile und gerät an seine Grenzen, wenn in Fällen von 

kriegerischen Auseinandersetzungen oder ethnisch-religiösen Konflikten die 

UNESCO-Gremien nicht mit den notwendigen rechtlichen Instrumenten 

ausgestattet sind, um in die Situation eingreifen und die Zerstörung von Welterbe 

durch legislative Maßnahmen zu unterbinden. Diese Grenzen der Einflussnahme 

wurden in den vergangenen Jahren besonders bei bewussten und geplanten 

Zerstörungen, wie z. B. an der historischen Altstadt von Dubrovnik oder den 

Buddhas von Bamiyan geschehen, deutlich.
308
 Auch jenseits kriegerischer und gewalt-

tätiger Konfliktsituationen erreichen die Schutzmaßnahmen der Welterbekonvention 

ihre Grenzen. Der Erhalt von Kultur- und Naturgütern nach den Artikeln 4 bis 7 der 

Konvention beruht auf einer freiwilligen Verpflichtung der Unterzeichnerstaaten, 

wobei der unmittelbare Schutz der Völkergemeinschaft lediglich den im Rahmen der 

Konvention eingetragenen herausragenden Welterbestätten gilt. Das Gesamtgut 

eines Staates unterliegt nach wie vor der nationalen Gesetzgebung der einzelnen 

Mitgliedstaaten und ist in die Schutzmaßnahmen der Welterbekonvention nicht 
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direkt eingeschlossen.
309
 

 

Da das Prinzip der Kooperation und Diplomatie ohne Sanktionen auskommen muss, 

sind die UNESCO und ihre Gremien nicht mit den notwendigen legislativen 

Instrumenten ausgestattet, um die Inhalte der Konvention umzusetzen.
310
 So ergeben 

sich in der Praxis häufig Widersprüche und Unvereinbarkeiten beim Schutz des 

universellen Erbes für die Menschheit und der gleichzeitigen Wahrung der 

Staatssouveränität der Unterzeichner. 

3.7.2 Administrative Definitionsmängel – Einschreibverfahren  

Eine weitere Grenze der Welterbekonvention ergibt sich aus dem Konventionstext 

selbst und betrifft die Handhabung des Einschreibverfahrens von Welterbestätten. 

Nach dem Konventionstext ist das Welterbekomitee angehalten aus den Tentativ-

Listen der Mitgliedstaaten auszuwählen, welche Stätten zum Welterbe erklärt werden 

sollen. In der praktischen Umsetzung suchen sich jedoch die Unterzeichnerstaaten 

die erfolgversprechendsten Objekte selbst aus, reichen ihre Anträge ein und erwarten 

eine Entscheidung seitens des Komitees und der beratenden Gremien.
311
 Nicht nur 

schränkt diese Handhabung das Komitee in seiner unabhängigen Auswahl ein, häufig 

beeinflussen wirtschaftliche Interessen, touristische Vorhaben, die Reputation und 

Macht des Mitgliedstaates in der Völkergemeinschaft oder auch diplomatische 

Verflechtungen, eine ausschließlich fachlich basierte Entscheidung bei der 

Einschreibung.  

 

Das interessengesteuerte Prozedere der Einschreibungen wird durch die fehlende 

Entscheidungsbefugnis des Komitees noch verstärkt. Denn dieses ist laut 

Konventionstext nicht berechtigt, Stätten auch unaufgefordert in die Welterbeliste 

einzuschreiben
312
 oder sie bei Verlust des Welterbecharakters aus dem Inventar zu 

streichen.
313
 Zur Aufnahme in die Welterbeliste bedarf es immer der Zustimmung 

der betreffenden Regierung, so dass das Komitee kaum über Handlungsmöglich-

keiten verfügt, sofern ein Mitgliedstaat unschlüssig oder z. B. nicht am Erbe 

kultureller Minderheiten oder indigener Bevölkerungsgruppen interessiert ist.
314
 Der 
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Schutz der Welterbekonvention erstreckt sich konsequent nur auf solche Stätten, die 

die Kriterien der Konvention erfüllen, den außergewöhnlichen universellen Wert 

(OUV) aufweisen und für die die ‚Hürde’ eines Aufnahmeantrages genommen 

worden ist. Alle weiteren Kultur- und Naturstätten unterliegenden den nationalen 

Regelungen und Gesetzen; die Schutzmaßnahmen der Konvention beziehen sich 

demnach regelhaft nur auf wenige ausgewählte Stätten eines Staates.
315
  

 

Auch in einer Not- oder Krisensituation kann die Völkergemeinschaft den Schutz 

und Erhalt des Welterbes nur dann gewährleisten, wenn Hilfs- und Schutzmaß-

nahmen seitens der Staatensouveräne und über eine Antragstellung eingefordert 

werden. Zudem trägt diese Praxis dazu bei, dass wie in Kapitel 3.4 erläutert, 

insbesondere die Staaten der Nordhalbkugel mit ihrem Kulturerbe in überdurch-

schnittlichem Maße auf der Welterbeliste vertreten sind.
316
 

3.7.3 Operative Einschränkungen und Glaubwürdigkeit 

Eine ebenfalls mit dem Eintragungsverfahren verbundene Einschränkung ergibt sich 

aus der Ausprägung der Welterbeliste und der nicht feststehenden Anzahl möglicher 

Einträge.
317
 Weder die Konvention noch ihre Richtlinien zur Durchführung enthalten 

eine Definition zum Umfang der Welterbeliste, so dass für die Schließung bzw. 

Weiterführung der Liste keine Argumentationsgrundlage innerhalb des Regelwerkes 

existiert.  

 

Schon seit dem 20-jährigen, spätestens aber mit dem 30-jährigen Bestehen der 

Welterbekonvention wird diskutiert (vgl. auch Kap 3.4.2), ob die Welterbeliste 

angesichts der immanent anwachsenden Zahl von Einträgen geschlossen (Stand 

2010: 911 Stätten) bzw. die Zahl der Eintragungen begrenzt werden sollte.
318
 Seither 

herrscht lediglich Einigkeit darüber, dass nicht jede national bedeutende Stätte unter 

Schutz gestellt, bzw. über die Liste repräsentiert werden kann
319
, da zum einen von 

vielen dieser Stätten die Kriterien des Welterbes nicht vollständig erfüllt werden 

können, andererseits eine derart (auf)gefüllte und unglaubwürdig lange Liste den 

Wert der wirklich herausragenden Stätten stark mindert.
320
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Bei welcher Anzahl von Welterbestätten die Welterbeliste einen optimalen Umfang 

erreicht, ist nach wie vor nicht geklärt. Allerdings sollten diesbezüglich, auch 

angesichts der limitierten finanziellen Mittel und der begrenzten Kapazitäten der 

UNESCO Gremien, die die Evaluierungen und das Monitoring durchführen
321
, 

unbedingt eine Festlegung erreicht werden. Dies zumal der Umfang der Welterbeliste 

bei geringen finanziellen und personellen Ressourcen indirekt auch Einfluss auf die 

für jede einzelne Stätte möglichen Schutzmaßnahmen nimmt.  

3.7.4 Finanzielle Grenzen 

Die finanzielle Ausstattung des Welterbefonds betrug zu seinen Spitzenzeiten im Jahr 

2000 ca 5.9 Millionen Dollar.
322
 Auch wenn das Welterbezentrum mit dieser Summe 

in der Lage ist, spezielle technische Ausstattungen, die Aus- und Weiterbildung von 

Fachkräften sowie technische Unterstützung aus dem Fonds zu finanzieren, spiegeln 

diese Maßnahmen, ungeachtet ihres Nutzens, in keiner Weise den für die Wahrung 

des Welterbes gegebenen Bedarf wider.
323
 Um die Bedürfnisse allein der konservato-

rischen Maßnahmen abzudecken sollte der Fonds deutlich besser ausgestattet sein.
324
 

Die Summe zwischen 4 bis 5.9 Millionen Dollar hat sich längst als zu gering 

erwiesen, um den jährlich steigenden Bedarf an konservatorischen Hilfsleistungen, 

Notmaßnahmen und die zunehmenden Anfragen nach personeller und technischer 

Ausstattung finanziell abzudecken.
325
 Da diese Defizite seit langem bekannt sind 

werden fortlaufend neue Wege der Finanzierung gesucht, Finanzierungs- und 

Kooperationsmodelle erschlossen
326
 und weitere Trustfonds, wie der Japan Trust 

Fonds, der Niederländische Trust Fonds oder African World Heritage Fund, 

gegründet.
327
 Eine unzureichende Ausstattung des Welterbefonds wird immer auch 

einen negativen Einfluss auf die Wirkungsweise der Welterbekonvention haben und 

die ihr möglichen Schutzmaßnahmen einschränken.  
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4 Das Instrument  
Liste-des-Welterbes-in-Gefahr 

 

 

 

 

 

 

 

 

Welterbestätten, deren universellen Werte verloren zu gehen drohen, werden nach 

Artikel 11.4 der Welterbekonvention in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr einge-

schrieben
328
. Hierbei handelt es sich um ein, neben der Welterbeliste geführtes 

zweites Verzeichnis, das laut Formulierung des Konventionstextes ‚kurz zu halten’ 

ist. Es listet diejenigen Stätten auf, die u. a. durch Abbau- und Zerfallsprozesse, 

Naturkatastrophen, kriegerische Auseinandersetzungen, städtebauliche und private 

Großvorhaben oder übermäßige touristische Nutzung massiv in ihrem Erhaltungs-

zustand bedroht sind.
329
 

 

Im Jahr 2010 stehen auf der Liste-des-Welterbes-in-Gefahr 34 Stätten (achtzehn 

Kulturgüter und sechzehn Stätten des Naturerbes), hierunter so bedeutende 

kulturelle Güter wie die frühchristlichen Ruinen von Abu Mena in Ägypten, die 

Ruinenstadt Chan Chan in Peru (Abb. 12), Assur im Irak oder die mittelalterlichen 

Denkmäler im Kosovo, Serbien.
330
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Abb. 12: Blick über Teile der Ruinenstadt Chan Chan © UNESCO / Kudo Fubomichi 

4.1 Zielstellung der Liste-des-Welterbes-in-Gefahr 

Die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr soll die UNESCO und ihre beratenden Gremien 

unterstützen, den zunehmenden Gefährdungen des universellen Erbes zu begegnen 

und angemessen auf die konservatorischen Bedürfnisse der Stätten zu reagieren. 

Hierbei stellt die Listung keine Bestrafung des Unterzeichnerstaates dar.
331
 Vielmehr 

dient die Gefahrenliste dem betroffenen Mitgliedstaat als Aufmerksamkeits- und 

Warnsignal. Eine Listung signalisiert den weiteren Mitgliedstaaten den ernstzuneh-

menden Zustand der betroffenen Welterbestätte und leistet insofern Unterstützung 

beim:  

• Mobilisieren der Öffentlichkeit und der Medien 

• Informieren der politischen Entscheidungsträger 

• Verbessern der Schutzregulierungen auf nationaler Ebene 

• Einführen von korrektiven Erhaltungsmaßnahmen 

• Informieren der internationalen Gemeinschaft über Vorgänge, die den 

universellen Wert der Welterbestätte bedrohen.
332
 

 
                                                 
331 MERKEL 2003, S. 15 
332 DEUTSCHE UNESCO KOMISSION 2009, S. 90 
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Des Weiteren soll die Gefahrenliste auch präventiv wirken
333
 bzw. im Vorfeld einer 

bevorstehenden Eintragung eine gezielte Erarbeitung von Lösungsmöglichkeiten 

unterstützen.
334
 Die alleinige Existenz des Verzeichnisses und die Möglichkeit bzw. 

„Androhung“ einer Listung bewirkt, insbesondere im Zuge sich verschlechternder 

oder kritischer Situationen, maßgebliche Änderungen der konservatorischen 

Konzepte und gewährleistet „in letzter Minute“ den Erhalt der universellen Werte.
335
  

 

 

Abb. 13: Die Welterbestätte Parks und Schlösser von Potsdam und Berlin – Blick auf das 

Pumpenhaus am Schloß Babelsberg © Alexandra Jeberien 

Der Effekt einer bevorstehenden und angekündigten Gefahrenlistung kann am 

Fallbeispiel der Schlösser und Parklandschaft von Potsdam und Berlin (Abb. 13) aus 

dem Jahr 1996 sehr gut beschrieben werden. Diese unterlagen aufgrund geplanter 

Baumaßnahmen im Bereich der sensiblen Welterbebereiche und Pufferzonen der 

ernsthaften Bedrohung ihren universellen Wert und den Welterbestatus zu 

verlieren.
336
  

                                                 
333 ISHWARAN 2001, S. 22 
334 UNESCO 2009, S. 95f 
335 UNESCO 2005, S. 161 
336 Details zur Mediendiskussion dieses Falles siehe u.a.: http://www.berlinonline.de/berliner-
zeitung/archiv/.bin/dump.fcgi/1996/1007/nachrichten/0035/index.html, 
http://www.focus.de/politik/deutschland/stadtplanung-potsdam-im-wuergegriff_aid_160345.html oder 
http://www.zeit.de/1996/51/Das_Potsdamer_Debakel (alle abgefragt am 15. August 2010) 
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Als man das UNESCO Welterbezentrum zu Beginn der 1990er Jahre über die 

geplanten Vorhaben informierte, setzte es sich mit den Verantwortlichen in Potsdam 

in Verbindung und kommunizierte die Bedrohung des Welterbestatus durch das 

Bauvorhaben bzw. informierte über die Konsequenzen – eine Gefahrenlistung oder 

sogar die Aberkennung des Welterbetitels. Da die adressierten Verantwortlichen 

diesen Verlust vermeiden wollten, konnte in Gesprächen und Verhandlungen 

letztlich die Änderung bzw. Zurückstellung der Bauvorhaben in Potsdam erreicht 

werden.
337
 Allein mit dem frühzeitigen Einsatz des Instrumentes Liste-des-Welterbes-

in-Gefahr konnte die Bedrohung der Welterbestätte erreicht werden.  

4.1.1 Um welche Gefährdungen handelt es sich? 

Das Kultur- und auch Naturerbe ist einer Fülle von Bedrohungen und Gefahren 

ausgesetzt. Hierbei wird zwischen festgestellten (ascertained) und möglichen (potential) 

Gefährdungen unterschieden.
338
 Erstere beschränken sich auf gegenständliche 

Bedrohungen, wie den Verlust der Originalsubstanz, die Beeinträchtigung von 

Architekturteilen oder städtebaulichen Zusammenhängen, den Verlust der 

Authentizität oder die kulturelle Bedeutung. Die potentielle Bedrohung hingegen, 

besteht aus Veränderungen der Rechtslage, fehlender Erhaltungspolitik oder neuen 

Raumordnungsvorhaben. Beide, sowohl die festgestellten als auch die möglichen 

Gefahren, wirken sich nachteilig auf den Erhaltungszustand der Stätte, ihren 

universellen Wert sowie den Welterbestatus aus. Einzeln oder auch in Kombination 

stellen diese Bedrohungen ein reales und nicht zu unterschätzendes 

Gefahrenpotential für das Welterbe und seinen Erhaltungszustand dar. Diesem gilt 

es, erhöhte Aufmerksamkeit zu widmen und die Gefährdungen, so früh wie möglich, 

durch verstärkte Beobachtung und unterschiedliche Kontrollmechanismen 

einzuschränken und abzustellen.
339
 

Die Gefährdungspotentiale der Welterbestätten sind zum Teil natürlicher Art, 

zumeist resultieren sie jedoch aus dem menschlichen Handeln. Zu den Naturka-

tastrophen zählen beispielsweise Erdbeben, Flutereignisse, alle Arten von Sturmtiefs 

(Orkane, Tornados, Hurrikane etc.) oder Erosions- und Desertifikationsprozesse 

(Abb. 14 und 15).  

 

Hingegen sind die vom Menschen verursachten Bedrohungen in aller Regel an die 

                                                 
337 VON DROSTE 1995, S. 43 
338 DEUTSCHE UNESCO KOMISSION 2009, S. 97 
339 SCHORLEMER 1992, S. 139f 
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Entwicklung und Modernisierung unserer Gesellschaften gekoppelt. Hierbei handelt 

es sich vor allem um die zunehmende Industrialisierung und Ressourcenerschließung 

(Bergbau), Raumentwicklungsprozesse, Verschmutzungen und Klimawandel, Armut 

und demographischer Druck, Wilderei oder auch den Tourismus. Hinzu kommen 

jene Gefährdungen die aus bewaffneten Konflikten, kriegerischen Handlungen sowie 

zivilen und ethnischen Unruhen resultieren.
340
 

   

Abb. 14 und Abb. 15: Die Zitadelle von Bam im Irak vor (li) und nach (re) dem verheerenden 

Erdbeben im Jahr 2003 © UNESCO / Alain Brunet und Mounir Bouchenaki 

4.2 Grundlagen zur Umsetzung der Liste-des-
Welterbes-in-Gefahr  

Die Ursachen für einen Eintrag in die Gefahrenliste können, wie bereits in 4.1 

dargestellt, unterschiedlichster Art sein und betreffen vor allem die drei Aspekte, 

natürliche, kriegerische und wirtschaftliche Belastungen.  

 

Analysiert man die gegenwärtige Liste-des-Welterbes-in-Gefahr (siehe Anlage 19) 

hinsichtlich vorgenannter Differenzierungen so kann festgestellt werden, dass die 

Naturstätten einen erheblichen Anteil des gefährdeten Erbes ausmachen (47 %), von 

denen sich wiederum der überwiegende Anteil (75 %) auf dem afrikanischen 

Kontinent befindet (vgl. Tab. 2). Dieser Umstand ist zum einen den in Afrika 

verstärkt zu verzeichnenden Konfliktsituationen geschuldet, zum anderen finden in 

den dortigen Ländern gegenwärtig starke wirtschaftliche Umwälzungen und 

Entwicklungsprozesse statt, die u. a. den Erhaltungszustand der großen, als Natur-

                                                 
340 ISHWARAN 2001, S. 22 
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parks eingeschriebenen Stätten, maßgeblich beeinträchtigen.
341
 Ein weiterer Schwer-

punkt der Gefahrenliste findet sich bei den eingeschriebenen Welterbestätten aus den 

arabischen Ländern. Diese Eintragungen resultieren zum überwiegenden Anteil aus 

Gefährdungen durch kriegerische Auseinandersetzungen. 

 

 Welterbekategorie Ursachen 

Region Kulturerbe Naturerbe Natur Krieg Wirtschaft 

Arabische Staaten 7  1 6  

Afrika 

 

3 12  5 10 

Asien & 

Pazifik 

2 1   3 

Lateinamerika & 

Karibik 

3 2 1  4 

Europa & 

Nordamerika 

3 1  1 3 

Gesamt 18 16 2 12 20 

Tab. 2: Verteilung des gefährdeten Kultur- und Naturerbes auf die unterschiedlichen Regionen der 

Welt, erstellt nach dem Stand der Welterbeliste im Jahr 2010 

Lässt man die regionale Verteilung außer Acht und analysiert allein die in Tabelle 2 

dargestellten Ursachen für eine Einschreibung in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr, 

so ist ein erster Cluster bei den kriegerischen Situationen zu finden, während die 

Naturkatastrophen, nur selten ausschlaggebend für eine Eintragung in die 

Gefahrenliste sind. Den größten Anteil der Einschreibungen (20 von 34 Stätten) 

verursachen jedoch die wirtschaftlichen Belastungen
342
, die häufig erst in einem 

nachgelagerten Schritt zur Vernachlässigung der Denkmalsubstanz führen.
343
 Diese 

beeinträchtigen den Erhaltungszustand des Welterbes in den letzten zehn Jahren 

zunehmend, u. a. durch industrielle Entwicklung, intensivierte Raumnutzung, 

bauliche Vorhaben und Ähnliches, so dass für den universellen Wert, die Einzigartig-

keit oder die Integrität der Stätten die Gefahr besteht, dass diese verloren gehen und 

ein Eintrag in die Gefahrenliste erforderlich wird.
344
 

                                                 
341 aus: http://deposit.ddb.de/ep/netpub/28/34/66/972663428/_data_dync/_stand_Dezember_2006/1004/roenneper.htm 
(abgefragt am 25. August 2010) 
342 aus: http://deposit.ddb.de/ep/netpub/28/34/66/972663428/_data_dync/_stand_Dezember_2006/1004/roenneper.htm 
(abgefragt am 25. August 2010) 
343 CASPARY 2000, S. 68f 
344 DEUTSCHE UNESCO KOMISSION 2009, S. 97 
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Dieser negative Trend spiegelt sich nur zu einem kleinen Teil in der Liste-des-

Welterbes-in-Gefahr wider und kann verstärkt auch anhand der Sitzungsprotokolle 

des Welterbekomitees verfolgt werden.
345
 Sie weisen über die letzten Jahre immer 

wieder Diskussionen und Verhandlungen zum Status von Welterbestätten auf, die 

durch wirtschaftlichen Druck und die Prozesse der Globalisierung in ihrer Erhaltung 

gefährdet sind
346
. Zwar kommt es in diesen Fällen nicht zu einer Eintragung in die 

Gefahrenliste, denn die Defizite werden durch korrektive Maßnahmen oder die 

Entsendung beratender Experten behoben
347
, doch kann eine zunehmende 

Diskrepanz zwischen dem Entwicklungsdruck vieler Mitgliedstaaten und den 

konservatorischen Anforderung zum Schutz und Erhalt des Welterbes festgestellt 

werden. Diese Problematik wird von der Liste-des-Welterbes-in-Gefahr nur in einem 

Maße zum Ausdruck gebracht, welches die tatsächliche Gefährdungslage nicht 

widerspiegelt.
348
 

 

Zur Einschreibung einer Stätte in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr muss dem 

Welterbekomitee die Gefährdung eines Gutes auffallen oder den Gremien gemeldet 

werden. Derartige Benachrichtigungen können durch den Mitgliedstaat selbst 

vorgenommen werden, in der Regel werden die Informationen jedoch von Externen 

an die UNESCO oder ihre beratenden Gremien herangetragen.
349
 Das Welterbe-

zentrum veranlasst hieraufhin eine Überprüfung der Situation, indem es den 

Mitgliedstaat zum reaktiven Monitoring (vgl. Kap. 3.5.2.2) und zur Anfertigung eines 

Berichts zum Erhaltungszustand auffordert.
350
 Unter Umständen wird auf Grundlage 

des Berichts auch eine Expertenkomission (Mission) entsandt. 

 

Wo korrektiven Maßnahmen oder eine Beratung durch Experten den Erhaltungs-

zustand einer Stätte nicht verbessern können, entscheidet das Welterbekomitee, diese 

in die Gefahrenliste einzuschreiben. Dieser Schritt kann nach Artikel 11.4 der 

Konvention zu jeder Zeit und ohne Rücksprache mit dem Mitgliedstaat vom 

Welterbekomitee vorgenommen werden
351
, in der Regel wird jedoch die nächste 

Sitzung des Komitees abgewartet
352
, da die Entscheidung zudem einer 

Zweidrittelmehrheit der Sitzungsteilnehmer bedarf. Der Mitgliedstaat ist zu jedem 

                                                 
345 CASPARY 2002 ; S. 107f 
346 Siehe zum Beispiel die 32. Sitzung des Welterbekomitees in Québec, Kanada: 
http://www.unesco.de/uho_8_2008_whc.html?&L=0 (abgefragt am 25. August 2010) 
347 DEUTSCHE UNESCO KOMISSION 2009, S. 96 
348 CASPARY 2002, S. 106 
349 aus: http://whc.unesco.org/en/158/ (abgefragt am 25. August 2010) 
350 DEUTSCHE UNESCO KOMISSION 2009, S. 96f 
351 Die Einschreibung in die Gefahrenliste auch ohne formellen Antrag oder die Einwilligung des Mitgliedstaates ist für 
Einzelfällen, wie z. B. bei bewaffneter Konflikten, vorgesehen. 
352 UNESCO, S. 90 
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Zeitpunkt angehalten sich zu äußern und mitzuarbeiten, letztlich begründet sich die 

Aufnahme in das Verzeichnis ganz klar aus den bereits genannten Gefährdungen, die 

in den Richtlinien zur Durchführung konkretisiert sind.
353
 Auch die weitere 

Verfahrensweise wurde in den Richtlinien detailliert niedergelegt – die 

entsprechenden Paragraphen werden an anderer Stelle (Kapitel 4.2.2) erläutert. 

 

Nur wenige Mitglieder der Welterbekonvention nutzen die Einschreibung in die 

Gefahrenliste, um das internationale Interesse auf die Defizite beim Schutz und 

Erhalt des Welterbes zu lenken und somit die inhaltliche Unterstützung von 

Fachkräften zu erhalten bzw. finanzielle Mittel (oft internationalen Charakters) zu 

erwirken.
354
 Die Mehrzahl der Vertragsstaaten ist hingegen mit einem Eintrag in die 

Liste-des-Welterbes-in-Gefahr nicht einverstanden
355
 und versucht eine Listung zu 

verhindern, da diese als Scheitern ihrer Kulturpolitik oder auch als Eingriff in ihre 

staatliche Souveränität empfunden wird.
356
  

 

Grundsätzlich unterscheidet man vier Kategorien und Fälle der Eintragung in die 

Liste-des-Welterbes-in-Gefahr: 

• Einschreibung nach Anfrage durch den Mitgliedstaat; viele 
afrikanische Staaten mit Problemen in den Nationalparks erwirken 

auf diese Art eine Gefahrenlistung, 

• Einschreibung durch das Welterbekomitee, gleichzeitig nimmt der 
Mitgliedstaat keine oder eine neutrale Position ein; auf diesem Weg 

haben die USA den Everglade Nationalpark gelistet, 

                                                 
353 Kriterien für die Eintragung von Gütern in die Liste des gefährdeten Erbes der Welt: § 178. Ein Welterbegut im Sinne der 
Artikel 1 und 2 des Übereinkommens kann vom Komitee in die Liste des gefährdeten Erbes der Welt eingetragen werden, wenn es 
feststellt, dass der Zustand des Gutes mindestens einem der Kriterien in einem der beiden folgenden Fälle entspricht. § 179. Im 
Fall von Kulturgütern: a) FESTGESTELLTE GEFAHR – Das Gut ist einer spezifi schen und erwiesenen unmittelbaren 
Gefahr ausgesetzt, z. B. i) einem schwerwiegenden Verfall des Materials; ii) einem schwerwiegenden Verfall der Struktur 
und/oder der Ornamente; iii) einer schweren Beeinträchtigung der architektonischen oder städtebaulichen Geschlossenheit; iv) 
einer schweren Beeinträchtigung eines städtischen oder ländlichen Bereichs oder der natürlichen Umwelt; v) einem wesentlichen 
Verlust an geschichtlicher Echtheit; vi) einem beträchtlichen Verlust an kultureller Bedeutung. b) MÖGLICHE GEFAHR – 
Das Gut ist von Gefahren bedroht, die schädliche Auswirkungen auf seine charakteristischen Eigenschaften haben könnten. 
Solche Gefahren sind z. B. i) Eine Änderung der Rechtsstellung des Gutes, die den Grad seines Schutzes verringert; ii) Fehlen 
einer Erhaltungspolitik; iii) drohende Auswirkungen von regionalen Entwicklungsprojekten; iv) drohende Auswirkungen der 
Stadtplanung; v) Ausbruch oder Gefahr eines bewaffneten Konflikts; vi) allmähliche Veränderungen aufgrund geologischer, 
klimatischer oder sonstiger Umweltfaktoren. 
354 aus: http://whc.unesco.org/en/158/ (abgefragt am 25. August 2010) 
355 CASPARY 2002, S. 106 
356 DEUTSCHE UNESCO KOMISSION 2009, S. 91f 
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• Einschreibung in Abwesenheit des Mitgliedstaates; Jerusalem oder 
auch Dubrovnik wurden auf diesem Weg in die Gefahrenliste 

eingetragen, 

• Einschreibung ohne Zustimmung des Mitgliedstaates; das 
Kathmandu Tal wurde auf diesem Verfahrensweg ohne die 

Zustimmung Indiens in die Gefahrenliste eingeschrieben. 

In Fällen des sich sträubenden Mitgliedstaates (Kategorien b und c) können die 

UNESCO und ihre Gremien nur auf sehr wenige Argumentationsgrundlagen 

zurückgreifen (vgl. 3.6), wie z. B. den Artikel 6 der Welterbekonvention, die in den 

Richtlinien formulierten Kriterien oder dem erga omes Prinzip. Diese, bereits in der 

Zielstellung der Arbeit formulierte Interpretationslücke zur Umsetzung des 

Konventionstextes, stellt einen sehr kontrovers diskutierten Punkte zur der 

Implementierung der Welterbekonvention dar. In vielen Fällen konnte diese Lücke 

im Einvernehmen zwischen den Mitgliedstaaten und den UNESCO Gremien 

geschlossen werden
357
. Kommt es zu keiner Einigung, besteht nach dem Artikel 96 

§ 2 der Statuten des Internationalen Gerichtshofes
358
 für beide Seiten die Möglichkeit 

eine advisory opinion einzuholen
359
 und den Fall im Sinne des Völkerrechtes 

interpretieren zu lassen (vgl. 4.2.1 und 4.2.2). 

Bevor es jedoch zur Eintragung in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr kommt, sollten 

das Komitee und die beratenden Gremien, nach Möglichkeit in Abstimmung mit 

dem Unterzeichnerstaat, die an der Stätte zu ergreifenden Maßnahmen sowie deren 

Umfang festlegen und in einem Maßnahmenplan niederlegen. Dieser dient u. a. als 

Roadmap, um die Stätte wieder aus der Gefahrenliste austragen zu können. Hierzu 

müssen alle Anstrengungen zur Wiederherstellung des Welterbestatus vom Mitglied-

staat selbst unternommen werden.
360
 Zur Umsetzung der Maßnahmen kann der 

Vertragsstaat in einem begrenzten Maße auf Hilfsmittel seitens der UNESCO 

zurückgreifen. Vor allem wird ihm jedoch die Hilfe der internationalen Gemeinschaft 

zuteil. Diese ist durch die Gefahrenlistung alarmiert und sollte sich für den Erhalt der 

                                                 
357 DEUTSCHE UNESCO KOMISSION 2009, S. 95 
358 Artikel 96 § 2 der Statuten des Internationalen Gerichtshofes: (2) Das Ersuchen enthält beziehungsweise wird begleitet 
durch, soweit anwendbar, a) eine knappe Darstellung des Zweckes des Ersuchens und der erbetenen Rechtshilfe, einschließlich 
der Rechtsgrundlage und der Gründe für das Ersuchen, b) möglichst ausführliche Informationen über den Aufenthaltsort oder 
die Identifizierung von Personen oder die Orte, die gefunden oder identifiziert werden müssen, damit die erbetene Rechtshilfe 
geleistet werden kann, c) eine knappe Darstellung des wesentlichen Sachverhalts, der dem Ersuchen zugrunde liegt, d) die 
Gründe für alle einzuhaltenden Verfahren oder Bedingungen und deren Einzelheiten, e) alle Informationen, die nach dem 
Recht des ersuchten Staates erforderlich sind, damit dem Ersuchen entsprochen werden kann, und f) alle sonstigen 
Informationen, die von Bedeutung sind, damit die erbetene Rechtshilfe geleistet werden kann (aus: 
http://www.mitteleuropa.de/istgh01.htm#A096, abgefragt am 25. August 2010) 
359 DEUTSCHE UNESCO KOMISSION 2009, S. 92 
360 aus: www.unesco.org (abgerufen 19. August 2010) 
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Stätte mitverantwortlich fühlen (bona fide Prinzip)
361
 bzw. kann oftmals internationale 

Hilfsfonds generieren.
362
 Nach Umsetzung der Roadmap und umfangreicher Prüfung 

durch das Welterbekomitee sowie seiner beratenden Gremien wird die Stätte wieder 

aus der Gefahrenliste austragen. 

 

Im Falle einer anhaltenden Gefährdung der Welterbestätte und Missachtung der 

Pflichten zum Schutz des Objektes und zur Verbesserung des Erhaltungszustandes, 

kann das Welterbekomitee den Titel aberkennen und Objekte aus der Welterbeliste 

streichen.
363
 Diese Maßnahme stellt die letzte, in einer Reihe von Schritten und 

diplomatischen Verhandlungen dar. Obwohl eine Vielzahl von Stätten seit Jahren in 

unverändertem Zustand auf der Gefahrenliste geführt werden
364
, trat dieser Fall bis in 

die Jahre 2007 bzw. 2009 nicht ein.
365
 Die Streichung aus der Welterbeliste entspricht 

nicht dem Geist der Zusammenarbeit und gegenseitigen Verantwortung zum Schutz 

und Erhalt des Erbes der Welt, welcher durch die Konvention verkörpert wird. Aus 

diesem Grund versucht die UNESCO und das Welterbekomitee diesen letzten 

Schritt nach allen Möglichkeiten zu vermeiden.
366
 

 

Die beschriebenen Vorgaben der Welterbekonvention und der Richtlinien zur 

Durchführung der Welterbekonvention werden von den UNESCO-Gremien zwar 

adäquat zur Umsetzung der Konventionsziele herangezogen, hingegen von den 

Mitgliedstaaten oftmals nicht oder nur schwer akzeptiert. In dieser Diskrepanz 

zwischen Rezeption seitens der umsetzenden Gremien und der von den 

Mitgliedstaaten gelebten Akzeptanz dieser Interpretationen, liegt u. a. die Effektivität 

des Instrumentes Liste-des-Welterbes-in-Gefahr begründet. Daher werden die 

folgenden Kapitel den Umgang mit der Gefahrenliste auf Basis der Richtlinien zur 

Durchführung sowie der legislativen Interpretationen der Konvention beleuchten, 

um im Anschluss eine kritische Bewertung zur derzeitigen Handhabung der 

Gefahrenliste vorzunehmen. 

                                                 
361 DEUTSCHE UNESCO KOMISSION 2009, S. 94 
362 aus: http://whc.unesco.org/en/funding/#2 (abgefragt am 25. August 2010) 
363 UNESCO 1997, S. 4 
364 UNESCO 2005, S. 161 
365 Im Falle des Wildschutzgebietes der Onyxantilope in Oman und des Elbtals Dresden musste die Aberkennung letzlich 
vollzogen werden. Die beiden Welterbestätten hatten durch massive Eingriffe in die Welterbebereiche die herausragenden 
Werte bzw. Integrität verloren. Um sowohl die Glaubwürdigkeit der UNESCO, des Kommitees und der Konvention aufrecht 
zu erhalten, als auch den Wert der bestehenden Welterbestätten nicht zu mindern, wurde beiden Stätten der Titel entzogen. 
366 DEUTSCHE UNESCO KOMISSION 2009, S. 98 
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4.2.1 Umsetzung der Liste-des-Welterbes-in-Gefahr auf Basis der 

Richtlinien zur Durchführung der Welterbeliste 

Die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr wird zunächst von der Welterbekonvention 

(Artikel 11.4) ausgewiesen. Hierin werden die Kriterien zur Einschreibung in die 

Gefahrenliste grob umrissen.
367
 Das Prozedere zur Aufnahme von bedrohten Gütern 

in die Gefahrenliste wird erst in den Richtlinien zur Durchführung der 

Welterbekonvention sehr viel konkreter beschrieben (vgl. 3.5.2.1). Aus diesem Grund 

stellen die Richtlinien eines der zentralen Mittel zur Umsetzung des Instrumentes 

Liste-des-Welterbes-in-Gefahr dar. Nicht umsonst nennt das Welterbe Manual der 

Deutschen UNESCO Kommission die Gefahrenliste „[...] die mächtigeste ‚Waffe‘ des 

Welterbekomitees [...]“.
368
 

 

Die Richtlinien sind im Zuge der sich ändernden Anforderungen zur Umsetzung der 

Welterbekonvention laufend weiterentwickelt worden. Unter anderem weisen die 

letzten Überarbeitungen auch starke Veränderungen in jenen Abschnitten auf, die 

das Instrument Liste-des-Welterbes-in-Gefahr betreffen.
369
 Des Weiteren stellt die 

direkte Verknüpfung des „Reaktiven Monitorings“ mit den Kriterien der 

Gefahrenlistung in der Version aus dem Jahr 2008 eine grundlegende Neuerung dar. 

Diese Aspekte, in den Fassungen zuvor noch in eigenständigen Kapiteln abgebildet, 

werden gegenwärtig stärker als zuvor miteinander verwoben bzw. in einen 

gemeinsamen Prozess eingebettet.
370
 Hieraus lässt sich ableiten, dass den 

Forderungen (IUCN, ICOMOS etc.) zur stärkeren Gewichtung der Berichterstattung 

– vorbeugend oder reaktiv – seit der Überarbeitung der Richtlinien eine zentralere 

Bedeutung beigemessen wird. Im Kontext der Gefahrenlistung ist die Erstellung von 

Zustandsberichten sogar herausragend.
371
 

 

                                                 
367 aus: http://www.unesco.de/rote-liste.html?&L=0 (abgefragt am 25. August 2010)  
368 DEUTSCHE UNESCO KOMISSION 2009, S. 93 
369 Vergleiche die unterschiedlichen Versionen der letzten 30 Jahre: http://whc.unesco.org/en/guidelines (abgefragt am 25. 
August 2010) 
370 DEUTSCHE UNESCO KOMISSION 2009, S. 96 
371 Vergleiche hierzu die Abschnitte b) und c) des Paragraphen 176 der Richtlinien zur Durchführung der Welterbekonvention:  
Der Hinweis wird zusammen mit den Stellungnahmen des betreffenden Vertragsstaats und der beratenden Gremien dem 
Komitee in Form eines Berichts zum Erhaltungszustand jedes Gutes zur Kenntnis gebracht; das Komitee kann dann eine oder 
mehrere der 
folgenden Maßnahmen ergreifen: […]  
b) ist das Komitee der Ansicht, dass das Gut in bedrohlichem Ausmaß verfallen ist, jedoch nicht so sehr, dass seine 
Wiederherstellung unmöglich ist, so kann es be schließen, das Gut weiter in der Liste zu führen, sofern der betreffende 
Vertragsstaat die notwendigen Maßnahmen ergreift, um das Gut innerhalb einer angemessenen Frist wiederherzustellen. Das 
Komitee kann auch beschließen, dass im Rahmen des Fonds für das Erbe der Welt technische Unterstützung bei Arbeiten 
geleistet wird, die mit der Wiederherstellung des Gutes im Zusammenhang stehen, und dem Vertragsstaat vorschlagen, solche 
Unterstützung anzufordern, falls dies noch nicht geschehen ist;  
c) sind die unter den Nummern 177-182 bezeichneten Erfordernisse und Kriterien erfüllt, kann das Komitee beschließen, das 
Gut in die Liste des gefährdeten Erbes der Welt nach den unter den Nummern 183-189 dargelegten Verfahren einzutragen; […] 
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Während der § 169 zunächst die Zusammenhänge zwischen dem Monitoring-

instrument und der Gefahrenlistung herstellt, beschreiben insbesondere die §§ 177 

bis 191 die Kriterien und Voraussetzungen zur Einschreibung in die Liste-des-

Welterbes-in-Gefahr. Durch die inhaltliche Bildung an das „Reaktiven Monitorings“ 

wird zudem eine adäquate Reihenfolge im Umgang mit den Richtlinien zur 

Einschreibung bedrohter Stätten in das Gefahrenverzeichnis zugrunde gelegt. 

 

So sind im § 177 zunächst die Bedingungen benannt, die eine Eintragung in die 

Gefahrenliste rechtfertigen. Diese sind bislang noch wenig präzise formuliert (z. B. 

§ 177 b) „… das Gut ist durch ernste und spezifische Gefahren bedroht …“).  

 

Die folgenden §§ 178 bis 183 stellen den zentralen Kern der Anweisungen dar. Sie 

beschreiben unter Zuhilfenahme der Gefahrenkategorien die Kriterien zur 

Eintragung von Gütern in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr. Hierbei wird die 

Ausprägung der Bedrohung – je nach Kulturgütern und Naturerbe differenziert – 

sehr viel konkreter als zuvor benannt und verortet. Beispielsweise führt der § 179 die 

Art der festgestellten Gefahren sehr spezifisch als „der schwerwiegenden Verfall des 

Materials“, „der schwerwiegenden Verfall der Struktur und/oder Ornamente“ oder 

als „die Beeinträchtigung eines städtischen oder ländlichen Bereichs oder der 

natürlichen Umwelt“ auf. Auch die möglichen Gefahren werden als „eine Änderung 

der Rechtsstellung des Gutes, die den Grad seines Schutzes verringert“ oder als 

„drohende Auswirkungen von regionalen Entwicklungsprojekten“ konkretisiert. 

Diese Anweisungen bekräftigend, wird zudem in § 182 b) darauf hingewiesen, dass 

die Stärke dieser gegebenenfalls festgestellten Gefahren individuell zu beurteilen ist. 

 

Ab dem § 183 wird die Reihenfolge der zur Einschreibung in die Gefahrenliste 

notwendigen Schritte auf- und ausgeführt; hierbei geht es um die Chronologie des 

Einschreibeverfahrens, die das UNESCO Welterbekomitee bzw. die beratenden 

Gremien befolgen und einhalten sollte. In den §§ 190 und 191 werden zudem 

Maßnahmen zur regelmäßigen Überprüfung des Erhaltungszustandes einer 

bedrohten Stätte, u. a. die jährliche Berichterstattung und die hieraus folgenden 

Maßnahmen zur Wiederherstellung bzw. Streichung des Gutes aus der Gefahrenliste, 

aufgeführt. 

 

Die aus den Richtlinien dargestellten Auszüge verdeutlichen, dass zur Umsetzung des 

wichtigsten Instrumentes der Welterbekonvention durchaus konkrete Anweisungen 

geschaffen wurden. Dennoch herrschten und herrschen in vielen Fällen nenneswerte 
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Interpretationsunterschiede, ob oder zu welchem Zeitpunkt eine Welterbestätte in 

die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr eingetragen werden sollte. 

 

Für die Verdeutlichung der konträren Interpretationen und damit der noch 

existierenden Ermessensspielräume sollen an dieser Stelle zwei Beispiele aufgeführt 

werden: Der australische Kakadu-Nationalpark und der Tempelbezirk Hampi in 

Indien. Beide waren über lange Jahre durch massive industrielle bzw. infrastrukturelle 

Veränderungen gefährdet, ihren universellen, herausragenden Charakter zu verlieren. 

 

Die australischen Behörden wehrten sich viele Jahre und sehr vehement gegen die 

Eintragung des Kakadu-Nationalparks in die Gefahrenliste aufgrund eines geplanten 

Uranbergwerks in der näheren Umgebung des Parks (Abb. 16). Dem australischen 

Protest und Widerstand gegen die Gefahrenlistung musste letztlich stattgegeben 

werden, u. a. aufgrund der räumlichen Distanz des Bergwerkes zur Stätte und weil im 

Zuge des australischen Aufnahmeantrages in die Welterbeliste die Option auf das 

Werk offengehalten worden war.
372
 Mit diesem Ergebnis stellt der Kakadu 

Nationalpark ein Beispiel dar, bei dem die UNESCO Gremien dem Mitgliedstaat 

Australien weder die Sorge der Staatengemeinschaft um die zu erhaltenden Werte der 

Stätte im Sinne des erga omnes Prinzipes verdeutlichen, noch die „Gravierendste“ der 

unter 4.2 beschriebenen vier Optionen der Listung (Eintragung ohne den Konsens 

des Mitgliedstaates) erwirken konnten. 

 

Gänzlich anders gestalteten sich die Verhandlungen mit den indischen Vertretern, als 

die Tempelstadt Hampi in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr eintragen werden sollte. 

In diesem Fall, nach 4.2 der Kategorie a) entsprechend (Einschreibung nach Anfrage 

durch den Mitgliedstaat), lagen infrastrukturelle Bedrohungen der Welterbestätte 

durch den Bau einer großen Fernverkehrstrasse samt Brücke und die bevorstehende 

Zerstörung weiter Teile des auf zwei Ufern liegenden Tempelbezirkes vor. Um die 

Bedrohung der Welterbestätte und ihrer Werte bei den Verantwortlichen und der 

Regierung hervorzuheben, bzw. eine Änderung der Baupläne zu erwirken, willigte 

das Mitglied Indien der Eintragung in die Gefahrenliste bereitwillig zu.
373
 

 

                                                 
372 CASPARY 2000, S. 66f 
373 CASPARY 2000, S. 69f 
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Abb. 16: Detail des Kakadu Nationalparks in Australien © UNESCO / Thierry Jolly 

Die beschriebenen Beispiele zeigen einen sehr unterschiedlichen Umgang mit der 

Liste-des-Welterbes-in-Gefahr und die Rezeption der Möglichkeiten und Chancen, 

die sich aus einer Gefahrenlistung ergeben. Des Weiteren unterstreichen sie, dass 

nicht nur die Hilfsmittel zur Umsetzung der Gefahrenliste völlig unterschiedlichen 

Interpretationen unterliegen. Vielmehr verdeutlichen die Beispiele, dass der 

Gefahrenliste selbst, in Abhängigkeit von Sichtweise, Nutzen und individueller 

Ausgangssituation, sehr heterogene Bedeutungen beigemessen werden. Dieser 

Umstand ist als ein Schlüssel zur Bewertung der Funktionalität und zur zukünftigen 

Ausrichtung des Instrumentes Gefahrenliste zu bewerten. 

 

Um diese Beobachtungen zu stützen und im Zuge der Schwerpunktbetrachtungen 

der Arbeit weiterzuentwickeln, soll ähnlich der legislativen Einordnung der 

Welterbekonvention als Gesamtes (vgl. 3.6), auch die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr 

im Kontext der allgemeinen internationalen Rechtsprechung betrachtet werden. 
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4.2.2 Legislative Interpretationen zum Einsatz der  

Liste-des-Welterbes-in-Gefahr 

In der Vergangenheit haben das UNESCO-Welterbekomitee und die Staatengemein-

schaft die unterschiedlichsten Aktionen und Reaktionen der Mitglieder der Welterbe-

konvention zur Eintragung in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr erfahren. Sie 

reichten von der eigenständigen Beantragung einer Aufnahme, über den fehlenden 

Konsens bis hin zur kompletten Ablehnung der Gefahrenlistung.  

 

Im Zuge der oftmals strittigen Situationen ist es Aufgabe des Welterbekomitees, im 

Sinne der Welterbekonvention zu entscheiden und vor allem den Erhalt eines 

bedrohten Welterbes zu gewährleisten. Hierbei legt das Komitee den Konventions-

text zugrunde und nutzt die ihm zur Verfügung stehenden weichen (Diplomatie, 

Image) sowie operativen Instrumente (Richtlinien und Berichterstattung). Letztlich 

und in strittigen Fällen steht dem Komitee (und dem Mitgliedstaat) auf Basis der 

Statuten des Internationalen Gerichtshofes die Möglichkeit offen, einen Legal Advice 

zur Interpretation der Situation und zur zielführenden Beratung einzuholen. 

 

Dies ist in den vergangenen Jahren u. a. im Zuge der Verhandlungen zum durch 

Bergbau bedrohten Kakadu Nationalpark, zur Bombardierung der zerstörten Altstadt 

Dubrovniks, zur Krisensituation während der Sprengungen der Buddhastatuen im 

Bamiyan Tal in Afghanistan oder zum durch den Brückenbau gefährdeten Dresdner 

Elbtals vollzogen worden. 

 

Bei all diesen und noch vielen Beispielen mehr, wurde in einem verstärkten Ausmaß 

um die Eintragung der Güter in die Gefahrenliste verhandelt und gerungen.
374
 

Hierbei lag dem Welterbekomittee eine maßgebliche Bedrohung des Erhaltungs-

zustandes und der bevorstehende Verlust des universellen Wertes der Stätte vor und 

war gemäß Artikel 11.4 der Welterbekonvention der Sachverhalt der „ernsten und 

spezifischen Gefährdung“ gegeben. Die jeweiligen Mitgliedstaaten hingegen wehrten 

sich aus gänzlich unterschiedlichen Gründen (Sorge ums Prestige, Wechsel der 

Regierung, geänderte Rechtsprechung etc.) und oftmals über sehr lange Zeiträume 

gegen die Eintragung „ihrer Welterbestätte“ in das Gefahrenverzeichnis.
375
 In den 

meisten Fällen wurde abschließend ein Konsens erzielt. Im Falle des Kakadu 

Nationalparks musste schließlich der Argumentation Australiens nachgegeben (keine 

                                                 
374 DEUTSCHE UNESCO KOMISSION 2009 , S. 92 
375 CASPARY 2002, S. 68f 
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Gefahrenlistung und somit Hilfsmaßnahmen)
376
 und im Zuge der Dresden 

Diskussion sogar zum äußersten Mittel gegriffen werden (Aberkennung des 

Welterbetitels).
377
 

 

Um für diese oftmals sehr verfahrenen Situationen adäquate Lösungen zu erwirken, 

ließ sich die UNESCO bezüglich der Interpretation der entsprechenden Artikel der 

Welterbekonvention immer aus dem Umfeld der internationalen Rechtsprechung 

(Völkerrecht) beraten. Aus diesen, von unterschiedlichen Rechtsexperten erstellten 

Gutachten, die zudem einem Präzedenzfall nahe kommen, lassen sich die 

nachfolgend benannten Grundsätze zum Einsatz des Instrumentes Liste-des-

Welterbes-in-Gefahr ableiten.  

1) Zur Eintragung einer Welterbestätte in die Liste-des-Welterbes-in-

Gefahr wird vorausgesetzt, dass die betroffene Welterbestätte  

• Teil der Welterbeliste ist,  

• dass sie bedroht ist und Gefahr besteht ihren universellen Wert zu 
verlieren und dass sie dringender Hilfe zur Konservierung bedarf.378 

2) Den Antrag zur Eintragung einer Welterbestätte in die Liste-des-

Welterbes-in-Gefahr dürfen folgende Parteien vornehmen: 

• die das UNESCO-Welterbekomitee bildenden Mitgliedstaaten , 

• nicht im Komitee sitzende Unterzeichnerstaaten, 

• das Sekretariat, 

• der Generaldirektor der UNESCO.379 

3) Folgende Gründe legitimieren die Eintragung einer bedrohten 

Welterbestätte in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr durch das Welterbe-

komitee (unabhängig von der Einwilligung des Mitgliedstaates)  

                                                 
376 UNESCO 2002, S. 29 
377 aus: http://www.unesco.de/ua36-2009.html?&L=0 (abgefragt am 25. August 2010) 
378 UNESCO 2002; S. 29ff 
379 UNESCO 2001, S. 16-17 
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• das durch die Welterbekonvention implizierte Prinzip der 
internationalen Kooperation,  

• Konsens im Sinne der Konventionsinhalte,  

• dringend notwendige Hilfs- und Erhaltungsmaßnahmen, 

• Zielführungsprozesse (Verbesserung des Erhaltungszustandes) durch 
den Prozess der Listung,  

• Bedarf der unabhängigen und fachgerechten Bewertung der 
Gefährdung und letztlich  

• Gewohnheitsrechte der Konvention.380 

4) Die Einschreibung in Liste-des-Welterbes-in-Gefahr durch das 

Welterbekomitee ist legitim, da  

• in der Welterbekonvention nicht ausdrücklich das Einverständnis des 
Unterzeichnerstaates zur Gefahrenlistung eingefordert wird,  

• unter normalen Umständen (laut der ersten drei Sätze des Artikels 
11.4) die Eintragung in die Gefahrenliste impliziert, dass ein Antrag 

auf internationale Unterstützung gestellt wurde; denn umgekehrt gilt, 

sobald ein Mitgliedstaat die Einschreibung in die Gefahrenliste 

einfordert, bittet er auch um finanzielle Unterstützung seitens der 

Staatengemeinschaft,  

• es im Notfall laut Artikel 11.4 eine Stätte auch ohne die Anfrage des 
Mitgliedstaates in die Gefahrenliste eintragen kann; denn im Sinne des 

Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge (Artikel 31.1) 

ist im Falle des dringenden Handlungsbedarfs weder eine Hilfsanfrage 

noch der Antrag durch den Mitgliedstaat notwendig bzw. seine 

Einwilligung ist nicht erforderlich.381 

                                                 
380 UNESCO 2002e, S. 4f 
381 UNESCO 2002, S. 33 
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5) Die Einschreibung in die Gefahrenliste ist zudem legitim, wenn keine 

Anfrage auf Gefahrenlistung seitens des Mitgliedstaates vorliegt
382
, denn es 

existieren andererseits auch keine Dokumente über eine Ablehnung der 

Listung seitens des Mitgliedes.
383
 

Die vorliegenden und zusammengefassten legal advices stammen und reagieren 

mehrheitlich auf Problematiken zur Liste-des-Welterbes-in-Gefahr, die mit Beginn 

des neuen Jahrtausends verstärkt auftraten. Zum einen handelte es sich um 

Dissenzen aus den kriegerischen Konflikten im arabischen Raum. Des Weiteren 

wurden oftmals Probleme zur städtischen und infrastrukturellen Entwicklung 

diskutiert.  

 

In diesem Zuge bereiteten insbesondere die Interpretationsfreiräume der Welterbe-

konvention und die speziell von den beratenden Gremien, hier IUCN, als 

herausragend empfundenen Lücken in den Richtlinien zur Durchführung der 

Welterbekonvention häufig Verhandlungs- und Umsetzungsschwierigkeiten bei der 

Gefahrenlistung. Aus diesem Grunde finden sich seit dem Jahr 2000 eine Reihe von 

Empfehlungen, die aus Workshops zur verbesserten Umsetzung der Welterbe-

konvention und ihrer Instrumente hervorgingen und die ihre Forderungen 

insbesondere an die mit der Überarbeitung der Richtlinien beauftragten Arbeits-

gruppe richteten. Vor allem sind hier die Ergebnisse des Amman Workshops aus 

dem Jahr 2000
384
, dem Siena Treffen im Jahr 2002

385
 und den jeweils Bezug 

nehmenden legal opinions aus Brüssel und Budapest zu nennen. Diese vier Dokumente 

fordern im Kern die verbesserte Kommunikation, insbesondere der Liste-des-

Welterbes-in-Gefahr, als ein Instrument der internationalen Zusammenarbeit und der 

Möglichkeit der internationalen Unterstützung (speziell finanziell). Des Weiteren 

weisen sie auf die Notwendigkeit hin, die Richtlinien so umzuschreiben, dass dem 

Komitee mehr Entscheidungskraft verliehen wird. Zudem wurde empfohlen, in den 

Richtlinien zur Durchführung die Konzepte des Monitorings und des Risiko-

managements schwerpunktmäßig heraus- und einzuarbeiten. 

 

Letztlich wurde zahlreichen Forderungen aus den Arbeitsdokumenten bei der 

Überarbeitung der Richtlinien im Jahr 2008 stattgegeben, so dass diese, zusammen 

                                                 
382 Dieser Fall lag nach der Bombardierung der Altstadt von Dubrovnik vor, die im Jahr 1991 in Abwesenheit des 
Vorgängerstaates Jugoslavien in die Gefahrenliste eingetragen wurde, weshalb auch keine Protestreaktion seitens der 
regierenden Oppositionen vorlag. 
383 UNESCO 2002, S. 28 
384 UNESCO 2000a 
385 UNESCO 2002c 
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mit dem Konventionstext und den die Welterbekonvention stützenden internatio-

nalen Rechtsvorgaben, ein funktionierendes System zum Schutz und Erhalt des 

Welterbes darstellen könnten.  

4.3 Auswirkung der Liste-des-Welterbes-in-Gefahr 

Spätestens seit Eintragung der ersten beiden deutschen Stätten in die Liste-des-

Welterbes-in-Gefahr im Jahr 2004 (Kölner Dom)
386
 und im Jahr 2006 

(Kulturlandschaft Dresdner Elbtal)
387
 und den sich anschließenden Verhandlungen 

sowie zwischen den deutschen Behörden und den in Paris ansässigen UNESCO 

Gremien geführten intensiven und kontroversen Diskussionen ist, u.a. durch die 

breite mediale Präsenz dieser beiden Fälle gefördert, auch die interessierte 

Öffentlichkeit über die grundlegenden Mechanismen und über das Verfahren der 

Gefahrenlistung informiert.
388
 

 

Umso bemerkenswerter ist die Tatsache, dass die lokal Verantwortlichen sowie die in 

oder im direkten Umfeld des Welterbe lebende und hiervon teilweise auch finanziell 

profitierende Bevölkerung zumeist kaum über Wissen zur Implementierung und 

Bedeutung des Instrumentes Liste-des-Welterbes-in-Gefahr verfügt. In vielen Fällen 

haben hieraus bereits inkonsequente Entscheidungen zum Umgang und zur 

Funktionalität einer Eintragung in die Gefahrenliste resultiert.
389
 Aber auch die den 

Mitgliedstaat in der Staatengemeinschaft vertretenden maßgeblichen 

Entscheidungsträger kennen oder teilen die von der UNESCO kommunizierte und 

intendierte Funktionsweise bzw. Wirkung der Gefahrenlistung häufig nicht. 

 

Hieraus ergibt sich ein Ungleichgewicht zwischen dem Mitgliedstaat und den die 

Konvention umsetzenden Gremien. Dieses Ungleichgewicht trägt, neben den 

bestehenden Interpretationslücken der Welterbekonvention und der Richtlinien zur 

Durchführung (vgl. 1.1.2) zur unausgewogenen und erschwerten Implementierung 

der Konventionsziele bei und verhindert oder erschwert letztlich oft den Schutz und 

Erhalt des universellen Erbes der Menschheit. 

 

Um den Schwerpunktbetrachtungen zu folgen, werden im Weiteren die aus dem 

                                                 
386 DEUTSCHE UNESCO KOMMISSION 2009, S. 95 
387 aus: http://www.unesco.de/ua31-2006.html?&L=0 (abgerufen am 5. September 2010) 
388 DEUTSCHE UNESCO KOMMISSION 2009, S. 101 
389 DEUTSCHE UNESCO KOMMISSION 2009, S. 100 
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beschriebenen Befund resultierenden Sichtweisen zu Vor- und Nachteilen der Liste-

des-Welterbes-in-Gefahr und ihrer Wirkung dargestellt und in einer abschließenden 

kritischen Betrachtung vor dem Hintergrund der in Kapitel 1.1.2 einleitend 

benannten Problemstellung diskutiert. 

4.3.1  Positive Auswirkungen der Listung 

Das grundsätzliche Anliegen der Liste-des-Welterbes-in-Gefahr ist es, die 

Aufmerksamkeit einer breiteren Öffentlichkeit auf die Bedürfnisse einer durch 

Verfall, übermäßige Nutzung oder durch inadäquates Management bedrohten 

Welterbestätte, zu richten. Über die Vorteile eines gesteigerten Interesses der 

Öffentlichkeit für die Problematik hinausgehend, lassen sich weitere positive Effekte 

und Auswirkungen zum Eintrag in die Gefahrenliste konstatieren. Diese stehen 

jedoch häufig in direktem Zusammenhang oder zumindest in enger Verbindung mit 

der gestiegenen Aufmerksamkeit bzw. ergeben sich aus einer umfassenderen 

themenspezifischen Öffentlichkeitsarbeit und Medienpräsenz. 

4.3.1.1  Erhöhte Aufmerksamkeit der regionalen Öffentlichkeit und Medien 

Oftmals setzt bereits vor oder gleichzeitig zur Eintragung einer Welterbestätte in die 

Gefahrenliste eine zumindest lokale Debatte um den Erhaltungszustand der 

betroffenen Stätte ein. Insbesondere, wenn die Bedrohung aus Entwicklungs- 

und/oder infrastrukturellen Eingriffen herrührt, tritt die am Kulturgutschutz 

interessierte und hierfür engagierte Öffentlichkeit mit den Interessenvertretern der 

Stätte in einen Dialog / eine Diskussion ein, die die Bedrohungslage zu verantworten 

hat. Im Ergebnis bleibt häufig die negative Einordung der geplanten 

Entwicklungsschritte bestehen und die Bedrohung der Stätte wird (an)erkannt. 

Hieraus folgt, dass die das Welterbe gefährdenden Eingriffe nochmals kritisch 

betrachtet und diese hinsichtlich ihrer tatsächlichen Notwendigkeit bewertet werden. 

Im optimalen Fall wird der Protest gegen die das Welterbe gefährdende 

Entwicklungsmaßnahme so stark, dass sich die Entscheidungsträger der Planungen 

gezwungen sehen, von diesen zurücktreten oder sie zu Gunsten des Erhalts der 

universellen Werte der Welterbestätte zu modifizieren. 

 

Diese Prozesse können sich sowohl im Vorfeld einer Gefahrenlistung als auch 

während des Listungsverfahrens und in Zusammenarbeit mit der UNESCO und 
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ihren beratenden Gremien (ICOMOS, IUCN) vollziehen oder sich erst nach einer 

Eintragung entwickeln. In vielen Fällen konnte durch die Aktivierung der breiten 

Öffentlichkeit so der erfolgreiche Erhalt des Welterbes sowie eine längerfristig 

angelegte Strategie zum umfassenden Schutz des Welterbestatus erreicht werden. 

4.3.1.2 Erhöhte Aufmerksamkeit der internationalen Ebenen 

Mit der Anerkennung der Inhalte der Welterbekonvention im Zuge ihrer 

Unterzeichnung und Ratifizierung erkennen die Mitgliedstaaten das aufgelöste 

Verhältnis und besondere Zusammenwirken zwischen Staatensouveränität und 

internationaler Zusammenarbeit an.390 In diesem Sinne besitzt der universelle Wert 

(OUV) des Welterbes unbedingten Vorrang vor den staatlichen Interessen. Dies 

bedeutet wiederum, dass der Mitgliedstaat nach dem erga omnes Prinzip zum Erhalt 

des gemeinschaftlichen Erbes beizutragen hat. Des Weiteren wird und hat die 

Gemeinschaft ein Anrecht darauf und ein spezifisches Interesse, über den 

Erhaltungszustand der gemeinschaftlichen Güter in Kenntnis gesetzt zu werden. Im 

Umkehrschluss sollte sich die internationale Gemeinschaft aber auch um den 

Zustand einzelner Güter sorgen, - insbesondere dann, wenn die Gefahr besteht, dass 

diese ihren universellen Wert verlieren. 

 

Durch die Verhandlungen im Zuge der Gefahrenlistung wird dieser beidseitige 

Informationsfluss gewährleistet, so dass die Staatengemeinschaft ihre Sorge über den 

Erhaltungszustand von Stätten zum Ausdruck bringen, der Mitgliedstaat wiederrum 

gleichzeitig jedoch auch auf Unterstützung seitens der Völkergemeinschaft hoffen 

darf. Je nach Kategorie des Welterbes kann durch die erhöhte Aufmerksamkeit der 

Weltöffentlichkeit das Interesse an der Stätte zunehmen und resultieren hieraus 

eventuell breit angelegten Hilfskampagnen. Die erreichbare Wirkung hängt allerdings 

häufig von den bestehenden diplomatischen Verbindungen des betroffenen 

Mitgliedstaates ab, wird durch die touristische Nutzung und das hiermit verbundene 

Interesse am Erhalt der Stätte gefördert und entwickelt sich häufig erst aus einem gut 

gepflegten Netzwerk und bestehenden Kooperation im Bereich des 

Kulturgüterschutzes sowie der Projekt- und Forschungsarbeit an den Universitäten.  

 

Die Eintragung der Ruinen von Angkor Wat (Kambodscha) in die Gefahrenliste 

                                                 
390 Vgl. Artikel 6.1 der Welterbekonvention: Unter voller Achtung der Souveränität der Staaten, in deren Hoheitsgebiet sich das 
in den Artikeln 1 und 2 bezeichnete Kultur- und Naturerbe befindet, und unbeschadet der durch das innerstaatliche Recht 
gewährten Eigentumsrechte erkennen die Vertragsstaaten an, dass dieses Erbe ein Welterbe darstellt, zu dessen Schutz die 
internationale Staatengemeinschaft als Gesamtheit zusammenarbeiten muß. 
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aufgrund illegaler Grabungen, massiven Kunstraubes sowie schwerwiegender 

konservatorischer Defizite im Jahr 1992 erzeugt u.a. breite internationaler Solidarität 

und initiierte die umfangreiche Bereitstellung von Finanzmitteln.391 Es wurde eine 

breit angelegte Hilfs- und Rettungskampagne zur Sicherung und Konservierung 

dieses außergewöhnlichen Zeugnisses fernöstlicher Tempelbaukunst erreicht (Abb. 

17), die u.a. von über 20 Mitgliedstaaten gestützt und massgeblich von der 

japanischen, französischen und australischen Regierung ausgeführt wurde.
392
 

 

 

Abb. 17: Stark zerfallene Tempel in Angkor Wat © UNESCO / Sothy Tang Chhin 

Des Weiteren bewirkte die erhöhte Aufmerksamkeit der Gefahrenlistung diverse 

Kooperationen mit internationalen Forschungseinrichtungen (z. B. dem ICCROM, 

dem Getty Conservation Institute oder dem Institut für Restaurierungs- und 

Konservierungswissenschaften der FH Köln
393
), so dass mit dieser wissenschaftlichen 

Unterstützung eine langfristige Erhaltungsstrategie sowie ein nachhaltiges 

touristisches Nutzungskonzept erarbeitet werden konnte. Im Ergebnis der 

umfangreichen internationalen Bemühungen konnte die Welterbestätte Angkor Wat 

im Jahr 2004 wieder von der Liste-des-Welterbes-in-Gefahr ausgetragen werden.
394
 

                                                 
391 DEUTSCHE UNESCO KOMMISSION 2009, S. 95 
392 aus: http://whc.unesco.org/en/activities/266/ (abgerufen am 8. September 2010) 
393 aus: http://www.auswaertiges-
amt.de/diplo/de/Aussenpolitik/KulturDialog/ZieleUndPartner/Kulturerhaltprogramm/BildKambodscha,multimNavCtx=16
7476.html (abgerufen am 8. September 2010) 
394 aus: http://whc.unesco.org/en/decisions/1245 (abgerufen am 8. September 2010) 
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4.3.1.3 Beschleunigte Umsetzung von Erhaltungsmaßnahmen 

Die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr wird von der UNESCO immer wieder als 

Instrument kommuniziert, das den Mitgliedstaat, gestützt durch finanzielle Hilfe der 

internationalen Gemeinschaft, zum schnelleren Handeln bewegen soll.395 Wie am 

Beispiel der bedrohten Welterbestätte Angkor Wat in Kapitel 4.3.1.2 aufgezeigt 

wurde, hilft die Gefahrenlistung, u. a. Mittel aus dem Welterbefond, jedoch 

insbesondere auch weitere Finanzressourcen zu aktivieren. Dieser Effekt führt 

letztlich zur beschleunigten Umsetzung von Erhaltungsmaßnahmen (intern) und 

erwirkt weitere Schutzbemühungen auf nationaler sowie internationaler Ebene 

(Solidaritätserklärungen). 

 

Als weiteres Beispiel der positiven Auswirkung der Liste-des-Welterbes-in-Gefahr für 

die Beschleunigung von Hilfsmaßnahmen und der Einleitung der für die Erhaltung 

erforderlichen Schritte, sollen die nach der Sprengung und Gefahrenlistung der 

Buddhas von Bamiyan in Afghanistan angestoßenen Untersuchungen, Studien und 

Erarbeitung von Verfahren zur Sicherung der Fragmente und Spuren in den Höhlen 

der Riesenbuddhas aufgeführt werden.
396
 Diese Forschungsarbeiten wurden 

maßgeblich von der japanischen italienischen und deutschen Regierung gefördert 

und erst aufgrund der Gefahrenlistung ausgeführt. Im Ergebnis lag eine fundierte 

Untersuchung des Gesamtkontextes zum ehemaligen Standpunkt der Statuen bzw. 

Planungen vor, die Fragmente und Höhlen mittels spezieller Betonwerkstoffe zu 

sichern sowie die gesprengten und verlorenen Buddhas durch ein Verfahren der 3D 

Modellierung zu rekonstruieren. Des Weiteren wurden belastbare Managementpläne 

zum langfristigen Erhalt der Welterbestätte ausgearbeitet, die in ein umfangreiches 

Programm zum Schutz der afghanischen Kulturgüter eingebettet wurden.
397
 

4.3.1.4 Verbesserung der Schutzrichtlinien auf nationaler Ebene  

Letztlich erwirkt eine Eintragung in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr auch positive 

langfristige Erfolge. Durch die zunehmende Vernetzung mit der internationalen 

Gemeinschaft, einen intensiveren Kontakt mit anderen Mitgliedstaaten und den 

Einblick in deren Schutzregelungen, werden oftmals die bestehenden nationalen 

Schutzregelungen und Gesetze überarbeitet oder nach Vorbild der Hilfsländer 

angepasst. Dies führt zu einem zunehmend einheitlicheren Niveau der noch recht 
                                                 
395 DEUTSCHE UNESCO KOMMISSION 2009, S. 90 
396 aus: http://whc.unesco.org/en/activities/248 (abgerufen 8. September 2010) 
397 aus: http://whc.unesco.org/en/activities/249 (abgerufen 8. September 2010) 
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unterschiedlichen Gesetzgebungen in der Welt und fördert zudem die 

Standardisierung grundlegender Maßnahmen und Konzepte (Prävention, Nachhaltig-

keit) zum Schutz und Erhalt des Kultur- und Naturerbes der Welt. Diese Standards 

nehmen insbesondere auch Einfluss auf die Ausbildung der die Schutzregularien 

umsetzenden Fachkräfte und fördern des Weiteren den Kontakt des lokal ansässigen 

Personals mit der internationalen Konservierungsgemeinschaft sowie eine 

Verbesserung der Ausstattung der Behörden mit technischem Equipment. 

4.3.1.5 Erfolgreiche Beispiele zur positiven Wirkung der  

Liste-des-Welterbes-in-Gefahr 

Die bereits kurz aufgeführten Beispiele zum effektiven Einsatz der Liste-des-

Welterbes-in-Gefahr könnten um zahlreiche weitere Fälle ergänzt werden,  die die 

positive Wirkung der Gefahrenliste verdeutlichen. In dieser Arbeit soll jedoch 

lediglich anhand zweier weiterer Fälle (Erhaltungsmaßnahmen im Salzbergwerk von 

Wieliczka (Polen),  Rettungsmaßnahmen und Notrestaurierungen in der Altstadt von 

Dubrovnik (Kroatien) dargestellt werden, in welchem Maße sich die in den Kapiteln 

4.3.1.1 bis 4.3.1.4 genannten Aspekte der Gefahrenlistung positiv auszuwirken 

vermögen. Das erste Beispiel illustriert die Reaktionen auf eine potentielle 

Bedrohung, während im Fall von Dubrovnik die festgestellte Gefährdung eine 

tatsächliche Zerstörung darstellt. An den gewählten Beispielen Dubrovnik und 

Wieliczka soll verdeutlicht werden, in welchem Ausmaß sich die positive Wirkung 

der Liste-des-Welterbes-in-Gefahr ausgewirkt hat: 

 

1. Das Salzbergwerk Wieliczka 

Das Salzbergwerk Wieliczka in Polen wurden im Jahr 1978 als eine der ersten 

kulturellen Stätten in die Welterbeliste aufgenommen. In der Mine wurde ohne 

Unterbrechung seit dem 13. Jahrhundert gearbeitet und Salz abgebaut. Über die 

Jahrhunderte sind die Stollen mit kunstvollen, in das Salz eingearbeiteten Altären und 

Skulpturen versehen worden. Diese Reliefs waren durch hohe Luftfeuchtigkeit von 

über 75 % rF stark in ihrer Erhaltung gefährdet. Die hohen Werte resultierten aus 

einer zum Ende des 19. Jahrhunderts installierten Belüftungsanlage.
398
 Aus Sorge um 

den sich zunehmend verschlechternden Erhaltungszustand und aufgrund des starken 

Zerfalls der Fresken und Altäre wurde die Stätte im Jahr 1989 in die Liste-des-

Welterbes-in-Gefahr eingeschrieben. 

 

                                                 
398 aus: http://whc.unesco.org/en/107 (abgefragt am 4. September 2010) 
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Hierauf folgten umfangreiche Untersuchungen des Ventilationssystems und der 

Zerfallsmechanismen an den Salzskulpturen. Schließlich konnte mit Hilfe des 

Welterbefonds eine Vorrichtung zur Entfeuchtung installiert werden. Die hohe 

Aufmerksamkeit für die Welterbestätte nutzend, bemühte sich durch Polen 

zusammen und mit Hilfe der internationalen Gemeinschaft ein langfristiges 

Erhaltungskonzept für das touristisch stark frequentierte Salzbergwerk zu erarbeiten. 

Aufgrund der erfolgreichen Maßnahmen zur Beseitigung der Gefährdung konnte das 

Welterbekomitee auf seiner Sitzung im Dezember 1998 die Salzminen von Wieliczka 

wieder von der Gefahrenliste entfernen.
399
 

 

2. Die Altstadt von Dubrovnik 

Bewaffnete Konflikte stellen eine große Bedrohung für das UNESCO Welterbe dar. 

Einige durch kriegerische Auseinandersetzungen beschädigte Stätten konnten jedoch 

dann erfolgreich gesichert und restauriert werden, nachdem sie in die Liste-des-

Welterbes-in-Gefahr eingeschrieben worden waren und diverse positive Effekte der 

Listung eintraten. Dies trifft insbesondere im ausgewählten Beispielfall der Altstadt 

von Dubrovnik in Kroatien zu (Abb. 18).  

 

Die Stadt nahm bereits ab dem 14. Jahrhundert eine zentrale Stellung am Mittelmeer 

ein. Obwohl sie durch ein massives Erdbeben im Jahr 1667 stark zerstört wurde, 

konnten bedeutende Bauten der Gotik, Renaissance und des Barocks im 

Altstadtkomplex und als Ensemble erhalten werden.
400
 Aufgrund dieser zusammen-

hängenden historischen Bausubstanz und ihrer malerischen Lage gilt Dubronik als 

die „Perle der Adria“. 

                                                 
399 aus: http://whc.unesco.org/en/news/147 (abgefragt am 4. September 2010) 
400 aus: http://whc.unesco.org/en/list/95 (abgefragt am 4. September 2010) 
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Abb. 18: Blick über die Dächer der Altstadt von Dubrovnik © UNESCO 

Im November und Dezember des Jahres 1991 geriet die Stadt im Zuge der 

ethnischen Auseinandersetzungen des Jugoslawienkrieges unter schweren Beschuss. 

Obwohl – oder in diesem Falle gerade weil – die historische Bausubstanz mit dem 

bekannten Zeichen des internationalen Blue Shield Komitees
401
 gekennzeichnet war, 

unterlagen die Bauten im Zuge der Kampfhandlungen massiven Zerstörungen. Diese 

wurden vom Generaldirektor der UNESCO schwer verurteilt und die kriegerischen 

Parteien mehrfach und von unterschiedlicher Stelle aufgefordert, den gezielten 

Beschuss zu stoppen. Als diese Aufforderungen zur Einstellung des Bombardements 

keinen Erfolg zeigten, trug das UNESCO Welterbekomitee die Altstadt von 

Dubrovnik schließlich als Sofortmaßnahme in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr ein. 

Aus dieser Maßnahmen erhoffte sich das Komitee die Aufmerksamkeit der 

Weltöffentlichkeit auf die am Mittelmeer vorherrschenden Kämpfe und 

Zerstörungen zu lenken bzw. ein deutliches Zeichen zu setzen. Zunächst ignorierte 

und wehrte sich die Übergangsregierung im neuen kroatischen Staat gegen diese 

Listung.  

 

Aufgrund der erhöhten Aufmerksamkeit und der medialen Präsenz konnten jedoch 

                                                 
401 vgl. http://portal.unesco.org/culture/en/ev.php-URL_ID=36887&URL_DO=DO_TOPIC&URL_SECTION=201.html 
(abgerufen am 5. September 2010) 
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sehr zeitnah aus dem UNESCO Welterbefond und aus weiteren internationalen 

Kampagnen nennenswerte finanzielle Mittel zur Rettung der Altstadtbauten bzw. zur 

Restaurierung der beschädigten Bausubstanz bereitgestellt werden. Als die neue 

Regierung diese laufenden Prozesse bemerkte, stellte man sich auf eine Kooperation 

ein, begann die internen Prozesse zur Erhaltung der Stätte zu optimieren und die von 

der UNESCO und den beratenden Gremien (ICOMOS, ICCROM) eingeforderten 

und vorgelegten Maßnahmen zur Rekonstruktion der Bauten umzusetzen. Letztlich 

entwickelten sich aus den vielfältigen Solidaritätsleistungen umfassend angelegte 

Kooperationen und Netzwerke zur Aus- und Weiterbildung ansässiger Fachkräfte. 

Bereits im Dezember 1998 war eine Austragung der Welterbestätte Dubrovnik von 

der Gefahrenliste möglich.
402
 

 

Sowohl das Beispiel Dubrovnik als auch das der Salzminen von Wieliczka 

verdeutlichen sehr anschaulich die positive Wirkung des Instrumentes Liste-des-

Welterbes-in-Gefahr. In beiden Fällen ergab sich aus der positiven Handlungs- und 

Wirkungskette, welche von der Zunahme internationaler Aufmerksamkeit über die 

Beschleunigung erhaltender Maßnahmen bis hin zur Verbesserung von Schutz-

regelungen und personell-technischer Ausstattung reicht, die optimale Kombination 

der Maßnahmen zur Behebung eines Bedrohungszustandes an einer Welterbestätte. 

4.3.2 Negative Auswirkungen der Listung 

Die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr hat aufgrund ihrer Warnfunktion auch ein 

negatives Image unter den Mitgliedstaaten und Interessenvertretern der 

Welterbestätten. Daneben können, trotz der beschriebenen Vorteile, mit einer 

Eintragung in die Gefahrenliste durchaus auch nachteilige Auswirkungen für die 

betreffende Stätte verbunden sein. Im Folgenden werden diese eher negativ zu 

bewertenden Effekte der Gefahrenlistung im Überblick dargestellt. 

4.3.2.1 Prestigeverlust des Vertragsstaates  

An führender Stelle der nachteiligen Effekte steht das mit der Gefahrenlistung 

verbundene schlechte Image oder der hierdurch vermittelte Eindruck eines 

mangelhaften Managements der Welterbestätten.
403
 Diese Wahrnehmung einer 

                                                 
402 aus: http://whc.unesco.org/en/107 (abgerufen am 4. September 2010) 
403 DEUTSCHE UNESCO KOMMISSION 2009, S. 101 
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Listung hat bisher alle eingetragenen Stätten der Liste-des-Welterbes-in-Gefahr 

begleitet und ist kann von den Rezipienten kaum ausgeblendet  werden. Obwohl die 

UNESCO bzw. das Welterbekomitee und -zentrum sich seit den 1990er Jahren sehr 

bemühen, den reinen Nutzen der Gefahrenlistung herauszuarbeiten und z.B. durch 

die Kommunikation der erfolgreichen Beispiele von Gefahrenlistungen vorteilhafte 

Assoziationen zu bewirken, bleibt die Gefahrenliste in der Außenwirkung immer 

auch mit der Botschaft verbunden, dass  ein Mitgliedstaates nicht fähig oder in der 

Lage ist, die Grundsätze des zeitgemäßen Kulturgüterschutzes auf nationaler Ebene 

dem Stand der Kunst entsprechend umzusetzen und die eingetragenen Stätten nach 

Maßgabe der Konvention zu schützen. 

Aus einem derartigen Gefühl heraus bricht oftmals auch das Engagement der 

Verantwortlichen und letztlich das objektgerechte Management der Stätten ein. Hier 

beginnt eine Art ‚Teufelskreis’ der sich, nachdem die Qualität der Führung des 

gelisteten Welterbes nachgelassen hat, im weiteren Prozess im Rückgang der 

Besucherzahlen ausdrückt, der wiederum zu einer nachlassenden internationalen 

Aufmerksamkeit der Weltöffentlichkeit führen kann. 

4.3.2.2 Verschlechterung des Erhaltungszustandes 

Sobald jedoch die Aufmerksamkeit der internationalen Gemeinschaft, die 

touristische Nutzung und die hiermit verbundenen Einnahmen ausbleiben, folgt in 

nächster Konsequenz, dass die dringend notwendigen korrektiven, erhaltenden 

Maßnahmen aufgrund fehlender Hilfsleistungen und Finanzmittel nicht angestoßen 

oder ausgeführt werden können; dies ist häufig umso schwer wiegender, da die 

betroffenen Staaten meist nur sehr geringe Eigenleistungen und finanzielle Mittel 

beibringen können. Somit verschlechtert sich der Erhaltungszustand der 

eingetragenen Stätte rapide; und dies zumeist unbemerkt von der Weltöffentlichkeit. 

 

Als Beispiel zur Verdeutlichung dieses Effekts eignet sich die Ruinenstadt Chan 

Chan in Peru, eine kulturelle Welterbestätte seit dem Jahr 1986 (Abb. 12). Die 

lehmige Bausubstanz der Stätte, einst die größte städtische Siedlung im präkolum-

bianischen Königreich, ist durch massive Erosion und mangelhafte konservatorische 

Betreuung dieser Abbauprozesse sowie illegale Grabungsaktivitäten und Plünde-

rungen bedroht. Aus diesem Grund ist Chan Chan mit seiner Aufnahme ins 

Welterbe, gleichzeitig in die Gefahrenliste eingetragen worden.
404
 Trotz vielfacher 

Bemühungen seitens der UNESCO und der beratenden Gremien (ICCROM, 

                                                 
404 aus: http://whc.unesco.org/en/list/366/threats/ (abgefragt am 5. September 2010) 
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ICOMOS), die mangelhafte Konservierung der Stätte durch korrektive Maßnahmen, 

Aus- und Weiterbildung von Fachkräften, Ausarbeitung langfristiger Erhaltungs-

strategien, zu verbessert, hat sich der Zustand der Welterbestätte Chan Chan seit den 

1980er Jahren nicht merklich zum positiven entwickelt.
405
 Auch, da die Maßnahmen 

nicht in einen größeren Rahmenplan eingebunden werden konnten, erleidet die 

Bausubstanz der Stätte nach wie vor massive Verluste und der Abbau schreitet 

zunehmend voran.  

 

Solange die Implementierung langfristiger Erhaltungsstrategien und konkreter 

konservatorischer Maßnahmen nicht ermöglicht und umgesetzt werden (können), 

verbleibt die Welterbestätte Chan Chan auf der Gefahrenliste (vgl. Ergebnisbericht 

2009 der Sitzung des Welterbekomitees
406
). 

4.3.2.3 Resignation und Unfähigkeit zum Handeln 

Leider steht das Welterbe Chan Chan nicht nur für den zunehmenden Verfall und 

Verlust historischer Substanz durch ausbleibende Umsetzung von Hilfsmaßnahmen. 

Gleichzeitig verdeutlicht dieses Beispiel auch, wie sich das Image einer Welterbestätte 

(und des betreffenden Mitgliedstaates) durch eine lange Verweildauer in der 

Gefahrenliste verändern und so weit negativ geprägt werden kann, dass die 

eigentlichen Ziele der Gefahrenlistung quasi konterkariert werden. 

 

Durch den immerwährenden schlechten Erhaltungszustand und die hiermit 

verbundenen Probleme, wird es der ansässigen Bevölkerung, welche ggf. ohnehin 

Akzeptanzschwierigkeiten mit der Umsetzung der Schutzmaßnahmen hat sowie den 

Interessenvertretern und verantwortlichen Behörden auf lange Sicht schwerfallen, die 

Motivation zur Entwicklung und Umsetzung tiefgreifender Maßnahmen und 

nachhaltiger konservatorischer Betreuung aufzubringen.  

 

ist ein derartiger Entwicklungsstand erreicht, ergeben sich aus der Gefahrenlistung 

keine weiteren produktiven Impulse für eine Abstellung der Gefährdung der 

Welterbestätte und wird es jedem Mitgliedstaat schwerfallen, um weitere 

Hilfsmaßnahmen zu bitten bzw. die Kraft aufzuwenden, neue Rettungsstrategien zu 

entwickeln und umzusetzen. Somit ist es Aufgabe des Welterbezentrums und des -

komitees, dass Erreichen eines derartigen aus der Listung selbst heraus erwachsenden 

                                                 
405 UNESCO 2002d, S. 38f 
406 in: http://whc.unesco.org/en/decisions/1789 (abgefragt am 5. September 2010) 
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Zielkonfliktes zu vermeiden, vorausschauend zu erkennen und gegebenenfalls 

zusammen mit der internationalen Staatengemeinde dem Effekt der Resignation des 

Mitgliedstaates vorzubeugen.407   

4.3.2.4 Negative Beispiele zur positiven Wirkung der  

Liste-des-Welterbes-in-Gefahr 

Auch der mögliche Umfang negativer Effekte einer Gefahrenlistung soll durch ein 

weiteres Beispiel beschrieben werden. Hierfür wird die Eintragung der Altstadt und 

Stadtmauern von Jerusalem in die Gefahrenliste herangezogen (Abb. 19), um die 

Ereigniskette der in den Kapiteln 4.3.2.1 bis 4.3.2.3 ausgeführten Aspekte zu 

erläutern.   

 

Die Konvention sieht vor, dass Antragstellungen zum Welterbes nur durch den 

Mitgliedstaat erstellt werden können.
408
 Doch befand sich der Erhaltungszustand der 

Stadt und ihrer bedeutenden religiösen Substanz aufgrund von Entwicklungs- und 

Bauprojekten, Tourismus und inadäquater konservatorischer Betreuung in einem 

kritischen Zustand
409
. Seither bestand ein Hauptanliegen der UNESCO Gremien 

darin, die Prinzipien der grundlegenden Instrumente des Kulturgüterschutzes auch 

zur Erhaltung der Altstadt von Jerusalem heranzuziehen – hierzu zählen 

entsprechend die Inhalte der Welterbekonvention, in die der Grundgedanke des 

universellen Erbes der Menschheit verankert ist. Abermals dem erga omnes Prinzip 

entsprechend, sollten die involvierten ansässigen Behörden dafür sorgen, dass die 

Zielstellung der Erhaltung der historischen Bausubstanz umgesetzt wird.
410
 Da sich 

aufgrund der Situation im Nahen Osten über viele Jahre die Verhandlungen als 

schwierig gestalteten, wurde bis heute kein verbesserter Erhaltungszustand der 

Altstadt erwirkt. Den Themen in 4.3.2.1–4.3.2.3 entsprechend, sank mit den Jahren 

durch die Gefahrenlistung auch das Ansehen der ausführenden Behörden in der 

internationalen Gemeinschaft massiv. 

 

                                                 
407 aus: http://whc.unesco.org/en/158/#some (abgerufen am 5. September 2010) 
408 DEUTSCHE UNESCO KOMMISSION 2009, S. 74 
409 aus: http://whc.unesco.org/en/list/148/threats/ (abgefragt am 5. September 2010) 
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Abbildung 19: Altstadt von Jerusalem, u. a. Kuppel des Felsendoms © UNESCO / Peter von 

Puttnamer 

Letztlich blieben die Finanzmittel aus und konnten Konservierungsmaßnahmen nur 

noch selten unterstützt und durchgeführt werden (konterkariert durch andauernde 

Entwicklungs- und Bautätigkeit). Derzeit scheinen die Verhandlungen nahezu 

komplett zum Stillstand gelangt zu sein und herrscht große Resignation – auch auf 

Seiten der UNESCO Behörden, weshalb die Welterbestätte Jerusalem nach 28 Jahren 

immernoch auf der Gefahrenliste geführt wird.
411
 

4.4 Grenzen der Liste-des-Welterbes-in-Gefahr 

Zum Ende des Kapitels 4, das sich mit der Darstellung und Umsetzung des 

Instrumentes Liste-des-Welterbes-in-Gefahr befasst hat, sollen die Grenzen der 

Einsetzbarkeit und Wirkung der Gefahrenliste betrachtet werden. Insbesondere die 

Umsetzung des Instrumentes Gefahrenliste wird unter Berücksichtigung der 

„Funktionalität“ und der „Effektivität“ kritisch bewertet. Hierbei stehen einerseits 

die der Gefahrenliste zugrunde liegenden Inhalte der Welterbekonvention im Fokus 

der Darstellungen, zum anderen werden die Richtlinien zur Durchführung (unter 

                                                 
411 aus: http://whc.unesco.org/en/news/307 (abgefragt am 5. September 2010) 



 – 123 – 

Berücksichtigung der Auslegung durch die internationale Rechtsprechung) diskutiert. 

Des Weiteren wird die Umsetzung der Liste-des-Welterbes-in-Gefahr durch die 

Adaption und die Interpretation des Instrumentes seitens der Mitgliedstaaten, der 

ansässigen Bevölkerung sowie der örtlichen Interessenvertreter bestimmt.  

 

In den Einführungstexten der UNESCO zur Kommunikation der Liste-des-

Welterbes-in-Gefahr wird häufig hervorgehoben, dass die Gefahrenliste: ‘[…] is 

designed to inform the international community of conditions which threaten the very characteristics 

for which a property was inscribed on the World Heritage List, and to encourage corrective action. 

[…]’ und die Einschreibung dem Welterbekomitee die Möglichkeit eröffnet, ‘[…] to 

allocate immediate assistance from the World Heritage Fund to the endangered property. […] in the 

hope that it can join efforts to save these endangered sites.’
412
 Neben der Information der 

internationalen Gemeinschaft und der Hoffnung auf finanzielle Unterstützung durch 

diese, wirkt die Gefahrenliste in vielen Fällen auch präventiv.
413
  

Zur Eintragung eines gefährdeten Welterbes beruft sich das Welterbekomitee zum 

einen auf den Artikel 11.4 der Konvention und verfährt zum anderen nach den 

entsprechenden § 177–198 der Durchführungsbestimmungen. Dennoch treten bei 

Verhandlungen mit den Mitgliedstaaten an vielen Stellen Unstimmigkeiten und 

Dissensen zur Gefahrenlistung auf, da diese die Grundlagen des Konventionstextes 

und der Richtlinien oftmals nicht akzeptieren wollen. Selbst die in 4.2.1 dargestellten, 

sehr konkreten operativen Möglichkeiten zur Interpretation der Gefahrenliste sowie 

die in 4.2.2 diskutierte rechtlich-legislative Einbettung ins breitere Völkerrecht 

können im Zweifel keine Einigung herbeiführen.  

 

Vor diesem Hintergrund stellt sich eine erste Grenze der Anwendbarkeit des 

Instrumentes Liste-des-Welterbes-in-Gefahr sehr deutlich dar: 

Sie wird von den fehlenden Anweisungen des Konventionstextes zur Handhabung 

und Ausführung einer Gefahrenlistung maßgeblich bestimmt, welche auch von den 

Richtlinien zur Durchführung, die diesem Defizit begegnen sollten und ebenfalls an 

vielen Stellen und zu Details inkonkret bleiben, nicht maßgeblich gemindert wird.  

Zwar bietet sich im Falle einer streitbaren Situation für beide Seiten (Mitgliedstaat vs. 

UNESCO-Gremien) die Möglichkeit, eine legal opinion einzuholen. Auch haben zur 

Interpretation der Welterbekonvention verschiedene Rechtsgutachten ergeben, dass 

grundsätzliche Maßgaben des Völkerrechtes immer anwendbar sind (vgl. Punkt 1. bis 

5. in 4.2.2), doch können diese ganz eindeutigen Ergebnisse nicht darüber 

                                                 
412 aus: http://whc.unesco.org/en/158/ (abgefragt am 5. September 2010) 
413 DEUTSCHE UNESCO KOMMISSION 2009, S. 95f 
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hinwegtäuschen und verhindern, dass sich Mitgliedstaaten durch die Liste-des-

Welterbes-in-Gefahr sanktioniert fühlen, eine schwere Beschädigung ihrer 

Reputation und Kompetenz innerhalb der Völkergemeinschaft befürchten und daher 

die Gefahrenlistung ihres bedrohten Gutes strikt ablehnen.  

 

Diese erste Grenze wird zudem durch den Effekt der Abschreckung und der 

Warnung, die von den Mitgliedstaaten ganz unterschiedlich rezipiert werden (vgl. 

4.4.1.1 vs. 4.4.2.1) stark beeinflusst. An vielen Stellen und trotz der jahrelangen 

Bemühungen seitens der UNESCO konnte der Vorteil einer Gefahrenlistung auch 

mit Hilfe der nachweisbar positiven Effekte (vgl. 4.3.2) nur schwer herausgearbeitet 

werden. Stattdessen steht für die Mehrzahl der Mitglieder der Welterbekonvention 

die negative Belastung durch eine Gefahrenlistung im Vordergrund.
414
 Hieraus folgt 

ganz deutlich, dass die Grenze der Funktionalität der Liste-des-Welterbes-in-Gefahr 

auch in einem engen Zusammenhang mit der individuellen Interpretation von 

Wirkung und Effektivität steht. Das „Schreckgespenst der Roten Liste“ wird zu 

einem geringen Teil immer bestehen bleiben
415
, die Einsetzbarkeit des Instrumentes 

maßgeblich bestimmen bzw. die Grenzen der Gefahrenlistung im Einzelfall 

verdeutlichen. 

 

Insbesondere solange die Aussagen darüber, ob und wann eine Welterbestätte 

dermaßen gefährdet ist, dass sie ihren universellen Wert zu verlieren droht, nicht 

konkretisiert und explizit ausformuliert sind (Konventionstext und Richtlinien) sowie 

die spezifische, individuelle Wahrnehmung zur Gefahrenliste eines jeden Mitglied-

staates nicht mit positiven Assoziationen belegt werden können (Wahrnehmung der 

Vor- und Nachteile), werden die beiden aufgezeigten Grenzen bestehen bleiben. 

 

Doch mit dem Fortbestehen dieser Einschränkungen setzten das Welterbekomitee 

und die beratenden Gremien für jeden einzelnen Fall einer bedrohten Welterbestätte 

die effektive Umsetzung des Instrumentes Liste-des-Welterbes-in-Gefahr aufs Spiel 

und riskieren, die Konventionsziele nur unzureichend umzusetzen und letztlich auch, 

in eine Mitverantwortung für die Gefährdung des Erhalts des Erbes der Welt 

genommen zu werden. 

                                                 
414 DEUTSCHE UNESCO KOMMISSION 2009, S. 101 
415 DEUTSCHE UNESCO KOMMISSION 2009, S. 103 



 – 125 – 

5 Zwischenfazit 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die in den Kapiteln 3 und 4 aufgezeigten Probleme bei der Implementierung der 

Welterbekonvention und ihren Zielen werden schon seit längerem wahrgenommen 

und intensiv diskutiert. Nicht zuletzt deshalb setzten bereits Anfang der 1990er 

Jahre, zeitgleich mit dem 20-jährigen Bestehen der Konvention, erste Reform-

prozesse zur Ausgestaltung und ausgewogeneren Ausrichtung (thematisch und 

regional) der Welterbeliste, zur Ausstattung mit Finanzmitteln, zur Gewährung von 

Hilfsmaßnahmen sowie insbesondere zur inhaltlichen Optimierung ihrer Instrumente 

ein. Diese Reformen waren aufgrund kritischer Stimmen bezüglich der Glaubwürdig-

keit des universellen Verzeichnisses notwendig geworden. Hinzu trat die Erkenntnis 

der UNESCO Gremien selbst, dass sie mit den verfügbaren Instrumenten in 

schwierigen Situationen an die Grenzen ihrer Möglichkeiten für eine zielorientierte 

Einflussnahme stoßen. 

 

Aus diesen Gründen wurde den Forderungen nach einer Neuausrichtung der 

Konventionsziele und einer Überarbeitung der ausführenden Instrumente nachge-

kommen, u. a. im Zuge der Adaption der „Globalen Strategie“ und aufgrund 

weiteren regulierenden Beschlüssen, wie der Cairns Decision aus dem Jahr 2000 und 

den Entscheidungen der 2002er Sitzung aus Suzhou (vgl. 3.4.2.3). Diese Beschlüsse 

initiierten eine Vielzahl von Änderungen und Neuerungen, darunter die thematische 

Korrektur der Welterbeliste, die stringentere Anwendung der Eintragungskriterien 

(OUV, Authentizität, Integrität) und die Überarbeitung der operativen Instrumente, 

speziell die Durchstrukturierung der Richtlinien zur Durchführung der Welterbe-

konvention. Mit dieser qualifizierten inhaltlichen und operativen Neuaufstellung 

gingen die UNESCO und ihre Gremien gestärkt in das neue Jahrtausend. Die 



 – 126 – 

Glaubwürdigkeit der Welterbekonvention samt ihres Verzeichnisses der heraus-

ragenden Kultur- und Naturstätten der Welt war wiederhergestellt. 

 

Währenddessen erfuhr die Welt diverse kriegerische Auseinandersetzungen, u.a. in 

Südosteuropa und dem Balkan (Jugoslawien, Kosovo) sowie im Nahen Osten und 

Vorderasien (Irak, Afghanistan). Diese Krisen machten die Umsetzungs-

schwierigkeiten der Konventionsziele und die Einschränkung der Schutz-

möglichkeiten für das universelle Kultur- und Naturerbe der Menschheit erneut sehr 

deutlich sichtbar. Die kriegerischen Auseinandersetzungen legten speziell die noch 

immer währenden Interpretationslücken im Konventionstext, die weiterhin 

bestehenden Defizite der ausführenden Instrumente sowie grundsätzliche legislative 

Limitierungen einer fehlenden internationalen Kulturpolitik samt funktionierender 

Sanktionsmodelle offen. 

 

Daher finden sich in jenen Forderungen nach einer Reform, die im Zuge des 30-

jährigen Bestehens der Welterbekonvention im Jahr 2002 formuliert wurden, nahezu 

identische Wiederholungen zu den aus dem Jahr 1992 stammenden Texten wieder. 

Auch die 2002er Texte zum Jubiläum wiesen auf die Notwendigkeit hin, die 

Instrumente der Welterbekonvention grundlegend zu überarbeiten und das 

UNESCO Welterbekomitee mit neuen Kernkompetenzen zur Umsetzung der 

Konventionsziele auszustatten. In einem dem Bestehen gewidmeten Artikel im 

International Journal of Cultural Property schreibt Peter Strasser […] ‘The World Heritage 

Convention, revolutionary in its conception thirty years ago, has today become the most widely 

accepted international legal instrument for the protection of cultural and natural heritage. Now, 

however, it requires adjustments if its successful implementation is to continue.’ […].416 In seinem 

Text fordert Strasser die Umstrukturierung des Welterbekomitees und die erneute 

Überarbeitung der Richtlinien zur Durchführung der Konvention, um das 

Welterbekonzept grundsätzlich zu überdenken und neu aufzustellen.417 

 

Doch nicht nur die Sekundärliteratur, auch die primären Dokumente, darunter die im 

Zuge von Unstimmigkeiten (Eintragungen in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr) zur 

Umsetzung der Konvention erstellten legal advices, benennen die Notwendigkeit der 

Überarbeitung. So fordert der zu Einschreibungsmodalitäten eingeholte und in 

Budapest418 vorgelegte legal advice aus dem Jahr 2002 für bestimmte Fragestellungen 

und häufig auftretende Probleme die zeitnahe Entwicklung eigener Instrumente für 

                                                 
416 STRASSER 2002, S. 215 
417 STRASSER 2002, S. 215 
418 vgl. http://whc.unesco.org/archive/sumrec02.htm#sec12 (abgerufen am 5. September 2010) 
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das Welterbekomitee oder eine Erweiterung der Konvention in Form eines 

Protokolls: […] ‘To the extent that it also shows certain inadequacies or gaps in the effective 

implementation of the Convention, […], the Committee may wish to develop in future its own tools 

(e.g. through consultative bodies, a Protocol, etc.) in order to give a greater degree of certainty as to the 

means available to the Committee’ […].419 

 

Auch die im Zuge der vorliegenden Arbeit durchgeführte Untersuchung  

• zu den Inhalten der Welterbekonvention und zu ihrer Einbindung in 
die internationale Rechtslandschaft  

• zur Struktur der Mitglieder der Welterbekonvention sowie zu den 
Instrumenten ihrer Ausführung  

• zum Stand der Eintragungen in die Welterbeliste und zu ihrer 
thematisch-problematischen Gewichtung  

• zur Anwendbarkeit der Gefahrenliste als eines ihrer wichtigsten 
Instrumente  

konnte in den unterschiedlichsten Betrachtungszusammenhängen die oftmals 

unzulängliche Umsetzung der Ziele der Welterbekonvention und die fehlenden 

Schutzmechanismen in Krisensituationen klar belegen (vgl. insbesondere 3.6 bis 3.7 

und 4.2 und 4.4). Dabei decken sich die in der vorliegenden Arbeit hergeleiteten 

Feststellungen vielfach mit den von den beratenden Gremien (ICOMOS, IUCN) 

erarbeiteten Studienergebnissen bzw. mit den von den Rechtsexperten in den legal 

advices hervorgehobenen Problemstellungen. Insbesondere wurden ähnliche Defizite 

der im Konventionstext verankerten Prinzipien und bei den in den Instrumenten 

selbst angelegten Umsetzungsmöglichkeiten identifiziert. 

 

Vor allem jedoch bestätigen die Ergebnisse der in den Kapiteln 2 bis 4 geführten 

Untersuchung die Relevanz der in der Problembeschreibung der Arbeit formulierten 

Fragestellungen zur 

• Verankerung der Verfahrensweise zum Einsatz der Liste-des-
Welterbes-in-Gefahr im Konventionstext (Artikel 11.4). Die 

                                                 
419 UNESCO 2002b, S. 38 
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unkonkreten Gründe für und die fehlenden Angaben zum Zeitpunkt 

einer Gefahrenlistung führen zu einem großen 

Interpretationsspielraum. 

• Verankerung der Verfahrensweise zum Einsatz der Liste-des-
Welterbes-in-Gefahr in den Richtlinien zur Durchführung der 

Welterbekonvention unter §§ 177 bis 198. Die unkonkreten Kriterien 

einer Bedrohungssituation zur Gefahrenlistung sowie das unspezi-

fische Verfahren (fehlende Benennung eines klaren Zeitpunktes) 

führen ebenfalls zu einem großen Auslegungsspielraum. 

• Verankerung von zu ergreifenden Erhaltungsmaßnahmen des 
Konventionstextes oder der Richtlinien zur Durchführung. Die 

Schritte der Verbesserung des konservatorischen Erhaltungszustandes 

und zur Abstellung der die Listung begründenden Gefährdungen der 

Welterbestätte sind spezifisch zu benennen. 

Aus den im Zuge dieser Arbeit durchgeführten Untersuchungen und den 

abgeleiteten Ergebnissen ergibt sich, in Verbindung mit den von unterschiedlichsten 

Stellen formulierten Forderungen, dass die Funktionen der Welterbekonvention bzw. 

ihrer Instrumente ergebnisorientiert weiterentwickelt und ergänzt werden müssen. 

Im Kern zielt eine derartige Forderung auf die Erweiterung der Kompetenzen der 

UNESCO Gremien, insbesondere des Welterbekomitees, in strittigen 

Fragestellungen und Krisensituationen eindeutige und kurzfristige Entscheidungen 

treffen zu können, ab. Diese Kompetenzausweitung ermöglicht eine verbesserte 

Umsetzung der Konventionsinhalte und den Schutz und Erhalt von Welterbestätten 

auch unter sich rasant wandelnden Rahmenbedingungen. Den Anforderungen an 

eine verbesserte Umsetzung der Konventionsziele bzw. an die zu konzipierenden 

Erweiterungen der Welterbekonvention und ihrer Instrumente soll im folgenden 

Entwicklungsteil der Arbeit nachgegangen werden. Aus den Untersuchungen und 

Ergebnissen der Kapitel 2 bis 4 sowie den an dieser Stelle herausgearbeiteten 

Defiziten bezüglich der Wirksamkeit der Instrumente der Welterbekonvention lassen 

sich ganz konkrete Entwicklungserfordernisse ableiten. In dem sich anschließenden 

Entwicklungsteil der Arbeit werden erste Vorschläge für konkrete Instrumente (vgl. 

1.1.3) ausgearbeitet, mit denen diesen Entwicklungserfordernissen Rechnung 

getragen werden kann. 
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6 Entwicklungserfordernisse 

 

 

 

 

 

 

 

Im Zuge der Reflexion zum 20-jährigen Bestehen der Welterbekonvention im Jahr 

1992 thematisiert Leon Pressouyre in seinem Beitrag The World Heritage Convention, 

Twenty Years On die Notwendigkeit zur Neuaufstellung der Welterbekonvention.
420
 

Jedoch kommt Pressouyre im Zuge seiner Ausführungen zu dem begründeten 

Schluss, dass ein Umschreiben der Konvention einen hohen administrativen 

Aufwand bedeutet. Aus diesem Grund und da die Konvention viele Möglichkeiten 

bietet, den Schutz und Erhalt des Welterbes zu gewährleisten – letztlich müssen die 

zur Verfügung stehenden Instrumente präziser ausgerichtet werden – wurde in den 

zurückliegenden 20 Jahren nicht die Konvention selbst sondern ihre ausführenden 

Instrumente, u. a. die Richtlinien zur Durchführung, weiterentwickelt.
421
 Die 

Entscheidung für die Ausgestaltung der Instrumente der Konvention wird auch von 

Jean Musitelli in seinem 2002er Artikel World Heritage, between Universalism and 

Globalization des International Journals of Cultural Property
422
 positiv bestätigt. Nach 

Musitelli sind die Inhalte der Konvention auch im Jahr 2002 noch aktuell und von 

Relevanz, weshalb sie es als nicht notwendig erachtete, die Konvention zu 

überarbeiten, sondern empfahl, lediglich bestimmte Aspekte neu zu überdenken. 

Hierzu die Autorin wörtlich: [...] ‘It is fitting not to revise the convention but to revisit it,’ 

[…].
423
 Ähnliche Ansätze erörtert auch Peter Strasser im International Journal of Cultural 

Property. Auch Strasser plädiert für das Fortbestehen der Konvention in der aktuellen 

Version, jedoch fordert er nachdrücklich die Richtlinien zur Durchführung der  

Welterbekonvention konsequent zu überarbeiten und hierbei die Kompetenzen des 

Welterbekomitees nachhaltig zu stärken.
424
 

                                                 
420 PRESSOUYRE 1996, S. 4 
421 PRESSOUYRE 1996, S. 4 
422 MUSITELLI 2002, S. 323ff 
423 MUSITELLI 2002, S. 332f 
424 STRASSER 2002, S. 215 
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Sowohl Pressouyre, Musitelli und Strasser als auch viele andere AutorInnen forderten 

zu Beginn des Jahrtausends, die Bedingungen zur Umsetzung der Konventionsziele 

weiterführend zu diskutieren, hierbei die Anforderungen der sich wandelnden 

Gesellschaften zu berücksichtigen und letztlich die entsprechenden Instrumente der 

Welterbekonvention auf diese Änderungsprozesse auszurichten und anzugleichen.  

 

Im weiteren Verlauf der 2000er Jahre wurde die geforderte neue Ausrichtung der 

Welterbekonvention und ihrer Instrumente von der UNESCO und den beratenden 

Gremien (ICOMOS, IUCN) vorgenommen. In diesem Zuge sind ganz 

unterschiedliche Ansätze zur Überarbeitung insbesondere der Richtlinien zur 

Durchführung vorgeschlagen worden. Zur Verdeutlichung der Neuaufstellung rund 

um die Welterbekonvention sollen die erbrachten Forderungen thematisch geordnet 

und zusammengefasst, den in dieser Arbeit vorzulegenden Entwicklungs-

erfordernissen vorangestellt werden. 

 

Forderung 1: Voraussetzungen zur Einschreibung von Welterbestätten in die Liste-

des-Welterbes-in-Gefahr, u. a. Verankerung der Gründe für die Einschreibung, von 

Vor- und Nachteilen der Einschreibung, von Maßnahmen zur Wiederherstellung des 

Erhaltungszustandes bzw. von Konsequenzen bei Ausbleiben dieser Maßnahmen, 

von Hinweisen zur Umsetzung der Maßnahmen sowie von Kontrollsystemen zur 

Prüfung der korrektiven Maßnahmen (Forderungen aufzunehmen in die Richtlinien 

zur Durchführung).
425
  

 

Forderung 2: Voraussetzungen zur Notfalleintragung von Welterbestätten, u. a. 

Verankerung der Option zur Notfalleintragung
426
 eines Gutes sowohl in die Welt-

erbeliste als auch in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr sowie Verankerung der 

Umstände
427
 zur Notfalleintragung (Forderungen aufzunehmen in die Richtlinien zur 

Durchführung).
428
 

 

Forderung 3: Entwicklung eines Monitoring Programmes für gefährdete Stätten der 

Liste-des-Welterbes-in-Gefahr, u. a. Verankerung eines Monitoring Programmes für 

Stätten der Gefahrenliste, einer definierten Zeitschiene, in der korrektive Maß-

                                                 
425 Forderungen aus dem Amman Workshop 2000 
426 Bei Widerstand oder Ablehnung durch den Mitgliedstaat soll die Eintragung für eine bestimmte Zeit zurückgestellt werden, 
während angemessene Maßnahmen mit dem Staat erarbeitet werden, die Stätte zu erhalten. 
427 Zu den Umständen, die eine Notfalleintragung rechtfertigen, zählen die fehlende Wahrnehmung oder ausbleibende 
Minderung der den universellen Wert der Welterbestätte gefährdenden festgestellten oder potentiellen Gefahren, das 
grundsätzliche oder andauernde Fehlen der Kooperation sowie die Ablehnung der Prinzipien der Konvention durch den 
Mitgliedstaat und weitere Aspekte, die das Komitee als Notsituation identifizieren kann (nach: Forderungen zur Änderung der 
Richtlinien zur Durchführung aus dem IUCN Paper zum Budapest advice). 
428 Forderungen zur Änderung der Richtlinien zur Durchführung aus dem IUCN Paper zum Budapest advice 
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nahmen durchgeführt werden müssen sowie der Streichung aus der Gefahrenliste 

aufgrund der durchgeführten Maßnahmen und positiven Entwicklung des 

Erhaltungszustandes (Forderungen aufzunehmen in die Richtlinien zur Durch-

führung).
429
 

 

Forderung 4: Entwicklung eines Finanzierungsplans für bedrohte Stätten, u. a. 

Verankerung der prioritären Bereitstellung von Hilfsmitteln aus dem Welterbefonds 

für Stätten auf der Gefahrenliste (Forderung aufzunehmen in die Richtlinien zur 

Durchführung).
430
 

 

Des Weiteren wird von oben genannten unterschiedlichen AutorInnen die 

Entwicklung einer PR-Kampagne zur positiven Kommunikation der Liste-des-

Welterbes-in-Gefahr, welche die Konsequenzen einer Eintragung in die Gefahren-

liste insbesondere den Interessenvertretern
431
 nahebringt sowie ein zu erstellendes 

Handbuch, das den Kontext der Gefahrenliste und die Konzepte des Risiko-

managements bzw. der Prävention zur Vermeidung der Gefahrenlistung verdeutlicht, 

gefordert.
432
 

 

Auch die in der vorliegenden Arbeit durchgeführten Untersuchungen kommen zu 

dem Ergebnis, dass die Umsetzung der Welterbekonvention durch eine Ergänzung 

ihrer ausführenden Instrumente und einer Flexibilisierung des Handlungsspielraumes 

des UNESCO Welterbekomitees erforderlich ist. Hierbei stimmt die Autorin den 

Aussagen oben stehender Publikationen, insbesondere nach der von ihr durchge-

führten Untersuchung der Rahmenbedingungen zur Welterbekonvention in Kapitel 3 

und 4, zwar zu, fordert jedoch darüberhinausgehend die zur Umsetzung der 

Konventionsinhalte vorgesehenen Instrumente stärker als zuvor zu verlinken 

(speziell den Artikel 11.4 der Konvention mit den entsprechenden Paragraphen in 

den Richtlinien zur Durchführung) bzw. die vorgesehenen Instrumente stringenter 

umzusetzen. 

 

Vor allem jedoch sollten die im Konventionstext formulierten Ursachen sowie die in 

den Richtlinien verankerte Verfahrensweise zum Einsatz der Liste-des-Welterbes-in-

Gefahr, wie im Kapitel 5 benannt, konkretisiert werden. Demzufolge sind grund-

legende Entwicklungserfordernisse auszuarbeiten:  

                                                 
429 Forderungen zur Änderung der Richtlinien zur Durchführung aus dem IUCN Paper zum Budapest advice 
430 Forderungen zur Änderung der Richtlinien zur Durchführung aus dem IUCN Paper zum Budapest advice 
431 Hierbei handelt es sich um Mitarbeiter der Regierung und der NGOs, Mitarbeiter der nationalen, regionalen und lokalen 
Ebenen, Mitarbeiter der Welterbestätten, ansässige Kommunen, private Anrainer, Spender und Förderer. 
432 Forderungen aus dem Amman Workshop 2000 
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Die Gründe und die Kriterien für eine Gefahrenlistung sind konkreter zu benennen 

Der Grad der Gefährdung
433
, welcher den Zeitpunkt der Gefahrenlistung maßgeb-

lich beeinflusst, ist präziser auszuformulieren. 

Die grundlegend zu ergreifenden Schritte der korrektiven, konservatorischen und 

restauratorischen Maßnahmen
434
 müssen spezifischer benannt werden. 

6.1 Präzisierung der Gründe zur Einschreibung auf die 
Liste des Welterbes-in-Gefahr in der Welterbe-
konvention 

Die Welterbekonvention benennt in ihrem Artikel 11.4 lediglich sehr inkonkrete 

Gründe, die eine Einschreibung von bedrohten Welterbestätten in die Liste-des 

Welterbes-in-Gefahr erfordern. Um eine eindeutigere Auslegung des Konventions-

textes zu erwirken, sollten die „ernsten und spezifischen Gefahren“ konkreter und 

punktueller als bisher ausformuliert werden. 

6.1.1 Entwicklungserfordernis 

Zur verbesserten Umsetzung der Welterbekonvention und ihrer Ziele sowie zur 

effektiveren Anwendung des Instrumentes Liste-des-Welterbes-in-Gefahr sollten die 

in Artikel 11.4 der Konvention benannten Gründe zur Gefahrenlistung
435
 in 

Richtung präzise anzusprechender Fallbeispiele weiterentwickelt und Fallsituationen 

für die spezifischen Gefährdungen der unterschiedlichen Welterbekategorien 

ausformuliert werden. 

6.1.2 Notwendigkeit der präzisierten Gründe zur Aufnahme 

gefährdeter Stätten in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr  

Nach dem Artikel 11.4 ist die Eintragung eines gefährdeten Welterbes auf die Liste-

                                                 
433 Als fett sind hierbei die Aspekte markiert, die im Folgenden einen Schwerpunkt der Entwicklungserfordernisse darstellen. 
434 Als fett sind hierbei die Aspekte markiert, die im Folgenden einen Schwerpunkt der Entwicklungserfordernisse darstellen. 
435 Der Artikel 11.4 der Welterbekonvention benennt als Beispiele für erste und spezifische Gefahren, u.a. die Gefahr des 
Untergangs durch beschleunigten Verfall, öffentliche oder private Großvorhaben oder rasch vorangetriebene städtebauliche 
oder touristische Entwicklungsvorhaben; die Zerstörung durch einen Wechsel in der Nutzung des Grundbesitzes oder im 
Eigentum daran; die größeren Veränderungen auf Grund unbekannter Ursachen; die Preisgabe aus irgendwelchen Gründen; 
den Ausbruch oder die Gefahr eines bewaffneten Konflikts; Natur- und sonstige Katastrophen; Feuersbrünste, Erdbeben, 
Erdrutsche; Vulkanausbrüche; die Veränderungen des Wasserspiegels sowie die Überschwemmungen und Sturmfluten. 
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des-Welterbes-in-Gefahr vorgesehen, wenn der Mitgliedstaat aufgrund des sich 

verschlechternden Erhaltungszustandes und massiver sowie andauernder Gefähr-

dungen einer Stätte um Hilfsmaßnahmen (Finanzmittel, technische Unterstützung 

etc.) bittet. Eine solche Anfrage setzt das Einverständnis des Mitgliedstaates zur 

Gefahrenlistung voraus.
436
 Darüber hinaus besteht in dringenden Notfällen die 

Möglichkeit, dass das Welterbekomitee eine Gefahrenlistung vornimmt, selbst wenn 

keine Hilfsanfrage seitens des Unterzeichnerstaates vorliegt.
437
  

 

Trotz dieser eindeutigen rechtlichen Auslegungen des Artikels 11.4 der Konvention 

bestehen in strittigen Fällen diverse Ansatzpunkte, eine Gefahrensituation 

anzuzweifeln. Insbesondere dann, wenn der Vertragsstaat sich gegen eine Gefahren-

listung sträubt, verfügt das Welterbekomitee nach Vorgabe des Konventionstextes 

kaum über Argumentationsgrundlagen, eine bedrohte Stätte in die Liste-des-

Welterbes-in-Gefahr aufzunehmen. Da die in Artikel 11.4 ausformulierten Gründe 

für die Notwendigkeit einer Listung sehr allgemein gehalten sind, bedarf es in 

Zukunft eindeutiger, konkreter Fallsituationen, auf die sich das Komitee berufen 

kann. 

 

Hingegen sollte der Konventionstext keiner inhaltlichen Änderung unterliegen (da 

ansonsten die Notwendigkeit besteht, den geänderten Inhalt durch die Mitglied-

staaten erneut ratifizieren zu lassen). Aus diesem Grund empfiehlt die Autorin, 

Präzedenzfälle zu schaffen und somit die Argumentationsgrundlage für eine 

Eintragung in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr stärker als zuvor mit den 

ausführenden Instrumenten der Konvention zu verlinken. An dieser Stelle bieten 

sich zunächst die Richtlinien zur Durchführung der Welterbekonvention an (hier §§ 

177 bis 191). Des Weiteren und um die Ausführungskompetenz des Welterbe-

komitees zu stärken, könnten spezifische Szenarien der Gefährdung, die sich auf die 

jeweiligen Typen der Welterbestätten beziehen sollten, in einem Zusatzprotokoll - 

evtl. zu den Richtlinien - verankert werden. 

                                                 
436 UNESCO 2002b, S.3 
437 UNESCO 2002b, S.3 
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6.2 Entwicklung eines vereinheitlichten Systems zur 
Beurteilung von Gefährdungsgraden unterschied-
licher Welterbetypen 

Über die in der Konvention benannten Gründe zur Gefahrenlistung hinausreichend, 

sollten auch die in den Richtlinien zur Durchführung unter §§ 177 bis 191 veranker-

ten Kriterien der Verfahrensweise zum Einsatz der Liste-des-Welterbes-in-Gefahr 

konkretisiert werden. Hierbei sind zunächst Entwicklungserfordernisse zum Grad 

der Gefährdung und zum Zeitpunkt der Gefahrenlistung notwendig. 

6.2.1 Entwicklungserfordernis 

Die in den Richtlinien zur Durchführung der Welterbekonvention verankerten 

Kriterien zur Eintragung in die Gefahrenliste (vgl. §§ 183 bis 189) sollten durch 

präzise Beschreibungen der Bedrohung, der Erhaltungszustände und des 

Schadensausmaßes einer Welterbestätte (Grad der Gefährdung) ergänzt werden. 

Hierbei basiert der Gefährdungsgrad auf einem einheitlichen Größensystem, das auf 

die unterschiedlichen Welterbekategorien gleichermaßen zutrifft. Anhand des Grades 

der Gefährdung lassen sich des Weiteren die spezifischen Zeitpunkte einer 

Gefahrenlistung herleiten. Diese sind, wie auch der Gefährdungsgrad je den unter-

schiedlichen Ausprägungen der Welterbekategorien entsprechend, festzulegen. 

6.2.2 Notwendigkeit der Entwicklung eines Systems zur Beurteilung 

von Gefährdungsgraden unterschiedlicher Welterbetypen 

In ihrem Artikel über die Stärken und Schwächen der Welterbekonvention hebt 

Christina Cameron die Notwendigkeit hervor, dass zum Schutz und Erhalt des 

Welterbes alle Unterzeichnerstaaten gleichermaßen Zugang zu identischen 

Informationen haben müssen; respektive sich auf ein universal anerkanntes System 

der Erhaltungszustände bzw. der konservatorischen Standards einigen sollten.
438
 Die 

Beurteilung des konservatorischen Erhaltungszustandes eines Monumentes, einer 

archäologischen Stätte oder einer Kulturlandschaft unterliegt, wie auch der 

Welterbebegriff, den unterschiedlichen Wandlungen unserer Gesellschaft. Seit den 

                                                 
438 CAMERON  1992, S. 20 
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1960er Jahren hat insbesondere die konservatorische Betreuung und Rezeption der 

unterschiedlichen Stätten und Güter starken Wandlungen und Entwicklungen 

unterlegen. Nicht nur durch den Wandel der Zeit unterscheidet sich die Auffassung 

zum Erhaltungszustand einer Welterbestätte; bereits die regionale Beurteilung zum 

Schädigungsgrad an einem Kultur- oder Naturgut wird sich gleichbleibend spezifisch 

ausprägen. Umso wichtiger ist es, im Sinne des universellen Erbes bzw. des 

Welterbebegriffes, den Erhaltungszustand bedrohter Welterbestätten von einem 

einheitlichen Ausgangspunkt zu betrachten. Zwar liegen dem internationalen 

Kulturgüterschutz – so auch der Welterbekonvention – diverse konservatorisch-

restauratorische Grundlagentexte zugrunde, dennoch machten sich die 

unterschiedliche Beurteilung des Gefährdungsgrades einer Welterbestätte, welche 

sich durch kulturelle oder regionale Prägung unterscheidet,  insbesondere vor 

und/oder während der Eintragung bedrohter Güter in die Liste-des-Welterbes-in-

Gefahr bemerkbar. 

 

Aus diesem Grund und um die Implementierung des Instrumentes Gefahrenliste zu 

optimieren, sollte den Richtlinien zur Durchführung der Welterbekonvention 

spezifisch auf die einzelnen Welterbekategorien ausgerichtete Schadensausmaße 

zugeteilt werden. Ergänzend sollten der Gefährdungsgrad sowie die individuellen 

Zeitpunkte zur Einschreibung jeweiliger Kategorien ebenfalls hinzugefügt werden. 

6.3 Entwicklung von standardisierten Maßnahmen zur 
Wiederherstellung des objektgerechten Erhaltungs-
zustandes unterschiedlicher Welterbetypen  

Auch die grundlegenden Schritte der korrigierenden und konservierenden Maß-

nahmen, die in den Richtlinien zur Durchführung der Welterbekonvention unter 

§ 181 lediglich punktuell angeführt werden, müssen zur Implementierung der 

Konventionsziele spezifischer als bisher benannt werden. 

6.3.1 Entwicklungserfordernis 

Die in den Richtlinien zur Durchführung der Welterbekonvention im § 181 ver-

ankerten Angaben zur Wiederherstellung des Erhaltungszustandes sind sowohl durch 

grundlegende Schritte (10-Punkte Plan) als auch spezifische Maßnahmen (kor-
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rigierend, konservierend, restaurierend) zur Verbesserung des Erhaltungszustandes 

zu ergänzen und zu spezifizieren. 

6.3.2 Notwendigkeit der Entwicklung standardisierter Maßnahmen 

zur Wiederherstellung des objektgerechten Erhaltungszustandes 

unterschiedlicher Welterbetypen 

Eine Benennung der zu erfüllenden Grundlagenschritte (10-Punkte Plan) beugt zu 

allererst einer langen Verweildauer vieler Stätten auf der Gefahrenliste vor. Da 

zudem im Vorfeld einer Gefahrenlistung oftmals über die Notwendigkeit der 

Eintragung diskutiert wird, können konkrete Anweisungen zur Wiederherstellung des 

objektgerechten Erhaltungszustandes der Welterbestätte, die Argumentationen für 

eine Listung stützen, die Vorbehalte des zweifelnden Mitgliedstaates zur Eintragung 

entkräften und gleichzeitig eine Perspektive aufzeigen, wie die Gefahrenlistung auf 

schnellstmöglichem Wege rückgängig zu machen ist. 

Des Weiteren ermöglicht das Spektrum standardisierter Maßnahmen – analog zur 

einheitlichen Beurteilung des Gefährdungsgrades – die kulturell und regional 

begründete unterschiedliche Sichtweise auf die durchzuführenden Maßnahmen zu 

nivellieren. Auch hier werden die international anerkannten Grundlagentexte der 

Konservierung und Restaurierung zur Anwendung gelangen; dennoch werden die zu 

entwickelnden Vorgaben zur Behebung von Bedrohungen, den Schutz und Erhalt 

des Welterbes nachhaltig und langfristig sichern helfen. 

6.3.3 Notwendigkeit eines 10-Punkte Plans zur Sicherung gefährdeter 

Stätten  auf der Liste-des Welterbes-in-Gefahr 

Insbesondere vor dem Hintergrund der langen Verweildauer von Stätten bzw. den 

abnehmenden finanziellen Möglichkeiten aus dem UNESCO Welterbefonds, sollte 

ein 10-Punkte Plan für erste Maßnahmenschritte entwickelt werden. Dieser 

gewährleistet - auch ohne technischen Aufwand und umfangreiche konservatorische 

Hilfsmaßnahmen – dass an allen in der Welterbeliste verzeichneten Stätten, 

grundlegende Maßnahmen zur Behebung oder Minderung der Gefährdungen 

durchgeführt werden.  
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6.4 Einteilung der Welterbestätten in thematische 
Kategorien 

Das von der UNESCO und der Welterbekonvention unter Schutz genommene Erbe 

der Welt stellt – neben der Unterscheidung in Kultur- und Naturerbe – eine sehr 

heterogene Zusammenstellung gegenständlicher Denkmale, Ensembles und Stätten 

des menschlichen Schaffens und Wirkens dar. Je nach Beschaffenheit und Erhal-

tungszustand, sind die Güter einem langsamen oder schnelleren Zerfall ausgesetzt. 

Auch die auf sie einwirkenden äußeren Parameter (z. B. klimatische Extrema, 

biologisch-chemikalische Prozesse oder physikalische Kräfte) fördern ihren Abbau 

immens. 

 

In Abhängigkeit von den erhaltenden und schützenden Maßnahmen befinden sich 

die als Welterbe anerkannten Stätten in einem stabilen oder guten Erhaltungszustand. 

Dieser wird mit Aufnahme der Stätte in die Welterbeliste u. a. durch den 

herausragenden universellen Wert (OUV) definiert und dokumentiert (vgl. UNESCO 

Dokumente zur Einschreibung von Stätten in die Welterbeliste).
439
 Der OUV wird 

erst seit Mitte der 2000er Jahre in der Antragstellung mit verankert und stellt 

gegenwärtig einen grundlegenden Anteil der Begründung zur Einschreibung in die 

Welterbeliste dar.
440
 Viele der älteren Stätten haben diese Definition ihrer Werte noch 

nicht abgesteckt und niedergelegt. Die UNESCO und ihre Gremien arbeiten jedoch 

daran, auch für das in den ersten dreißig Jahren eingetragene Welterbe, die 

universellen und herausragenden Werte nachträglich festzulegen. 

6.4.1 Notwendigkeit Welterbestätten bei der Eintragung in die Liste-

des-Welterbes-in-Gefahr in Kategorien zu unterscheiden 

Auch aus konservatorisch-restauratorischer Sicht befinden sich die 911 Welterbe-

stätten (Stand 2010) in einem sehr unterschiedlichen Erhaltungszustand. Dieser wird 

durch die bereits benannten Einflüsse in unterschiedlicher Geschwindigkeit 

verändert und nimmt verschiedene Ausmaße an. Insbesondere die diversen 

Monumente und Stätten weit auseinanderliegender Zeitstellungen (Archäologische 

Fundstätten vs. Architektur des 19./20. Jahrhunderts) unterscheiden sich in ihrem 

Erhaltungszustand und vor allem in ihrem Abbaugrad sowie in ihrer Abbau-

                                                 
439 DEUTSCHE UNESCO KOMMISSION 2009, S. 77 
440 aus: http://whc.unesco.org/en/criteria (abgerufen am 10. September 2010) 
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geschwindigkeit maßgeblich. Um im Zuge der Entwicklungserfordernisse (vgl. 6.2 

und 6.3) auf die Diskrepanzen der Erhaltungszustände reagieren zu können bzw. 

diese in die zu entwickelnden Systeme und zu definierenden Maßnahmen zu 

integrieren, soll im Folgenden die Vielfalt des Welterbes in klar definierte Kategorien 

differenziert werden. 

 

Letztlich wird mit Hilfe der Kategorisierung das „System zur Beurteilung von 

Gefährdungsgraden“ sowie die „Maßnahmen zur Wiederherstellung des 

objektgerechten Erhaltungszustandes“ entwickelt und definiert. 

6.4.2 Allgemeine Kategorisierung von Welterbestätten  

Die Welterbekonvention unterscheidet und beschreibt in Artikel 1 die als 

Kulturerbe
441
 geltenden Güter. Hierbei nimmt sie zunächst eine grundsätzliche 

Unterscheidung in die drei Oberthemen Denkmäler, Ensembles und Stätten vor. Des 

Weiteren werden die zahlreichen Typen der Welterbegüter, je nach Beschaffenheit, 

den drei Themen zugeordnet. 

 

Demnach zählen zu den Denkmälern: „Werke der Architektur, Großplastik und 

Monumentalmalerei, Objekte oder Überreste archäologischer Art, Inschriften, 

Höhlen und Verbindungen solcher Erscheinungsformen, die aus geschichtlichen, 

künstlerischen oder wissenschaftlichen Gründen von außergewöhnlichem universel-

lem Wert sind“.
442
 

 

Des Weiteren zählen zu den Ensembles: „Gruppen einzelner oder miteinander 

verbundener Gebäude, die wegen ihrer Architektur, ihrer Geschlossenheit oder ihrer 

Stellung in der Landschaft aus geschichtlichen, künstlerischen oder wissenschaft-

lichen Gründen von außergewöhnlichem universellem Wert sind“.
443
 

 

Und schließlich zählen zu den Stätten: „Werke von Menschenhand oder gemeinsame 

Werke von Natur und Mensch sowie Gebiete einschließlich archäologischer Stätten, 

die aus geschichtlichen, ästhetischen, ethnologischen oder anthropologischen 

Gründen von außergewöhnlichem universellem Wert sind“.
444
 

                                                 
441 Die als Naturerbe geltenden Güter der Welterbeliste werden im Artikel 2 der Konvention definiert. 
442 vgl. Artikel 1 der Welterbekonvention 
443 vgl. Artikel 1 der Welterbekonvention 
444 vgl. Artikel 1 der Welterbekonvention 
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Hingegen findet sich die Definition der gemischten Güter in den Richtlinien zur 

Durchführung. Diese sehen das Kriterium „Gemischtes Welterbe“ an solchen 

Gütern erfüllt „wenn sie die Begriffsbestimmungen des Kultur- und Naturerbes nach 

Artikel 1 und 2 des Übereinkommens teilweise oder ganz erfüllen.“
445
 Darüber hinaus 

wird seit dem Jahr 1992 auch eine neue Kategorie als Welterbe anerkannt und ist, da 

später hinzugefügt, nicht im Konventionstext verankert, sondern ebenfalls in die 

Richtlinien eingebracht.
446
 

 

Das als Kulturlandschaft bezeichnete Welterbe gehört nach § 47 der Richtlinien zur 

Durchführung zu den Kulturgütern und stellt die in Artikel 1 des Übereinkommens 

bezeichneten „gemeinsamen Werke von Natur und Mensch“
447
 dar. „Sie sind 

beispielhaft für die Entwicklung der menschlichen Gesellschaft und Ansiedlung im 

Verlauf der Zeit unter dem Einfluss der physischen Beschränkungen und/oder 

Möglichkeiten, die ihre natürliche Umwelt aufweist, sowie der von außen und innen 

einwirkenden aufeinander folgenden gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und 

kulturellen Kräfte“.
448
 

6.4.3 Kategorisierung von Welterbestätten nach thematischen 

Schlagworten 

Die in dieser Arbeit zu verwendenden und als Grundlage für das „System zur 

Beurteilung von Gefährdungsgraden“ als auch für die „Maßnahmen zur Wiederher-

stellung des objektgerechten Erhaltungszustandes“ dienenden Kategorien sollen 

weder der dreigliedrigen Eingruppierung der Welterbekonvention entsprechen noch 

der Einteilung aus den Richtlinien folgen. Stattdessen soll in dieser Arbeit zur 

Differenzierung des UNESCO Welterbes eine Kategorisierung der Stätten nach 

thematischen Schlagworten zur Anwendung gelangen. Diese Einteilung berück-

sichtigt zu großen Teilen die Materialität der Denkmale, Ensembles und Stätten, was 

dem späteren Einsatz zur Differenzierung von Abbaugraden oder auch zur 

Empfehlung unterschiedlicher Maßnahmen der Minderung oder Behebung von 

Gefährdungsursachen dienlich sein wird. 

 

 

                                                 
445 vgl. § 46 der Richtlinien zur Durchführung der Welterbekonvention 
446 VON DROSTE 1995, S. 46 
447 vgl. Artikel 1 der Welterbekonvention 
448 vgl. § 47 der Richtlinien zur Durchführung der Welterbekonvention 
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1 Archäologische Stätten 

Archäologische Stätten dokumentieren die Spuren des menschlichen Daseins in der 

Zeit zwischen der Prähistorie (1 Million Jahre vor Christus) bis zum Industriezeitalter 

der Gegenwart (Nachkriegsjahre des 20. Jahrhunderts).
449
 Die Stätten zeichnen sich 

durch eine hohe Informations- und Materialdichte aus und beinhalten hierbei 

anorganische oder organische Materialien. Archäologische Stätten können sowohl 

unter der Erde vorliegen und hierbei noch gänzlich unberührt (in-situ) bzw. durch 

wissenschaftliche Grabungsaktivitäten dokumentiert und erschlossen sein.
450
 Oder sie 

spiegeln, wie die Zeugnisse der Antike, die oberflächlich gebauten Strukturen der 

entsprechenden Zeitstellungen wider.
451
 

Inhaltlich bilden archäologische Stätten die gesamten Siedlungs- und Lebens-

aktivitäten (bis hin zur Bestattung) des frühen Menschen ab. Hierbei finden sich 

sowohl Einzel- als auch Großsiedlungen, kultische oder Jagdplätze, Arbeitsstätten, 

Infrastrukturen und Gräberfelder.
452
 

 

2 Architektur des 19./20. Jahrhunderts  

Die Architektur des 19./20. Jahrhunderts repräsentiert die Nutz- und Wohnbauten 

aus der Zeit seit der industriellen Revolution, insbesondere seit der Moderne und des 

frühen 20. Jahrhunderts. In ihrer Materialität zeichnet sich diese Architektur durch - 

für die frühen 1920er Jahre ungewöhnliche - innovative Materialien und Kombi-

nationen (Eisen, Stahlbeton, Glas, Stahlrahmenfenster, etc.)
453
, die im Zuge neuer 

Bauverfahren eingesetzt wurden, aus. Desweiteren sind die Bauten stilistisch einfach 

gestaltet, mit klaren Form und Farbkonzepten. 

Inhaltlich spiegelt die Architektur des 19./20. Jahrhunderts oftmals das Konzept der 

Reformbewegung und die künstlerischen Ansätze der Moderne wider, u. a. die des 

Bauhauses. Oftmals hoch ästhetisch umgesetzt, versucht diese Architektur, 

insbesondere den Wohnbauten, ein sozialeres Gesicht zu verleihen.
454
 

 

3 Baudenkmale und Ensembles  

Die Baudenkmale und Ensembles prägen das Bild unseres Lebensraumes und der 

gebauten Umwelt. Hierbei handelt es sich sowohl um Nutzbauten als auch um 

inhaltlich geschlossene Baukomplexe, die jeweils sehr heterogener Nutzung und 

unterschiedlicher Zeitstellung sein können. Man unterscheidet zum einen das 

                                                 
449 aus: http://www.landesarchaeologen.de/archaeologie.html (abgerufen am 10. September 2010) 
450 URTANE 2000, S. 77 
451 URTANE 2000, S. 78f 
452 aus: http://www.landesarchaeologen.de/archaeologie.html (abgerufen am 10. September 2010) 
453 KUIPERS 1997, S. 19 
454 HASPEL et al 2007, S. 8ff 
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Einzeldenkmal (Monument) vom Ensemble; letzteres stellt eine intendierte oder 

gewachsene schlüssige Gruppe von Bauten dar. Baudenkmale und Ensembles 

können je nach Epoche und regionaler Herkunft durch unterschiedliche Materialien 

realisiert sein. Schwerpunktmäßig finden sich jedoch die grundlegenden Bau-

materialien, wie Stein, Lehmziegel, Mörtel, Holz und Glas sowie Füll- und Dicht-

stoffe aus organischem Material. 

Inhaltlich reicht die Gruppe der Baudenkmale und Ensembles von der Siedlungs-

(Wohnhäuser) über die Repräsentationsarchitektur (Burgen und Schlösser) bis zu 

infrastrukturellen und wirtschaftrelevanten Gebäuden (Brücken, Fabrikhallen) sowie 

reinen Verwaltungs- und Funktionsbauten (Rathäuser, Schulen).
455
 

 
4 Denkmale mit religiösem Hintergrund 

Die Denkmale mit religiösem Hintergrund stellen Bauten der unterschiedlichsten 

Epochen dar: alle dienen im Rahmen der unterschiedlichen Glaubensrichtungen der 

Versammlung von Gläubigen oder der Ehrung von Gottheiten. In Abhängigkeit der 

jeweiligen Religion und der regionalen Ansiedelung sind die religiösen Denkmale, 

ähnlich wie Baudenkmale und Ensembles, durch unterschiedliche Materialien 

geprägt. Hier bilden jedoch Stein, Lehmziegel, Mörtel, Holz und Glas die 

Schwerpunkte. 

Inhaltlich finden sich unter den Denkmalen religiösen Hintergrunds sowohl christ-

liche und islamische als auch buddhistische oder hinduistische Bauten (Kirchen, 

Tempel und Moscheen). Des Weiteren zählen Wallfahrtsorte, -stätten und -routen zu 

den Denkmalen dieser Kategorie. 

 
5 Historische Städte  

Die Gruppe der historischen Städte wird bestimmt von historischen Bauten und 

Ensembles der Großsiedlungen. Hiezu zählen die mittelalterliche Fachwerkstadt und 

die gewachsenen Stadtviertel der Gotik, Renaissance, Gründerzeit und Jugendstil 

ebenso wie zeitgenössische Siedlungen der Moderne, der Nachkriegszeit und der 

Postmoderne, die u. a. auch dem industriellen Charakter der Siedlungsform Stadt 

Rechnung tragen.
456
 Die zum Bau von historischen Städten verwendeten Materialien 

reichen von traditionellen, eher organischen Naturwerkstoffen bis hin zu den 

Baumaterialien der Gegenwart, die zunehmend auch Kunststoffe beinhalten. 

Inhaltlich geben die historischen Städte die gesamte Infrastruktur des menschlichen 

Siedelns wider, hierzu zählen sowohl die Wohn- und Nutzbauten als auch die 

                                                 
455 UNESCO 2007, S.102ff 
456 UNESCO 2007, S. 92 
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Erschließungsformen und Versorgungsstrukturen.
457
 

 
6 Industriestätten und technische Denkmale  

Das Industrieerbe samt seiner technischen Denkmäler repräsentiert die Zeugnisse 

des Zeitalters der Industrialisierung (ausgehendes 18. und das 19. Jahrhundert). 

Hierbei spiegelt es vor allem große industriell geprägte Areale mit Fabrikbauten, 

Maschinen- und Lagerhallen, Montan- und Förderstrukturen wider.
458
 Charakte-

ristisch für die Industriestätten und technischen Denkmale ist, dass sie im Stil der 

Frühmoderne gebaut wurden, oftmals schon Merkmale des Bauhauses (einfache, 

klare Formen) aufweisen. Auch die Materialität sowie die Bauverfahren, in denen das 

Industrieerbe ausgeführt ist, entspricht der Architektur der Moderne, u. a. werden 

Stahlskelette und die Betonbauweise eingesetzt. 

Inhaltlich finden das produzierende, das rohstoffabbauende und das infrastrukturelle 

Gewerbe gleichermaßen einen gegenständlichen Ausdruck in den Arealen, Bauten 

und Anlagen.
459
 

 
7 Grabstätten, Mahnmale und Kriegsdenkmale 

Auch die Baukultur zur Erinnerung der Toten kann von ganz unterschiedlicher 

Dimension sein. Die Grabstätten und Kriegsdenkmale reichen von bildhaften 

Darstellungen über Einzelbauten (Mausoleen) bis zu ganzen Gräberfeldern. 

Aufgrund ihrer unterschiedlichen regionalen Ansiedlung können Grabstätten, 

Mahnmale und Kriegsdenkmale aus der Gesamtheit der anorganischen und 

organischen Baumaterialien erstellt sein. Des Weiteren repräsentieren sie alle 

denkbaren Baustile und Epochen. 

Inhaltlich stellen Grabstätten, Mahnmale und Kriegsdenkmale die Erinnerungsstätten 

an kriegerische Auseinandersetzungen und/oder an die in diesem Zuge zu Tode 

gekommenen Menschen dar. Wie im Falle des Konzentrationslagers Ausschwitz 

kann auch an ein Menschheitsverbrechen erinnert werden.
460
 

 
8 Kulturlandschaften  

Als Kulturlandschaft wird die durch den Menschen geprägte Landschaft bezeichnet. 

Hierbei wird zwischen den menschlich konzipierten und definierten, den organisch 

gewachsenen sowie den assoziativ eingesetzten Landschaften unterschieden.
461
 

                                                 
457 aus: http://www.ovpm.org/index.php?module=pagesetter&func=viewpub&tid=1&pid=6&mm=1024 (abgerufen am 10. 
September 2010) 
458 aus: http://www.route-industriekultur.de/ (abgerufen am 10. September 2010) 
459 aus: http://www.zollverein.de/index.php?f_categoryId=691 (abgerufen am 10. September 2010) 
460 VON DROSTE 1995, S. 47 
461 LOWENTHAL 1997, S. 12 
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Kulturlandschaften kombinieren Siedlungs- und Naturräume, so dass sie sowohl von 

anorganischen als auch organischen Materialien geprägt sind. 

Inhaltlich geben sie diverse Themen wider. Sie reichen von der Agrarwirtschaft oder 

der durch Industrie geprägten Landschaft bis zur künstlerisch angelegten 

Parklandschaft.
462
 

 

Die in Kapitel 6.4.3 aufgestellte Kategorisierung der Welterbestätten wird den in den 

folgenden Kapiteln zu entwickelnden ersten Vorschlägen für konkrete Instrumente 

zur Realisierung der festgestellten Entwicklungserfordernisse (Bewertungssysteme 

zur Beurteilung von Gefährdungsgraden, Maßnahmenkatalogen zur Behebung der 

Gefährdungen) zugrunde gelegt. Hiermit wird auf die in den Kapiteln 6.2 und 6.3 

aufgezeigte Notwendigkeit reagiert, im Zuge der Gefahrenlistung die 

Eintragungskriterien und die Maßnahmen zur Wiederherstellung der Stätten, welche 

derzeit nur sehr allgemein oder unvollständig in den Richtlinien zur Durchführung 

verankert sind, konkreter und präziser auszugestalten.  

 

Grundsätzlich muss betont werden, dass die in Kapitel 7 und 8 vorzunehmende 

Ausarbeitung der Bewertungssysteme und Maßnahmenkataloge lediglich erste 

Ansätze der in den Entwicklungserfordernissen aufgeführten Notwendigkeiten zur 

Ausgestaltung der Instrumente der Welterbekonvention bieten können. Anhand 

dieser ersten Entwicklungsansätze, zur Behebung der Umsetzungsdefizite der 

Welterbekonvention und ihrer Ziele, soll jedoch eine Möglichkeit geboten werden, 

den oftmals strittigen Eintrittzeitpunkt in die Gefahrenliste präziser ermitteln zu 

können und somit zur effizienteren Implementierung der Konvention und ihres 

Instrumentes Liste-des-Welterbes-in-Gefahr beizutragen. 

 

 

 

                                                 
462 UNESCO 2007, S. 112 
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7 Die Entwicklung eines 
Bewertungssystems zur 
Beurteilung von Gefährdungs-
graden an unterschiedlichen 
Welterbestätten  

 

 

 

 

 

 

 

Im folgenden Kapitel wird ein erster Ansatz ausgearbeitet, um ein notwendiges 

präzises Instrument zur Bewertung von Gefährdungsgraden an bedrohten 

Welterbestätten (vgl. 6.2) zu entwickeln. Hierbei soll zunächst der Nutzen eines 

derartigen Instrumentes dargestellt werden. Dieser differenziert sich in den 

Verwendungszweck (Argumentationsgrundlage) für die UNESCO und ihre Gremien, 

für die Mitgliedstaaten sowie für die Interessenvertreter der regionalen und 

nationalen Ebene. Im Anschluss erfolgt eine allgemeine Darstellung des 

Bewertungssystems zur Beurteilung des Gefährdungsgrades, das durch die 

Notwendigkeit zur Differenzierung nach Welterbekategorien sowie durch die 

Bestimmung der Eintrittspunkte von Welterbestätten in die Liste-des-Welterbes-in-

Gefahr ergänzt wird. 
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7.1 Nutzen eines präzisen Bewertungssystems zur 
Beurteilung des Gefährdungsgrades  

Wie in Kapitel 6.2 formuliert, sind die in den Richtlinien zur Durchführung der 

Welterbekonvention verankerten Begründungen zur Gefahrenlistung derzeit eher 

allgemein und teils sehr ungenau formuliert (vgl. §§ 183 bis 189). Trotz einer dies-

bezüglichen Konkretisierung der Richtlinien in den vergangenen Jahren kann der 

Grad der Gefährdung einer Welterbestätte und somit der Zeitpunkt ihrer Gefahren-

listung nicht nach einem einheitlichen Verfahren festgelegt werden. In Abhängigkeit 

von der individuellen Beurteilung durch die unterschiedlichen Experten der 

UNESCO und der beratenden Gremien, erfolgt die Bewertung des bedrohten 

Erhaltungszustandes und somit des Gefährdungsgrades nach bestem Ermessen der 

Experten und in jedem Einzelfall unterschiedlich. Hierbei unterliegt die Bewertung 

und Beurteilung zum Erhaltungszustand des Welterbes und seiner Gefahrenlistung 

zum einen der sich kulturell und regional unterscheidenden Interpretation (Herkunft, 

Prägung sowie Ausbildung im Kulturgüterschutz); des Weiteren wird der konserva-

torische Erhaltungszustand der Stätte den unterschiedlichen Wandlungen der 

Gesellschaften unterliegen. 

 

Aus diesem Geflecht an Einflussparametern sind in der Vergangenheit diverse 

Probleme, Streitfälle und inadäquate Lösungen zwischen den UNESCO Gremien 

und den betroffenen Mitgliedstaaten sowie während einer bevorstehenden Gefahren-

listung bedrohter Welterbestätten erwachsen. In einigen Fällen führten diese 

Probleme sowie der hiermit verbundene Zeitverlust zur verspäteten Einleitung von 

rettenden oder korrektiven Maßnahmen, so dass ein maßgeblicher Verlust der 

herausragenden, universellen Werte oftmals bereits eingetreten war.  

 

Aufgrund dieser Umstände und des schon mehrfach beschriebenen breiten 

Interpretationsspielraumes (vgl. u. a. 1.1.2) sollte die Beurteilung des Erhaltungs-

zustandes, des Grades der Bedrohung sowie des Eintritts in die Liste-des-Welterbes-

in-Gefahr einer bedrohten Welterbestätte nach einem präzisen Bewertungssystem 

erfolgen. 

 

Dieses wird zu einer schnelleren und optimierten Implementierung des Instrumentes 

Gefahrenliste und einer zunehmenden Minderung von Verlusten der universellen 

Werte am Welterbe sowie insgesamt zu einem verbesserten Schutz und Erhalt des 

bedrohten Welterbes beitragen. 
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7.1.1 Bewertungssysteme als Argumentationsgrundlage und zur 

Beurteilung des Erhaltungszustandes von Welterbestätten für die 

UNESCO und ihre Gremien  

Das Bewertungssystem zur Beurteilung des Gefährdungsgrades wird insbesondere 

der UNESCO und ihren beratenden Gremien als Argumentationsgrundlage in 

strittigen Fällen der Gefahrenlistungen zu Gute kommen. 

 

Mittels des präzisierten Bewertungssystems, das die Option der definierten 

Gefährdungsgrade bietet und die Möglichkeit eröffnet eine wertfreie Beurteilung von 

Erhaltungszuständen an einer bedrohten Welterbestätte vorzunehmen, lassen sich 

die bisher erfolgten Diskussionen und Streitfälle mit einem die Gefahrenlistung 

ablehnenden Mitgliedstaat, zukünftig minimieren oder vermeiden. Je nach Grund der 

Ablehnung wird die UNESCO mit dem im Bewertungssystem integrierten 

Skalensystem den Grad der Gefährdung verdeutlichen und gleichzeitig aufzeigen 

können, dass und zu welchem Ausmaß die jeweilige Stätte gefährdet ist, den 

universellen Wert (OUV) zu verlieren. Dies wird stärker als zuvor, die aus einer 

andauernden Gefährdung resultierenden Konsequenzen unterstreichen, die zum 

Verlust des universellen Wertes und zur Aberkennung des Welterbetitels führen 

können. Diese Konsequenzen vor Augen, werden unter Umständen mehr 

Mitgliedstaaten als zuvor, einer begründeten und rechtzeitigen Gefahrenlistung 

zustimmen. 

7.1.2 Bewertungssysteme als Argumentationsgrundlage und zur 

Beurteilung des Erhaltungszustandes von Welterbestätten für die 

Interessenvertreter der Mitgliedstaaten auf regionaler und 

nationaler Ebene 

Auch die Interessen des Mitgliedstaates können durch das Bewertungssystem zur 

Beurteilung der Erhaltungszustände und der Gefährdungsgrade von Welterbestätten 

gestärkt werden. Insbesondere die regionalen Interessenvertreter und die direkt im 

und mit dem Welterbe lebenden Personen können durch das Bewertungssystem eine 

verbesserte Kommunikation ihrer Ziele (den Schutz und Erhalt des Welterbes u. a. 

für die touristische Nutzung) erwirken. Hierbei handelt es sich häufig um die 

Beantragung von finanziellen Mitteln und Hilfsleistungen auf den Regierungsebenen 

der Mitgliedstaaten. Sobald die regionalen Vertreter den Grad der Gefährdung und 
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die mit dem Anhalten der Bedrohung verbundenen Konsequenzen besser 

visualisieren und kommunizieren können, sind die Regierungsebenen des Mitglied-

staates unter Umständen besser in der Lage zu entscheiden, ob die betroffene 

Welterbestätte der Gefahrenlistung bedarf (oder nicht) und können daraufhin 

entsprechende Maßnahmen planen und einleiten. 

7.2 Darstellung des präzisen Bewertungssystems 

Im folgenden Kapitel soll das Bewertungssystem zur Beurteilung des Gefährdungs-

grades von Welterbestätten ausformuliert und dargestellt werden. Zunächst wird die 

Notwendigkeit erläutert, innerhalb des Systems die Welterbestätten in Kategorien zu 

differenzieren. Es schließen sich eine allgemeine Darstellung der Grundstruktur 

sowie Erläuterungen der zu verwendenden Skalen innerhalb des Systems ein. 

7.2.1 Notwendigkeit die Welterbestätten innerhalb des 

Bewertungssystems in Kategorien zu unterscheiden  

Da die unterschiedlichen Welterbestätten zu ganz verschiedenem Ausmaß degra-

dieren wird der Bewertung der Gefährdungsgrade die in Kapitel 6.4 vorgenommene 

Kategorisierung des Welterbes
463
 zu Grunde gelegt. Hierbei vertritt die Autorin die 

Meinung, dass anhaltende klimatische Wechselwirkungen an einem mittelalterlichen 

Baudenkmal in Fachwerkbauweise ein anderes Schädigungspotential besitzt als an 

einem Industriedenkmal oder einem Bau der Moderne, die in Zieglbauweise oder 

Stahlbeton ausgeführt sind. Das Ergebnis und die Konsequenzen aus dem hierbei 

entstehenden Schadensbild schlagen sich jedoch erst in der zuvor festgelegten, 

unterschiedlichen Eintrittszeitpunkten der Kategorien nieder. Während inadäquate 

klimatische Schwankungen am Industriedenkmal ein mittleres Schadensausmaß 

verursachen können, wird die Fachwerksubstanz sehr viel eher eine maßgebliche 

Beeinträchtigung aufweisen. Aus diesem Grund sollte der Eintrittzeitpunkt in die 

Gefahrenliste sehr viel früher / mit einem niedrigeren Wert auf der Skaleneinteilung 

festgelegt werden. 

 

Wie anhand des kurzen Beispiels erläutert wurde, wird das Ausmaß der Gefährdung 

                                                 
463 Archäologische Stätten, Architektur des 19./20. Jahrhunderts, Baudenkmale und Ensembles, Denkmale mit religiösem 
Hintergrund (christlich, islamisch, buddhistisch, hinduistisch etc.), Historische Städte, Industriestätten und technische 
Denkmale, Kriegsdenkmale, Mahnmale und Grabmale sowie Kulturlandschaften 
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maßgeblich von der Art der Welterbekategorie bestimmt und wird zudem der 

Eintrittszeitpunkt für die Gefahrenlistung von der Beschaffenheit und Materialität 

der jeweiligen Kategorie beeinflusst. 

 

Insgesamt wird die Differenzierung in unterschiedliche Welterbekategorien, welche 

die Materialgruppen, die Zeitstellungen sowie die Charakteristiken der einzelnen 

Stätten mit einbezieht, die Möglichkeit einer präziseren Beurteilung zum 

Gefährdungsgrad der Stätten sowie zum Zeitpunkt einer Gefahrenlistung 

ermöglichen. 

7.2.2 Grundstruktur des Bewertungssystems 

Das System zur Bewertung des Gefährdungsgrades von Welterbestätten stützt sich 

zum einen auf die differenzierten Welterbekategorien und zum anderen auf ein 

einheitliches Skalensystem, das gleichermaßen auf die unterschiedlichen Welterbe-

kategorien angewendet wird. Je nach Beschaffenheit der einzelnen Kategorie, werden 

die Gefährdungen ein abweichendes Schadensausmaß sowie einen differenzierten 

Wertverlust am bedrohten Welterbe verursachen. Aus diesem Grund ist pro 

Welterbekategorie die Skalierung des Schadensausmaßes und somit der 

Gefährdungsgrad festzulegen. Auf der jeweiligen Skaleneinteilung sind daraufhin – 

und dies für jede Welterbekategorie individuell – die Eintrittzeitpunkte für eine 

Gefahrenlistung zu definieren. Darüber hinaus sollte das System, obwohl dies nicht 

vornehmlich ein in den Entwicklungserfordernissen angesprochenes Thema darstellt, 

auch das maximale Schadensausmaß und den somit höchsten Gefährdungsgrad pro 

Welterbekategorie festlegen, um den Zeitpunkt der Aberkennung des Welterbetitels 

ebenfalls zu definieren. 

7.2.3 Skalierung innerhalb des Bewertungssystems 

Die Einteilung für das Bewertungssystem zur Beurteilung der Gefährdungsgrade am 

Welterbe erfolgt aufgrund und in Anlehnung der in § 179 der Richtlinien zur Durch-

führung verankerten „festgestellten“ und „möglichen“ Gefahren für Kulturgüter. 

Hierbei wird für das Skalensystem die zur Beschreibung von Gefahrenpotentialen in 

den Richtlinien verwendete Terminologie herangezogen. Grundsätzlich reicht die 

Skalenbewertung des Gefährdungsgrades von 0 bis 5; jeder Skalierung wird eine 
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Ausprägung zugeschrieben: 

 

0 = keine  

1 = geringfügig 

2 = wesentlich 

3 = beträchtlich 

4 = schwerwiegend 

5 = bedrohlich 

 

Diese Skalierungen werden auf die unterschiedlichen Welterbekategorien angelegt 

und dem verbundenen Schadensausmaß zugeordnet. Hierbei sind zuvor die 

jeweiligen Werte der Kategorie, die eng im Zusammenhang mit der Materialität und 

der Beschaffenheit stehen, zusammenzufassen und darzulegen. Im Ergebnis stehen 

präziser ausformulierte Gefährdungen und Schadensausmaße für die jeweiligen 

Welterbekategorien, als sie bisher durch den § 179 der Richtlinien zur Durchführung 

der Welterbekonvention verankert sind. 

7.2.3.1 Archäologische Stätten 

Die Werte einer archäologischen Stätte werden durch den intakten oder doku-

mentierten (in-situ) Informationsgehalt (Zusammenhang der Funde und Erhaltungs-

zustand der Materialien) der im Boden niedergelegten menschlichen Zeugnisse 

bestimmt. 

 

0 =  keine Störung des (in-situ) Zusammenhanges der Funde und maximaler 

Erhaltungszustand der Materialien 

1 =  geringfügige Störung des (in-situ) Zusammenhanges der Funde und/oder 

geringfügige Beeinträchtigung des Erhaltungszustandes der Materialien durch 

punktuelle Öffnungen der archäologischen Stätte 

2 =  wesentliche Störung des (in-situ) Zusammenhanges der Funde und/oder 

wesentliche Beeinträchtigung des Erhaltungszustandes der Materialien durch 

flächige Öffnungen der archäologischen Stätte 

3 =  beträchtliche Störung des (in-situ) Zusammenhanges der Funde und/oder 

beträchtlicher Abbau der Materialien durch großflächige Öffnungen der 

archäologischen Stätte und teilweise Entnahme von Funden 

4 =  schwerwiegende Störung des (in-situ) Zusammenhanges der Funde 

und/oder schwerwiegender Abbau der Materialien durch komplette Öffnungen der 
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archäologischen Stätte sowie Entnahme der Funde  

5 =  bedrohlicher Zustand der archäologischen Stätte durch die völlige 

Entnahme der Funde und fehlende Dokumentation des Informationsgehaltes 

7.2.3.2 Architektur des 19./20. Jahrhunderts 

Die Werte der Architektur des 19./20 Jahrhundert machen sich an der originalen 

Bausubstanz (Materialität, Farbigkeit) fest, die in unveränderter Form und 

Ausgestaltung vorliegt. 

 

0 =  kein Verlust der originalen Bausubstanz und keine Veränderungen an der 

Bauform 

1 =  geringfügiger Verlust der originalen Bausubstanz (punktuelle Farbigkeit der 

Elemente verändert) und geringfügige Veränderungen an der Bauform 

2 =  wesentlicher Verlust der originalen Bausubstanz (punktuell Farbigkeit der 

Elemente und Putz verändert) und wesentliche Veränderungen an der Bauform 

(fehlende / ergänzte Einzelelemente) 

3 =  beträchtlicher Verlust der originalen Bausubstanz (Farbigkeit großer 

Flächen verändert, Putz verändert, fehlende oder ersetzte Bauelemente, wie 

Stahlrahmenfenster) und beträchtliche Veränderungen an der Bauform durch 

vielfachen Abriss/ vielfache Ergänzungen 

4 =  schwerwiegender Verlust der originalen Bausubstanz (Farbigkeit und Putz 

verändert, charakteristische Bauelemente wurden nicht objektgerecht ersetzt) und 

schwerwiegende Veränderungen an der Bauform durch Abriss wesentlicher 

Bestandteile des Gebäudes 

5 =  bedrohlicher Verlust der originalen Bausubstanz und der Bauform durch 

Abriss maßgeblicher Gebäudebestandteile oder kompletter Gebäude 

7.2.3.3 Baudenkmale und Ensembles 

Der Wert von Baudenkmalen und Ensembles wird maßgeblich durch die originale 

Bausubstanz (Materialität, Farbigkeit) und/oder den intakten Zusammenhang der 

Baugruppe, die ebenfalls in originaler Bausubstanz vorliegt, bestimmt. 

 

0 =  kein Verlust der originalen Bausubstanz und/oder des intakten 

Zusammenhanges der Baugruppe 

1 =  geringfügiger Verlust der originalen Bausubstanz (punktuell Farbigkeit der 
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Elemente verändert) und/oder geringfügige Störung des intakten 

Zusammenhanges der Baugruppe (Einzelelemente fehlend) 

2 =  wesentlicher Verlust der originalen Bausubstanz (Farbigkeit und originaler 

Putz verändert) und/oder wesentliche Störung des intakten Zusammenhanges der 

Baugruppe (Teile des Ensembles fehlend) 

3 =  beträchtlicher Verlust der originalen Bausubstanz (Farbigkeit großer 

Flächen und Putz verändert, fehlende oder ersetzte Bauelemente) und/oder 

beträchtliche Störung des intakten Zusammenhanges der Baugruppe (mehrere Teile 

des Ensembles fehlend) 

4 =  schwerwiegender Verlust der originalen Bausubstanz (Farbigkeit und Putz 

verändert, charakteristische Bauelemente wurden nicht objektgerecht ersetzt) 

und/oder schwerwiegende Störung der Baugruppe (Ensemblecharakter fehlend) 

5 =  bedrohlicher Verlust der originalen Bausubstanz, kompletter Verfall 

und/oder fehlender Ensemblecharakter 

 

7.2.3.4 Denkmale mit religiösem Hintergrund 

Der Wert von Denkmalen mit religiösem Hintergrund wird einerseits durch die 

originale Bausubstanz (Materialität, Farbigkeit) und / oder durch die ungestörte 

Einbettung der Informationen des Denkmals in den kulturellen Kontext bestimmt. 

 

0 =  kein Verlust der originalen Bausubstanz und/oder des intakten 

Informationsgehaltes 

1 =  geringfügiger Verlust der originalen Bausubstanz (punktuell Farbigkeit der 

Elemente verändert) und/oder geringfügige Störung des Informationsgehaltes 

2 =  wesentlicher Verlust der originalen Bausubstanz (Farbigkeit und originaler 

Putz verändert) und/oder wesentliche Störung des Informationsgehaltes 

(Veränderung der Bedeutungsebene) 

3 =  beträchtlicher Verlust der originalen Bausubstanz (Farbigkeit großer 

Flächen und Putz verändert, fehlende oder ersetzte Bauelemente)  und/oder 

beträchtliche Störung des Informationsgehaltes (Veränderung und Umwandlung 

der Bedeutungsebene) 

4 =  schwerwiegender Verlust der originalen Bausubstanz (Farbigkeit und Putz 

verändert, charakteristische Bauelemente wurden nicht objektgerecht ersetzt) 

und/oder schwerwiegende Störung bzw. undokumentierter Verlust des 

Informationsgehaltes  
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5 =  bedrohlicher Verlust der originalen Bausubstanz, kompletter Verfall 

und/oder Verlust des Informationsgehaltes 

7.2.3.5 Historische Städte 

Der Wert von historischen Städten wird durch die intakte, originale Bausubstanz 

(Materialität, Farbigkeit), die Vielfalt der Baustile und / oder den intakten 

Zusammenhang der historischen Flächenbebauung bestimmt. 

0 =  kein Verlust der originalen Bausubstanz, der Vielfalt der Baustile und keine 

Veränderungen am Zusammenhang 

1 =  geringfügiger Verlust der originalen Bausubstanz (punktuell Farbigkeit der 

Elemente verändert), geringfügiges Verschwinden der Baustile bestimmter 

Epochen und geringfügige Veränderungen am Zusammenhang 

2 =  wesentlicher Verlust der originalen Bausubstanz (Farbigkeit und originaler 

Putz verändert), wesentliches Verschwinden mehrerer Baustile und wesentliche 

Veränderungen am Zusammenhang 

3 =  beträchtlicher Verlust der originalen Bausubstanz (Farbigkeit großer 

Flächen verändert, Putz verändert, fehlende oder ersetzte Bauelement, wie 

historische Fenster), beträchtliches Verschwinden nahezu aller Baustile und 

beträchtliche Veränderungen am Zusammenhang durch großflächigen Abriss 

4 =  schwerwiegender Verlust der originalen Bausubstanz (Farbigkeit und Putz 

verändert, charakteristische Bauelemente wurden nicht objektgerecht ersetzt), 

Baustile und Vielfalt sind nahezu komplett verschwunden und schwerwiegende des 

Zusammenhanges durch großflächigen Abriss und Umwidmung der Abrissflächen 

5 =  bedrohlicher Verlust der originalen Bausubstanz, der Stilvielfalt und des 

städtebaulichen Zusammenhanges  

7.2.3.6 Industriestätten und technische Denkmale 

Industriestätten und technische Denkmale beziehen ihren Wert aus der originalen 

Bausubstanz (Materialität), die in unveränderter Form und Ausgestaltung vorliegt. 

Des Weiteren sind die aus der industriellen Nutzung resultierenden Spuren in und an 

der Bausubstanz, wesentlicher Bestandteil des Informationsgehaltes und des Wertes 

von Industriestätten und technischen Denkmalen. 

 

0 =  kein Verlust der originalen Bausubstanz, der Form und Gestaltung sowie 

keine Veränderungen des Nutzungskontextes 
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1 =  geringfügiger Verlust der originalen Bausubstanz (Einzelmaterialien 

ergänzt), der Form und Gestaltung sowie geringfügige Veränderungen des 

Nutzungskontextes durch Umnutzung der direkten Umgebung 

2 =  wesentlicher Verlust der originalen Bausubstanz (Charakteristische Bauteile 

sind undokumentiert ersetzt), der Form und Gestaltung sowie wesentliche 

Veränderungen des Nutzungskontextes durch Neubebauung der direkten Umgebung 

3 =  beträchtlicher Verlust der originalen Bausubstanz (ein Großteil der Bauteile 

sind undokumentiert ersetzt), der Form und Gestaltung sowie beträchtliche 

Veränderungen des Nutzungskontextes durch Ergänzungen der Bausubstanz  

4 =  schwerwiegender Verlust der originalen Bausubstanz (zeitgenössische 

Umbauten), die Form und Gestaltung sind hierdurch maßgeblich beeinfllusst, sowie 

schwerwiegender Verlust des Nutzungskontextes  

5 =  bedrohlicher Verlust der Bausubstanz, der Form und Gestaltung sowie des 

Nutzungskontextes durch umfangreiche Änderungen an der Materialität und/oder 

Verfall der Industriestätte und des technischen Denkmals 

7.2.3.7 Grabstätten, Mahnmale und Kriegsdenkmale 

Der Wert von Grabstätten, Mahnmalen und Kriegsdenkmalen wird von der 

historischen Bausubstanz bestimmt (Materialität, Farbigkeit) und wird zudem durch 

den Bedeutungskontext und die Verbindung mit einem bestimmten Ereignis geprägt. 

 

0 =  kein Verlust der historischen Bausubstanz und des Bedeutungskontextes 

1 =  geringfügiger Verlust der historischen Bausubstanz (punktuell Farbigkeit 

der Elemente verändert) und/oder geringfügiger Verlust des Bedeutungskontextes 

durch Änderung der Informationen 

2 =  wesentlicher Verlust der historischen Bausubstanz (Farbigkeit und originaler 

Putz verändert) und/oder wesentlicher Verlust des Bedeutungskontextes durch 

ersetzte Informationen 

3 =  beträchtlicher Verlust der historischen Bausubstanz (Farbigkeit großer 

Flächen verändert, Putz verändert, fehlende oder ersetzte Bauelemente, wie 

historische Fenster) und/oder beträchtlicher Verlust des Bedeutungskontextes 

durch fehlende Informationen 

4 =  schwerwiegender Verlust elementarer Teile der historischen Bausubstanz  

und/oder kompletter Verlust des Bedeutungskontextes  

5 =  bedrohlicher Verlust und/oder Verfall der historischen Bausubstanz  sowie 

fehlender Bedeutungskontext 
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7.2.3.8 Kulturlandschaften 

Der Wert von Kulturlandschaften kann durch die Kombination von durch den 

Menschen geprägten Strukturen, die mit denen der Natur zusammenspielen, 

bestimmt werden. 

 

0 = keine Beeinträchtigung der Kombination aus menschlich geprägten und 

natürlichen Strukturen 

1 =  geringfügige Beeinträchtigung einer der Bestandteile der Kombination aus 

Mensch und Natur  

2 =  wesentliche Beeinträchtigung einer der Bestandteile der Kombination aus 

Mensch und Natur durch Verschwinden 

3 =  beträchtliche Beeinträchtigung beider Bestandteile der Kombination aus 

Mensch und Natur  

4 =  schwerwiegende Beeinträchtigung beider Bestandteile der Kombination aus 

Mensch und Natur durch Verschwinden 

5 =  bedrohlicher Zustand der Kulturlandschaft durch komplette Überformung 

und / oder Umnutzung und / oder Verschwinden 

7.2.4 Definition des präzisen Eintrittspunktes für die Einschreibung 

der gefährdeten Welterbestätte je Kategorie 

Nach der Zuteilung der Skalen in Kapitel 7.2.3 erfolgt im Anschluss die Auswertung 

und Definition des Eintrittzeitpunktes der unterschiedlichen Welterbekategorien in 

die Gefahrenliste. Des Weiteren wird eine Beurteilung zum Zeitpunkt des 

Komplettverlustes des OUV vorgenommen und hieraus die Aberkennung des 

Welterbetitels für die jeweilige Kategorie hergeleitet. 

 

a) Archäologische Stätten  

Der universelle Wert einer archäologischen Stätte wird ab der Skaleneinteilung 3 

aufgrund der freiliegenden und teils entfernten Fundzusammenhänge unwieder-

bringlich verloren sein; daher sollte eine Eintragung in die Liste-des-Welterbes-in-

Gefahr ab der Skaleneinteilung 2 vorgenommen werden. 

 

Die Aberkennung des Welterbetitels sollte hingegen, da weite Teile der 

archäologischen Grabung bis zur Einteilung 4 erschlossen werden können, ab 
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diesem Skalenpunkt erfolgen. 

 

b) Architektur des 19./20. Jahrhunderts  

Der universelle Wert der Architektur des 19./20. Jahrhunderts wird ab der 

Skaleneinteilung 4 aufgrund der schwerwiegenden Verluste an Bausubstanz und 

Baustil unwiederbringlich verloren sein; daher sollte eine Eintragung in die Liste-des-

Welterbes-in-Gefahr ab der Skaleneinteilung 3 vorgenommen werden. 

 

Die Aberkennung des Welterbetitels sollte hingegen, da weite Teile der Architektur 

bis zur Einteilung 4 erschlossen werden können, ab diesem Skalenpunkt erfolgen. 

 

c) Baudenkmale und Ensembles 

Der universelle Wert von Baudenkmalen und Ensembles wird ab der 

Skaleneinteilung 4 aufgrund der maßgeblichen Verluste an Bausubstanz und des 

Ensemblecharakters unwiederbringlich verloren sein; daher sollte eine Eintragung in 

die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr ab der Skaleneinteilung 3 vorgenommen 

werden. 

 

Die Aberkennung des Welterbetitels kann hingegen, da weite Teile der Bausubstanz, 

inbesondere des Ensembles, bis zur Einteilung 5 vorliegen und rekonstruiert werden 

können, ab dem Skalenpunkt 4 erfolgen. 

 

d) Denkmale mit religiösem Hintergrund  

Der universelle Wert von Denkmalen mit religiösem Hintergrund wird ab der 

Skaleneinteilung 3 aufgrund des beträchtlichen Verlustes der Bausubstanz 

insbesondere jedoch durch die beträchtliche Störung und Umwidmung des 

Informationsgehaltes unwiederbringlich verloren sein. Daher sollte eine Eintragung 

in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr ab der Skaleneinteilung 2 vorgenommen 

werden. 

 

Die Aberkennung des Welterbetitels hingegen kann, da zumindest weite Teile der 

Bausubstanz bis zur Einteilung 4 vorliegen, ab dem Skalenpunkt 3 erfolgen. 

 

e) Historische Städte 

Der universelle Wert von historischen Städten wird ab der Skaleneinteilung 4 

aufgrund der schwerwiegenden Verluste der Bausubstanz, der Baustile und des 

städtischen Zusammenhanges unwiederbringlich verloren sein; daher sollte eine 
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Eintragung in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr ab der Skaleneinteilung 3 

vorgenommen werden. 

 

Die Aberkennung des Welterbetitels sollte, da nur noch geringe Teile der 

historischen Stadt bis zur Einteilung 4 erschlossen werden können, ebenfalls ab 

diesem Skalenpunkt erfolgen. 

 

f) Industriestätten und technische Denkmale 

Der universelle Wert von Industriestätten und technischen Denkmalen wird ab der 

Skaleneinteilung 4 aufgrund der schwerwiegenden Verluste an originaler Bausubstanz 

und des Verlustes zum Nutzungskontext unwiederbringlich verloren sein; daher 

sollte eine Eintragung in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr ab der Skaleneinteilung 

3 vorgenommen werden. 

 

Die Aberkennung des Welterbetitels sollte hingegen, da weite Teile der Architektur 

noch bis zur Einteilung 4 erschlossen werden können, ab diesem Skalenpunkt 

erfolgen. 

 

g) Grabstätten, Mahnmale und Kriegsdenkmale 

Der universelle Wert von Grabstätten, Mahnmalen und Kriegsdenkmalen wird ab 

der Skaleneinteilung 3 aufgrund der beträchtlichen Verluste der historischen 

Bausubstanz und des beträchtlichen Verlustes des Bedeutungskontextes 

unwiederbringlich verloren sein. Daher sollte eine Eintragung in die Liste-des-

Welterbes-in-Gefahr ab der Skaleneinteilung 2 vorgenommen werden. 

 

Die Aberkennung des Welterbetitels kann hingegen, da zumindest weite Teile der 

Bausubstanz bis zur Einteilung 3 erhalten bleiben, ab diesem erfolgen. 

 

h) Kulturlandschaften 

Der universelle Wert einer Kulturlandschaft wird ab dem Skalenpunkt 4 aufgrund 

des Verlustes einer Komponente sowie der Beeinträchtigung der zweiten maßgeblich 

beeinträchtigt sein, daher sollte eine Eintragung in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr 

ab der Skaleneinteilung 3 vorgenommen werden. 

 

Die Aberkennung des Welterbetitels kann, da je ein Teil der Kulturlandschaft bis zur 

Einteilung 4 noch zu Teilen erschlossen werden kann, ab dem Skalenpunkt 5 

erfolgen. 
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Mit dem vorliegenden Bewertungssystem wird, gemäß der Zielstellung der Arbeit, ein 

erster Vorschlag zur konkreten Weiterentwicklung der ausführenden Instrumente der 

Welterbekonvention, wie der Gefahrenliste und der Richtlinien zur Durchsetzung, 

unternommen. Dem System liegt eine thematische Kategorisierung der 

Welterbestätten sowie die Verwendung einer von 0 bis 5 reichenden Skaleneinteilung 

zur konkreten Bestimmung des Schadensausmaßes und des Eintrittzeitpunktes zur 

Eintragung in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr zu Grunde. Somit kann eine 

Gefahrenlistung sehr viel präziser als zuvor und auf die spezifischen Anforderungen 

der unterschiedlichen Welterbekategorien vorgenommen werden. Es bietet der 

UNESCO und ihren Gremien die Möglichkeit, auch in strittigen Fällen objektgerecht 

argumentieren zu können und die Gefährdung der bedrohten Welterbestätten sehr 

viel anschaulicher zu kommunizieren. Des Weiteren wurde im Zuge der Definition 

des präzisen Eintrittspunktes auch das maximale Schadensausmaß definiert, so dass 

analog zum Eintrittzeitpunkt in die Gefahrenliste, auch der Zeitpunkt zur 

Aberkennung des Welterbetitels je Kategorie festgelegt werden konnte. 
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8 Entwicklung von spezifischen 
Maßnahmenkatalogen zur 
Behebung von Gefährdungs-
potentialen 

 

 

 

 

 

 

 

Das folgende Kapitel 8 zur Entwicklung von spezifischen Maßnahmenkatalogen 

wird einen ersten Ansatz zur Realisierung der in Kapitel 6.3 festgestellten Entwick-

lungserfordernisse erarbeiten. Hierbei werden zunächst die grundlegend zu 

erfüllenden Schritte benannt (10-Punkte Plan) sowie für die spezifischen Welterbe-

kategorien korrektive und konservierende Maßnahmen entwickelt.  

 

Um die Schlüssigkeit zum Entwicklungserfordernis aus 6.3 herzustellen, wird im 

folgenden Kapitel zunächst der Nutzen von spezifischen Maßnahmenkatalogen 

dargestellt (hierbei besonders die Möglichkeiten der Argumentationsgrundlage für die 

UNESCO und ihre Gremien sowie für die regionalen Interessenvertreter erläutert). 

Es folgt die Darstellung der Maßnahmenkataloge, sowohl in ihrer Grundstruktur als 

auch in ihrer spezifischen Ausprägung 

8.1 Nutzen eines Maßnahmenkataloges zur Behebung 
von Gefährdungspotentialen 

Der aus der Entwicklung grundlegender und spezifischer Maßnahmen zur Behebung 

von Gefährdungspotentialen erwachsende Nutzen wird vor allem die zielgerichtete 

Kommunikation zwischen der UNESCO und ihren Gremien sowie dem Mitglied-
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staat zur Wiederherstellung und Gewährleistung des Erhaltungszustandes bedrohter 

Welterbestätten fördern. 

Zudem können die zu erarbeitenden Maßnahmenkataloge die negativen Argumenta-

tionen im Vorfeld einer Gefahrenlistung entkräften helfen, da seitens der UNESCO 

sehr präzise Angaben über die zu ergreifenden Schritte dargelegt werden können. 

Das Instrument kann zudem, die von vielen Mitgliedstaaten als schwer lösbar 

wahrgenommene Aufgabe der Minderung und Beseitigung von Gefährdungs-

potentialen dahingehend beeinflussen, dass diese als Arbeitspakete von der 

UNESCO kommuniziert werden und der Mitgliedstaat sich somit von der 

Notwendigkeit einer zeitlich genau einzugrenzenden Gefahrenlistung überzeugen 

lässt. 

 

Letztlich beugt der grundlegende Maßnahmenkatalog (10-Punkte Plan) der langen 

Verweildauer vieler Stätten auf der Gefahrenliste vor. Dieser zwingt den 

Mitgliedstaat in einem vorgegebenen Zeitfenster, grundlegende Erhaltungs- und 

Wiederherstellungsschritte vorzunehmen. Eine fehlende Ausführung und / oder 

Missachtung des grundlegenden Maßnahmenkatalogs durch den Mitgliedstaat sollte 

den konsequenten Einsatz des Instrumentes „Aberkennung des Welterbetitels“ zur 

Folge haben. 

8.1.1 Maßnahmenkataloge als Argumentationsgrundlage und zur 

Bewertung des Erhaltungszustandes von Welterbestätten für die 

UNESCO und ihre Gremien 

Die Maßnahmenkataloge zur Behebung von Gefährdungspotentialen werden 

insbesondere der UNESCO und ihren beratenden Gremien zur verbesserten 

Beurteilung des Erhaltungszustandes von bedrohten Welterbestätten während der 

Gefahrenlistung dienen. Bisher sind die vorzunehmenden Schritte der Wieder-

herstellung und Erhaltung in den Richtlinien zur Durchführung nicht berücksichtigt 

bzw. sehr inkonkret ausformuliert, so dass spezifische Arbeitspakete an den Mitglied-

staat über die vorzunehmenden Maßnahmen oftmals im Zuge der Gefahrenlistung 

ausbleiben. 

 

Mittels der Maßnahmenkataloge kann die UNESCO bereits im Vorfeld der Listung 

die Notwendigkeit korrektiver Schritte kommunizieren und somit den 

opponierenden Mitgliedstaat für eine Gefahrenlistung gewinnen. Denn die 
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Maßnahmenkataloge ermöglichen dem Welterbekomitee bzw. den beratenden 

Gremien sehr viel spezifischer die Ursache-Wirkung der angeforderten Maßnahmen 

darzulegen. Des Weiteren können der Einsatz der Maßnahmenkataloge und ihrer 

definierten Arbeitspakete die gezielte Planung zum Umfang der benötigten 

finanziellen Mittel fördern und ermöglichen einen präzisen Einsatz von 

Zuwendungen aus dem Welterbefonds.  

8.1.2 Maßnahmenkataloge als Argumentationsgrundlage und zur 

Bewertung des Erhaltungszustandes von Welterbestätten für die 

Interessenvertreter der Mitgliedstaaten auf regionaler Ebene 

Auch der Mitgliedstaat wird von den Maßnahmenkatalogen profitieren können. Zum 

einen werden ihm definierte Arbeitspakete empfohlen, die zur Behebung der 

Gefährdung an der bedrohten Stätte vorgenommen werden müssen. Dies stellt 

insbesondere dann einen Vorteil dar, wenn das Management der Stätte über keine 

entsprechenden Fachkräfte verfügt. Über diese Aspekte hinaus bietet das System der 

Maßnahmenkataloge insbesondere den regionalen Vertretern im Welterbe die 

Chance, die Maßnahmen in definierte Arbeitspakete zu gliedern und somit die 

notwendigen finanziellen Mittel zielgerichtet und in Einzelanträgen bzw. bei 

verschiedenen Mittelgebern für die jeweiligen Schritte einzuwerben. Diese Option 

wird die Wiederherstellung und den Zustand des bedrohten Welterbes auf einer 

langfristig angelegten Zeitschiene ermöglichen.  

 

Die Kommunikation langfristiger Ziele zum Erhalt der Stätte an die UNESCO und 

ihre beratenden Gremien wird zudem verdeutlichen, dass und wie der betreffende 

Mitgliedstaat seine Aufgaben wahrnimmt und durchführt. Des Weiteren wird der 

Langzeitplan der Einzelschritte auch den Kommunen und der nationalen Ebenen die 

Konsequenzen einer übermäßigen Sparpolitik, die dazu führt, dass als gefährdet 

eingestuftes Welterbe mitunter über lange Zeiträume für die touristische Nutzung 

unerschlossen bleibt, verdeutlichen. 

8.2 Darstellung der Maßnahmenkataloge 

Im folgenden Kapitel sollen die spezifischen Maßnahmenkataloge zur Behebung von 

Gefährdungspotentialen an Welterbestätten entwickelt und dargestellt werden. 
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Zunächst wird die Notwendigkeit erläutert, die Maßnahmenkataloge den 

unterschiedlichen Welterbekategorien entsprechend, auszudifferenzieren. Des 

Weiteren werden sowohl die grundlegenden Maßnahmen, die für alle 

Welterbekategorien vorgenommen werden müssen, als auch die spezifischen, nach 

Welterbekategorie präzisierten Maßnahmen, dargestellt. 

8.2.1 Notwendigkeit Maßnahmenkataloge auf die unterschiedlichen 

Welterbestätten zu präzisieren 

Wie bereits in Kapitel 7.2.1 im Zuge der Entwicklung des Bewertungssystems 

argumentiert, werden die unterschiedlichen Welterbekategorien aufgrund ihrer 

verschiedenen Materialität, ihres sich unterscheidenden Alters sowie der abweichen-

den regionalen Verortung, die u.a. durch wechselnde Umgebungsparameter 

charakterisiert sind, zu ganz verschiedenem Ausmaß abgebaut. Diese Unterschiede in 

den 911 (Stand 2010) eingetragenen Welterbestätten lassen es nicht zu, dass wie 

derzeit in den Richtlinien zur Durchführung der Welterbekonvention unter §§ 183-

184 dargestellt, lediglich „Abhilfemaßnahmen“ zur Beseitigung der Bedrohung 

genannt werden.  

 

Da die Erhaltungszustände der Welterbestätten und -kategorien zum Zeitpunkt der 

Gefahrenlistung sehr divers ausfallen, bedarf es spezifischer und präziser 

Anweisungen zur Behebung und/oder Minderung des Gefährdungspotentials. Diese 

Anweisungen fallen jedoch – auch hier in Abhängigkeit vom jeweiligen Erhaltungs-

zustand – für die Kategorie Architektur des 19./20 Jahrhunderts ganz anders aus als 

für eine Kulturlandschaft. Daher werden im Folgenden die Maßnahmen nach 

unterschiedlichen Schritten für die jeweiligen Welterbekategorien untergliedert, 

dargestellt. 

8.2.2 Grundlegende Schritte zur Erhaltung des Welterbes 

Da es sich bei den meisten Welterbestätten auf der Gefahrenliste um sehr bedrohte 

Kultur- und Naturgüter handelt, sollten unabhängig von den spezifischen 

Maßnahmen, die den Kategorien entsprechend spezifischen gestaltet sind, zunächst 

grundlegende Schritte zur „Notrettung“ der Stätte vorgenommen werden.  
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Diese sind nach einem 10-Punkte Plan chronologisch und in einem begrenzten und 

vorgegebenen Zeitrahmen abzuarbeiten. Auf diese Art wird der Verlust von 

universellen Werten zielgerichtet gestoppt und einer kumulativen Verschlechterung 

des Erhaltungszustandes - während beispielsweise die finanziellen Mittel für die 

korrektiven Maßnahmen eingeworben oder bereitgestellt werden - vorgebeugt.  Aus 

diesem Grund sollte der 10-Punkte Plan solche Schritte einschließen, die von jedem 

Welterbemanagement möglichst selbstständig und ohne beträchtlichen finanziellen 

Mehraufwand durchgeführt werden können.  

 

10-Punkte Plan zur Abstellung akuter Bedrohungen einer Welterbestätte auf der 

Liste-des-Welterbes-in-Gefahr: 

 

1) Die die Komplettzerstörung der Welterbekategorie verursachenden 

Parameter sind sofort abzustellen. 

2) Die den Verlust der Authentizität der Welterbestätte verursachenden 

Parameter sind sofort abzustellen. 

3) Die den Verlust der Integrität der Welterbestätte verursachenden 

Parameter sind sofort abzustellen. 

4) Die den Verfall des (Bau- und Ausführungs-)Materials der 

Welterbekategorie beschleunigenden Parameter sind sofort abzustellen. 

5) Die den Verfall der äußeren Gestaltungsmerkmale der 

Welterbekategorie beschleunigenden Parameter sind sofort abzustellen. 

6) Die den Verlust des Baustils sowie der gegenständlichen Ausprägung 

der Welterbekategorie verursachenden Parameter sind sofort abzustellen. 

7) Die der Aufhebung oder Zersetzung des baulichen Zusammenhanges 

der Welterbekategorie verursachenden Parameter sind sofort abzustellen. 

8) Die den Verlust einer der charakteristischen Kombinationselemente 

verursachenden Parameter sind sofort abzustellen.  

9) Die den Verlust der kulturellen Bedeutungsebene der 

Welterbekategorie verursachenden Parameter sind sofort abzustellen. 

10) Die den Verlust der transportierten Nutzungsinformationen der 

Welterbekategorie verursachenden Parameter sind sofort abzustellen. 
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Der 10-Punkte Plan ist in einem definierten Zeitrahmen chronologisch abzuarbeiten. 

Bei begründeter, fehlender Ausführung dieser grundlegenden Maßnahmen, sollte die 

sofortige Aberkennung des Titels für die betreffende Stätte veranlasst werden. 

 

Abschließend sollte hervorgehoben werden, dass nicht jeder der aufgeführten 10-

Punkte auf die gesamte Bandbreite der acht Welterbekategorien anwendbar oder in 

jeder Situation relevant ist. Daher sollten die Schritte zum Zeitpunkt der 

Einschreibung einer Stätte in die Gefahrenliste durch das Welterbekomitee für die 

jeweils relevanten Gefährdungen spezifisch adaptiert werden. Dies gilt ebenso für 

den Zeitrahmen zur Durchführung der grundlegenden Maßnahmen, der jeweils 

individuell festgesetzt werden muss.  

8.2.3 Struktur der Maßnahmenkataloge zur Behebung von 

Gefährdungen 

Oftmals wird im Vorfeld einer Gefahrenlistung über die Notwendigkeit der 

Eintragung sehr kontrovers diskutiert. Daher können konkrete Anweisungen zur 

Wiederherstellung des objektgerechten Erhaltungszustandes der Welterbestätte, die 

Begründung für eine Listung stützen sowie die Einleitung der Maßnahmen 

beschleunigen helfen. Mittels des Arbeitspakets der spezifischen Maßnahmen, lassen 

sich die notwendigen Schritte der Behebung von Gefährdungen und Schäden 

längerfristig planen und können vor allem die hierbei benötigten finanziellen Mittel 

oder technischen Hilfsleistungen gezielt eingeworben und eingeplant werden. 

 

Über diese Planungseffekte hinausreichend, bieten die Maßnahmenkataloge der 

durchzuführenden Schritte eine auch für die internationale Ebene funktionierende  

Vergleichsmöglichkeit, so dass im Zuge der Evaluierung der Maßnahmen die 

Qualität der Ausführung einfacher bewertet und die Qualität zur Behebung der 

Gefährdung von Stätten auf der Liste-des-Welterbes-in-Gefahr präziser eingeschätzt 

werden kann. 

 

Analog zu den in Kapitel 7 erarbeiteten Bewertungssystemen werden zur 

Ausgestaltung der Maßnahmenkataloge pro Welterbekategorie und für die jeweiligen 

Skalenpunkte spezifische Schritte zur Behebung der dort aufgeführten Gefährdung 

erarbeitet werden. Hierbei werden sich die empfohlenen Maßnahmen an dem im 10-

Punkte Plan vorgestellten Raster der Bedrohungen orientieren. Der Übersichtlichkeit 
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halber werden die Maßnahmen in Stichpunkten ausformuliert und je 

Welterbekategorie in eine grafische Übersicht eingefügt. 

8.2.3.1 Archäologische Stätten 

Die Werte einer archäologischen Stätte werden durch den intakten oder 

dokumentierten (in-situ) Informationsgehalt (Zusammenhang der Funde und 

Erhaltungszustand der Materialien) der im Boden niedergelegten menschlichen 

Zeugnisse bestimmt. 

 
Verfall/

Verlust 

 

Ausprä-

gung 

(Bau- und 

Ausführungs-) 

Material 

Äußere 

Gestaltungs- 

merkmale 

Baustil / 

gegenständ-

liche 

Ausprägung 

Inhaltlicher 

Zusammen- 

hang 

Charakteris-

tische 

Kombinations-

elemente 

Kulturelle 

Bedeutungs-

ebene 

Transportierte 

Nutzungsinfor-

mationen 

0 Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

1 Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Sicherung des 

Erhaltungszu-

standes archi-

tekt. Relikte  

Sicherung der 

(in-situ) 

Information der 

Funde 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumention 

der (In-situ) 

Information /der 

Funde 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

2 Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Restaurierung 

der architekt. 

Relikte 

Sicherung der 

(in-situ) 

Information der 

Funde 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Sicherung der 

(In-situ) Infor-

mation /der 

Funde 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

3 Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Restaurierung 

der architekt. 

Relikte 

Sicherung der 

Informationen 

durch 

Notbergung 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Sicherung der 

Informationen 

durch 

Notbergung 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

4 Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Restaurierung 

der architekt. 

Relikte 

Sicherung der 

Informationen 

durch 

Notbergung 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Sicherung der 

Informationen 

durch 

Notbergung 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

5 Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Rekonstruktion 

der architekt. 

Relikte 

Sicherung der 

Informationen 

durch 

Notbergung 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Sicherung der 

Informationen 

durch 

Notbergung 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

 

Die Gefährdung archäologischer Stätten verlagert sich auf die Bereiche der 

gegenständlichen Ausprägung, des inhaltlichen Zusammenhangs und der kulturellen 

Bedeutungsebene (vgl. Übersicht). Je nach Ausprägung und somit Schweregrad der 

Gefährdung können zur Minderung und/oder Beseitigung der Bedrohung diverse 

Dokumentations-, Sicherungs- und Restaurierungs- sowie Rekonstruktionsschritte 

unternommen werden. Ab dem Gefährdungsgrad 4 sind archäologische Stätten 
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jedoch derart gefährdet, dass ihre Informationen erfasst und das Fundmaterial zur 

weiteren Sicherung geborgen werden sollte. 

8.2.3.2 Architektur des 19./20. Jahrhunderts 

Die Werte der Architektur des 19./20. Jahrhundert machen sich an der originalen 

Bausubstanz (Materialität, Farbigkeit) fest, die in unveränderter Form und 

Ausgestaltung vorliegen sollte. 

 
Verfall/ 

Verlust 

 

Ausprä-

gung 

(Bau- und 

Ausführungs-) 

Material 

Äußere 

Gestaltungs- 

merkmale 

Baustil / 

gegenständ-

liche 

Ausprägung 

Baulicher 

Zusammen- 

hang 

Charakteris-

tische 

Kombinations-

elemente 

Kulturelle 

Bedeutungs-

ebene 

Transportierte 

Nutzungsinfor-

mationen 

0 Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

1 Sicherung der 

Materialien 

Sicherung der 

Gestaltungs- 

merkmale 

Sicherung der 

gegenständl. 

Ausprägung 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Sicherung der 

Bedeutung 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

2 Restaurierung 

der Materialien 

Restaurierung 

der Gestaltungs- 

merkmale 

Sicherung der 

gegenständl. 

Ausprägung 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Sicherung der 

Bedeutung 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

3 Restaurierung 

der Materialien 

Restaurierung 

der Gestaltungs- 

merkmale 

Sicherung der 

gegenständl. 

Ausprägung 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Sicherung der 

Bedeutung 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

4 Rekonstruktion 

in Teilen 

Rekonstruktion 

in Teilen 

Rekonstruktion 

in Teilen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation 

der Bedeutung  

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

5 Rekonstruktion 

komplett 

Rekonstruktion 

in Teilen 

Rekonstruktion 

in Teilen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation 

der Bedeutung 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

  

Die Gefährdung der Architektur des 19./20. Jahrhunderts wird durch den Verlust 

der baulichen Substanz (Materialität, Merkmale, Stil) sowie durch den der kulturellen 

Bedeutungsebene bestimmt (vgl. Übersicht). Zur Minderung dieser Bedrohungen 

sollten Sicherungs- und Dokumentationsverfahren durchgeführt werden. Des 

Weiteren bieten sich die Möglichkeiten der Restaurierung und der 

Teilrekonstruktion. Ab dem Gefährdungsgrad 5 hingegen, lassen sich weite Teile der 

Architektur des 19./20. Jahrhunderts nicht mehr retten und müssen in Gänze 

rekonstruiert werden. 
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8.2.3.3 Baudenkmale und Ensembles 

Der Wert von Baudenkmalen und Ensembles wird maßgeblich durch die originale 

Bausubstanz (Materialität, Farbigkeit) und/oder den intakten Zusammenhang der 

Baugruppe, die ebenfalls in originaler Bausubstanz vorliegt, bestimmt. 

 
Verfall/ 

Verlust 

 

Ausprä-

gung 

(Bau- und 

Ausführungs-) 

Material 

Äußere 

Gestaltungs- 

merkmale 

Baustil /. 

gegenständ-

liche 

Ausprägung 

Baulicher 

Zusammen- 

hang 

Charakteris-

tische 

Kombinations-

elemente 

Kulturelle 

Bedeutungs-

ebene 

Transportierte 

Nutzungsinfor-

mationen 

0 Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

1 Sicherung der 

Materialien 

Sicherung der 

Gestaltungs- 

merkmale 

Sicherung der 

gegenständl. 

Ausprägung 

Sicherung des 

Zusammen-

hanges 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Sicherung der 

Bedeutung 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

2 Restaurierung 

der Materialien 

Restaurierung 

der Gestaltungs- 

merkmale 

Sicherung der 

gegenständl. 

Ausprägung 

Sicherung des 

Zusammen-

hanges 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Sicherung der 

Bedeutung 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

3 Restaurierung 

der Materialien 

Restaurierung 

der Gestaltungs- 

merkmale 

Sicherung der 

gegenständl. 

Ausprägung 

Restaurierung 

des Zusam-

menhanges 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Sicherung der 

Bedeutung 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

4 Rekonstruktion 

in Teilen 

Rekonstruktion 

in Teilen 

Rekonstruktion 

in Teilen 

Rekonstruktion 

des Zusammen-

hanges 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation 

der Bedeutung  

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

5 Rekonstruktion 

komplett 

Rekonstruktion 

in Teilen 

Rekonstruktion 

in Teilen 

Rekonstruktion 

des Zusammen-

hanges 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation 

der Bedeutung 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

  

Baudenkmale und Ensembles sind durch den Verlust ihrer materiellen Substanz, der 

baulichen Zusammenhänge sowie der kulturellen Bedeutung gefährdet den 

universellen Wert zu verlieren. Auch für diese Welterbekategorie bietet sich die 

Sicherung und Dokumentation wesentlicher Bestandteile und Inhalte an. Darüber 

hinaus können bis zum Gefährdungsgrad 4 weite Teile der Denkmale und 

Ensembles restauriert werden. Doch bereits im Stadium 4 der Gefährdung ist ein 

Erhalt der originalen Substanz an vielen Stellen nicht mehr möglich und muss 

rekonstruiert werden. 
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8.2.3.4 Historische Städte 

Der Wert historischer Städte bestimmt sich durch die intakte, originale Bausubstanz 

(Materialität, Farbigkeit), die Vielfalt der Baustile und / oder den intakten 

Zusammenhang der historischen Flächenbebauung. 

 
Verfall/ 

Verlust 

 

Ausprä-

gung 

(Bau- und 

Ausführungs-) 

Material 

Äußere 

Gestaltungs- 

merkmale 

Baustil / 

gegenständ-

liche 

Ausprägung 

Baulicher 

Zusammen- 

hang 

Charakteris-

tische 

Kombinations-

elemente 

Kulturelle 

Bedeutungs-

ebene 

Transportierte 

Nutzungsinfor-

mationen 

0 Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

1 Sicherung der 

Materialien 

Sicherung der 

Gestaltungs- 

merkmale 

Dokumentation 

der Baustile 

Dokumentation 

des Zusammen-

hanges 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Sicherung der 

Bedeutung 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

2 Restaurierung 

der Materialien 

Restaurierung 

der Gestaltungs- 

merkmale 

Dokumentation 

der Baustile 

Sicherung des 

Zusammen-

hanges 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Sicherung der 

Bedeutung 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

3 Restaurierung 

der Materialien 

Restaurierung 

der Gestaltungs- 

merkmale 

Dokumentation 

der Baustile 

Sicherung des 

Zusammen-

hanges 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation 

der Bedeutung 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

4 Rekonstruktion 

in Teilen 

Rekonstruktion 

in Teilen 

Rekonstruktion 

in Teilen 

Rekonstruktion 

des Zusammen-

hanges 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation 

der Bedeutung  

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

5 Rekonstruktion 

komplett 

Rekonstruktion 

komplett 

Rekonstruktion 

komplett 

Rekonstruktion 

des Zusammen-

hanges 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation 

der Bedeutung 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

  

Historische Städte sind sowohl in ihrer baulichen Substanz als auch durch den 

Verlust des stilistischen und städtebaulichen Zusammenhanges maßgeblich 

gefährdet. Zudem richtet sich die Erhaltungsaufgabe auch auf ihre kulturelle 

Bedeutungsebene. Zum Erhalt bieten sich diverse Dokumentations- und 

Sicherungsverfahren an, aber auch die Restaurierung und die Teilrekonstruktion der 

baulichen Substanz werden angewendet. Insbesondere die kulturrelle 

Bedeutungseben kann nur bis zum Gefährdungsgrad 3 erhalten werden. 
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8.2.3.5 Denkmale religiösen Hintergrunds 

Der Wert von Denkmalen mit religiösem Hintergrund wird einerseits durch die 

originale Bausubstanz (Materialität, Farbigkeit, Baustilerhalt) und / oder durch die 

ungestörte Einbettung der Informationen des Denkmals in den kulturellen Kontext 

bestimmt. 

 

Denkmale mit religiösem Hintergrund beinhalten zwar auch bauliche Werte 

(Materialität, Farbigkeit), sind jedoch insbesondere in ihrer kulturellen 

Bedeutungsebene definiert. Diese kann durch eine Gefährdung maßgeblich 

beeinflusst und bis zu einem Gefährdungsgrad 4 noch durch 

Domumentationsmaßnahmen gesichert werden. Hingegen lassen sich die baulichen 

Strukturen bis zum Gefährdungsgrad 3 durch Sicherungsmaßnahmen und 

restauratorische Schritte erhalten. 

 

 

Verfall/ 

Verlust 

 

Auspräg-

ung 

(Bau- und 

Ausführungs-) 

Material 

Äußere 

Gestaltungs 

merkmale 

Baustil /  

gegenständ-

liche 

Ausprägung 

Baulicher 

Zusammen 

hang 

Charakteris-

tische 

Kombinations

elemente 

Kulturelle 

Bedeutungs-

ebene 

Transportierte 

Nutzungsinfor-

mationen 

0 Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

1 Sicherung der 

Materialien 

Sicherung der 

Gestaltungs- 

merkmale 

Dokumentation 

der Baustile 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation 

der Bedeutungs-

ebene 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

2 Restaurierung 

der Materialien 

Restaurierung 

der Gestaltungs- 

merkmale 

Dokumentation 

der Baustile 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation 

der Bedeutungs-

ebene 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

3 Restaurierung 

der Materialien 

Restaurierung 

der Gestaltungs- 

merkmale 

Dokumentation 

der Baustile 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation 

der Bedeutungs-

ebene 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

4 Rekonstruktion 

in Teilen 

Rekonstruktion 

in Teilen 

Rekonstruktion 

in Teilen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation/ 

Rekonstruktion 

der Bedeutungs-

ebene 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

5 Rekonstruktion 

komplett 

Rekonstruktion 

komplett 

Rekonstruktion 

komplett 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation 

/Rekonstruktion 

der Bedeutungs-

ebene 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 
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8.2.3.6 Industriestätten und technische Denkmale 

Industriestätten und technische Denkmale bestimmen ihren Wert aus der originalen 

Bausubstanz (Materialien), die in unveränderter Form und Ausgestaltung vorliegt, 

und dem Informationsgehalt des industriellen Nutzungskontextes. 

 

Die Industriestätten und technischen Denkmale drücken ihre Werte im Bereich der 

baulichen Umsetzung aus. Zudem transportieren sie einen dokumentierten 

Nutzungswert und die Spuren ihrer Verwendung. Diese drohen bei anhaltender 

Gefährdung verloren zu gehen. Des Weiteren ist die bauliche Substanz bis zum 

Gefährdungsgrad 5 durch Sicherungs- und Restaurierungsmaßnahmen zu erhalten. 

Hierüber hinaus werden Industriedenkmale jedoch ihre Informationen und somit 

den universellen Wert verlieren, der nur noch rekonstruiert werden kann. 

 

 

 

 

Verfall/ 

Verlust 

 

Ausprä-

gung 

(Bau- und 

Ausführungs-) 

Material 

Äußere 

Gestaltungs- 

merkmale 

Baustil /  

gegenständ-

liche 

Ausprägung 

Baulicher 

Zusammen- 

hang 

Charakteris-

tische 

Kombinations-

elemente 

Kulturelle 

Bedeutungs-

ebene 

Transportierte 

Nutzungsinfor-

mationen 

0 Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

1 Sicherung der 

Materialien 

Sicherung der 

Gestaltungs- 

merkmale 

Sicherung des 

Baustils 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation 

der Nutzungs-

information 

2 Sicherung der 

Materialien 

Sicherung der 

Gestaltungs- 

merkmale 

Sicherung des 

Baustils 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation 

der Nutzungs-

information 

3 Restaurierung 

der Materialien 

Restaurierung 

der Gestaltungs- 

merkmale 

Sicherung des 

Baustils 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation 

der Nutzungs-

information 

4 Restaurierung 

der Materialien 

Restaurierung 

der Gestaltungs- 

merkmale 

Dokumentation 

des Baustils 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation 

der Nutzungs-

information 

5 Rekonstruktion 

der Materialien 

Rekonstruktion 

der Gestaltungs- 

merkmale 

Dokumentation 

des Baustils 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation 

der Nutzungs-

information 
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8.2.3.7 Grabstätten, Mahnmale und Kriegsdenkmale 

Der Wert von Grabstätten, Mahnmalen und Kriegsdenkmalen wird sowohl von der 

historischen Bausubstanz bestimmt (Materialität, Farbigkeit) als auch durch den 

Bedeutungskontext und die Verbindung mit einem bestimmten Ereignis geprägt. 

 

Grabstätten, Mahnmale und Kriegsdenkmale sind ebenfalls in ihrer baulichen 

Substanz gefährdet und werden dabei in ihren Zusammenhängen und der kulturellen 

sowie Nutzungsebene bedroht. Auch für diese Welterbekategorie bieten sich diverse 

Sicherungs-, Dokumentations- und erhaltende sowie rekonstruierende Maßnahmen 

an. Ähnlich der anderen Welterbekategorien kann die bauliche Substanz nur bis zum 

Gefährdungsgrad 4 gesichert werden. 

 

 

 

 

Verfall/ 

Verlust 

 

Ausprä-

gung 

(Bau- und 

Ausführungs-) 

Material 

Äußere 

Gestaltungs- 

merkmale 

Baustil /  

gegenständ-

liche 

Ausprägung 

Zusammen- 

hang 

Charakteris-

tische 

Kombinations-

elemente 

Kulturelle 

Bedeutungs-

ebene 

Transportierte 

Nutzungsinfor-

mationen 

0 Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

1 Sicherung der 

Materialien 

Sicherung der 

Gestaltungs- 

merkmale 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Sicherung des 

Zusammen-

hanges 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation 

der Bedeutungs-

ebene 

Dokumentation 

der 

Nutzerinformation 

2 Restaurierung 

der Materialien 

Restaurierung 

der Gestaltungs- 

merkmale 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Restaurierung 

des Zusam-

menhanges 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation 

der Bedeutungs-

ebene 

Dokumentation 

der 

Nutzerinformation 

3 Restaurierung 

der Materialien 

Restaurierung 

der Gestaltungs- 

merkmale 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Restaurierung 

des Zusam-

menhanges 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation 

der Bedeutungs-

ebene 

Dokumentation 

der 

Nutzerinformation 

4 Rekonstruktion 

in Teilen 

Rekonstruktion 

in Teilen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Rekonstruktion 

des Zusammen-

hanges 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation/ 

Rekonstruktion 

der Bedeutungs-

ebene 

Dokumentation 

der 

Nutzerinformation 

5 Rekonstruktion 

komplett 

Rekonstruktion 

komplett 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Rekonstruktion 

des Zusammen-

hanges 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation 

/Rekonstruktion 

der Bedeutungs-

ebene 

Dokumentation 

der 

Nutzerinformation 
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8.2.3.8 Kulturlandschaften 

Der Wert von Kulturlandschaften kann durch die Kombination von durch den 

Menschen geprägten Strukturen, die mit denen der Natur zusammenspielen, 

bestimmt werden.  

 
Verfall/ 

Verlust 

 

Ausprä-

gung 

(Bau- und 

Ausführungs-) 

Material 

Äußere 

Gestaltungs- 

merkmale 

Baustil / 

gegenständ-

liche 

Ausprägung 

Baulicher 

Zusammen- 

hang 

Charakteris-

tische 

Kombinations-

elemente 

Kulturelle 

Bedeutungs-

ebene 

Transportierte 

Nutzungsinfor-

mationen 

0 Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

1 Sicherung der 

Materialien 

Sicherung der 

Gestaltungs- 

merkmale 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Dokumentation 

des Zusammen-

hanges 

Sicherung der 

Elemente 

Sicherung der 

Bedeutung 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

2 Restaurierung 

der Materialien 

Restaurierung 

der Gestaltungs- 

merkmale 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Sicherung des 

Zusammen-

hanges 

Sicherung und 

Rekonstruktion 

der Elemente 

Sicherung der 

Bedeutung 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

3 Restaurierung 

der Materialien 

Restaurierung 

der  

Gestaltungs- 

merkmale 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Sicherung des 

Zusammen-

hanges 

Sicherung und 

Rekonstruktion 

der Elemente 

Dokumentation 

der Bedeutung 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

4 Rekonstruktion 

in Teilen 

Rekonstruktion 

in Teilen 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Rekonstruktion 

des Zusammen-

hanges 

Sicherung und 

Rekonstruktion 

der Elemente 

Dokumentation 

der Bedeutung  

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

5 Rekonstruktion 

komplett 

Rekonstruktion 

komplett 

Keine 

korrektiven 

Maßnahmen 

Rekonstruktion 

des Zusammen-

hanges 

Rekonstruktion 

komplett 

Dokumentation 

der Bedeutung 

Keine korrektiven 

Maßnahmen 

 

Kulturlandschaften stellen komplexe Gefüge dar, die in ihrer baulichen Substanz, 

aber auch in ihren Zusammenhängen und Kombinationselementen, sowie den 

Bedeutungsebenen stark gefährdet sind. Auch sie können durch Sicherungs-, 

Dokumentations-, und Restaurierungsmaßnahmen erhalten werden. Da 

Kulturlandschaften durch die Kombination von Kultur- und Naturwerten 

charakterisiert werden und sich diese nur bis zu einem Gefährdungsgrad 2 erhalten, 

ist diese Welterbekategorie insbesondere durch Eingriffe und Veränderungen an 

einem der Elemente bereits gefährdet, universelle Werte zu verlieren. 

 

Die in Kapitel 8 erarbeiteten Maßnahmen zur Behebung von Gefährdungen 

bedrohter Welterbestätten reagieren auf das in Kapitel 6.3 formulierte 

Entwicklungserfordernis zur Wiederherstellung des objektgerechten 

Erhaltungszustandes an bedrohten Welterbestätten. Es konnten weitaus spezifischere 
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und präzisere Ausformulierungen zur Behebung und / oder Minderung von 

Gefährdungen am Welterbe erarbeitet werden, als sie der UNESCO und ihren den 

Gremien derzeit vorliegen. Im Ergebnis liegen differenzierte Handlungsoptionen zur 

zielgerichteten Umsetzung der Welterbekonvention und ihrer Instrumente vor, die 

die in den Richtlinien zur Durchführung nur sehr vage ausgeführten Anweisungen 

zur Behebung von Gefahren durch konkret zu ergreifende Maßnahmen maßgeblich 

ergänzen. Zudem wurde in Kapitel 8.2.2 ein 10-Punkte Plan entwickelt, der 

grundlegende Schritte ausweist, die zu Beginn einer Gefahrenlistung an jeder 

Welterbekategorie und in einem vorgegeben Zeitrahmen vorgenommen werden 

sollten. 
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9 Diskussion 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Welterbekonvention wurde im Jahr 1972 von der UNESCO konzipiert und stellt 

eines der erfolgreichsten Instrumente des internationalen Kulturgüterschutzes dar. 

Dieser Erfolg schlägt sich auch in der Vielzahl der Mitgliedstaaten nieder. Er findet 

jedoch insbesondere Ausdruck in dem zur Konvention geführten Verzeichnis - der 

Welterbeliste - welche die herausragenden Kultur- und Naturerbestätten dieser Welt 

führt.  

 

Als einziges internationales Rechtsinstrument stellt die Welterbekonvention das 

Kultur- und Naturgut unter den gemeinsamen Schutz und schreibt diesen das 

Prinzip des universellen Erbes der Welt zu. Der sogenannte Welterbegedanke 

impliziert, dass die herausragendsten Kultur- und Naturgüter der internationalen 

Völkergemeinschaft als Gesamtgut zustehen. Die Gemeinschaft hat wiederum als 

Gesamtheit für den Schutz und Erhalt dieser als universell bezeichneten 

Welterbestätten, Sorge zu tragen. Dies gelingt in den meisten Situationen sehr gut 

und die Mehrzahl der eingetragenen Kultur-, Natur- und gemischten Güter befindet 

sich im Jahr 2010 in einem guten Erhaltungszustand. Jedoch liegen der UNESCO 

und ihren Gremien auch immer wieder Warnhinweise zu bestehenden Bedrohungen 

verschiedener Welterbestätten vor. Hierbei ist das Kulturerbe ebenso betroffen wie 

die Naturstätten. Wobei diese häufiger als die Kulturgüter durch Naturkatastrophen, 

kriegerische Auseinandersetzungen oder durch starken wirtschaftlichen 

Entwicklungsdruck in ihrem Erhaltungszustand gefährdet sind. Letzterer stellt auch 

die maßgebliche Bedrohung für die meisten Kulturgüter dar. Diesen, häufig in 

Ballungszentren und urbanen Räumen gelegen, droht zunehmend durch 

städtebaulich und infrastrukturell verursachte Prozesse ein Verlust ihrer 

Originalsubstanz und somit ihrer universellen Werte. Für Situationen wie diese, sieht 
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die Welterbekonvention unter Artikel 11.4 das Instrument Liste-des-Welterbes-in-

Gefahr vor. Dieses stellt ein Nebenverzeichnis zur Welterbeliste dar und dient der 

UNESCO, ihren Gremien und letztlich dem betroffenen Mitgliedstaat als eine Art 

Warnsignal, das den bedrohten Zustand der betroffenen Stätte anzeigen soll. Hierbei 

wird die ansässige Öffentlichkeit über die Gefährdungslage sensibilisiert sowie die 

internationale Gemeinschaft über den Zustand eines „ihrer“ Güter informiert. 

Zudem sollen auf diesem Wege Mittel zur finanziellen oder technisch-

wissenschaftlichen Hilfe generiert werden. 

 

Die Wirkung dieses als „Gefahrenliste“ bezeichneten Instrumentes der UNESCO 

Welterbekonvention stellte den Gegenstand der Untersuchungen in der vorliegenden 

Arbeit dar. Die Autorin hatte in ihrer Problembeschreibung dargestellt, warum die 

Liste-des-Welterbes-in-Gefahr oftmals nicht, wie von den Verfassern der Welterbe-

konvention intendiert, die Gefährdungen für das Erbe der Welt zu regulieren und 

abzustellen vermag. In der Zielstellung der vorliegenden Arbeit setzt sich die Autorin 

daher zur Aufgabe, die von ihr als breiten Interpretationsspielraum identifizierten, 

wenig konkreten Formulierungen zum Einsatz und zur Wirkung der Gefahrenliste 

im Rahmen der Arbeit eingehend zu untersuchen und Lösungswege zur Behebung 

der beschriebenen Problemstellung zu erarbeiten. 

Daher nimmt die Autorin in den ersten Kapiteln der Arbeit eine umfangreiche 

Darstellung und Untersuchung der Ziele, Inhalte, Ausrichtungen und Funktions-

weisen der Welterbekonvention und ihrer umsetzenden Instrumente vor. Hierbei 

kann sie, insbesondere über die Einordung und Vernetzung in das internationale 

Völkerrecht und die weiteren Schutzregularien aus dem Kulturguterhalt mehrmals 

die Grenzen der Schutzfunktionen sowohl der Welterbekonvention als auch ihrer 

Instrumente aufzeigen. Des Weiteren kann die Autorin die bereits in der Einleitung 

benannten inkonkreten Formulierungen der Konvention und der ihr zu Grunde 

liegenden Richtlinien zur Durchführung als problematisch herausarbeiten. In einem 

Zwischenfazit konstatiert sie daher, dass die Konventionsinhalte stärker als zuvor, 

mit den ausführenden Instrumenten verbunden werden müssen. Denn nur letztere 

dürfen, im Gegensatz zur Welterbekonvention selbst, weiterhin verändert werden. So 

formuliert die Autorin im sich anschließenden Entwicklungsteil der Arbeit die 

Notwendigkeit zur Weiterentwicklung und Ausgestaltung derjenigen Paragraphen der 

Richtlinien zur Durchführung, die die Verfahrensweise der Gefahrenlistung 

ausweisen. Hierbei setzt sie zwei besondere Schwerpunkte: zum einen wird die 

Entwicklung eines vereinheitlichten Systems zur „Beurteilung des 

Gefährdungsgrades bedrohter Welterbestätten“ im Zuge der Gefahrenlistung 
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gefordert, zum anderen formuliert sie die Notwendigkeit zur „Entwicklung von 

standardisierten Maßnahmenkatalogen zur Wiederherstellung des objektgerechten 

Erhaltungszustandes“. 

 

Diesen Entwicklungserfordernissen wurde in den darauffolgenden Kapiteln 

nachgegangen und entsprechende Ansätze zur Ausgestaltung der geforderten 

Erweiterungen erarbeitet. Die Instrumente, das „Bewertungssystem zur Beurteilung 

von Gefährdungsgraden an unterschiedlichen Welterbestätten“ und die 

„Spezifischen Maßnahmenkataloge zur Behebung von Gefährdungspotentialen“ 

können beide im Zuge der Gefahrenlistung, die häufig ein großes Potential an 

Diskussionspunkten und Streitigkeiten aufweist, zum Einsatz gelangen. Als Ergebnis 

des Entwicklungsteils der Arbeit liegen Ansätze eines Systems konkreter 

Bewertungsschemata und Maßnahmenkataloge vor, welche die vorhandenen 

Instrumente zum Schutz und Erhalt der Welterbestätten um wesentliche 

Komponenten ergänzen könnten.  

 

Im Folgenden werden verschiedene Beispiele aus der Welterbeliste dargestellt und 

anhand dieser die entwickelten Bewertungsschemata und Maßnahmenkataloge der 

vorliegenden Arbeit demonstriert. Da es sich bei den Beispielen um teils sehr 

kontrovers diskutierte Fälle zur tatsächlichen oder drohenden Eintragung in die 

Liste-des-Welterbes-in-Gefahr handelt, eignen sie sich ideal zur Darstellung der 

Funktionalität der beiden Instrumente. 

 

Um den Einsatz der Bewertungsschemata aus Kapitel 7 darzustellen, sollen die 

Beispiele des Kölner Doms, der Hansestadt Lübeck und der Kreissteinanlage 

Stonehedge herangezogen werden. 

 

Der Kölner Dom war im Jahr 2004 aufgrund einer geplanten Hochhausbebauung auf 

südlicher Rheinseite in seiner Integrität gefährdet und drohte den herausragenden 

universellen Wert durch die Beeinträchtigung der durch die Neubebauung 

veränderten Sichtachsen zu verlieren. Die UNESCO nahm den Kölner Dom auf 

ihrer 28. Sitzung in Suzhou in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr auf.
464
 Schon zu 

Beginn der Verhandlungen stellte die Stadt Köln heraus, dass sie einer 

Gefahrenlistung durchaus kritisch gegenüberstand und war zudem nicht zu einem 

Kompromiss mit der UNESCO und zu einer Änderung ihrer Bauplanungen bereit. 

Letztlich konnte diese Situation durch langwierige, diffizile Verhandlungen entschärft 

                                                 
464 http://whc.unesco.org/archive/2004/whc04-28com-26e.pdf (abgefragt am 20. August 2010) 
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werden. Die Integrität und der universelle Wert des Kölner Domes blieben durch die 

Änderung der Baupläne (geringere Geschosshöhen der Hochhäuser) erhalten, so 

dass ihn die UNESCO im Jahr 2006 wieder von der Gefahrenliste nahm.
465
 

 

Wie hätten die Verhandlungen mit Hilfe des in dieser Arbeit entwickelten 

Instrumentariums geführt werden können?  

Zunächst müsste entschieden werden, welcher Welterbekategorie der Kölner Dom 

zuzuordnen ist. Da es sich um eine christliche Kirche handelt, würde man ihn den 

Denkmalen mit religiösem Hintergrund zuteilen. Der Wert dieser Denkmale besteht 

in der historischen Bausubstanz, in der ungestörten Einbettung des städtebaulichen 

Kontextes sowie in der durch sie transportierten Bedeutungsebene. Im vorliegenden 

Fall des Kölner Domes war sowohl die Einbettung in den intakten städtebaulichen 

Kontext gefährdet. Zudem drohte die für die Stadt Köln und ihre Umgebung 

maßgebliche Bedeutung des Kölner Domes als weithin sichtbare Landmarke verloren 

zu gehen. Beurteilt man die Gefährdung des Kölner Domes nach dem in Kapitel 7 

dieser Arbeit entwickelten Bewertungsschemata und ermittelt den zu erwartenden 

Gefährdungsgrad, würde durch die geplante Hochhausbebauung mindestens eine 

wesentliche oder sogar eine beträchtliche Störung des Informationsgehaltes des 

Denkmals mit religiösem Hintergrund eintreten (Veränderung bzw. Umwandlung der 

Bedeutungsebene). Eine wesentliche oder beträchtliche Störung entspricht laut 

Skaleneinteilung einem Gefährdungsgrad der Ausprägung 2 bzw. 3. Der für den 

Gefährdungsgrad der Denkmale mit religiösem Hintergrund festgelegte 

Eintrittspunkt in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr wird für diese Welterbekategorie 

bei der Ausprägung 2 gesetzt. Für das Beispiel des Kölner Doms könnte die 

UNESCO nach Anwendung der in dieser Arbeit entwickelten Bewertungsraster über 

klare Argumentationsgrundlagen zur Eintragung der bedrohten Welterbestätte in die 

Gefahrenlistung verfügen. 

 

Als weiteres Beispiel zum Einsatz der Bewertungsraster, dient die im Jahr 1987 in die 

Welterbeliste eingetragene Hansestadt Lübeck. Bereits im Zuge der Evaluierung des 

Aufnahmeantrages, wurden durch die prüfenden ICOMOS Experten diverse Zweifel 

insbesondere zur Authentizität der Hansestadt Lübeck ausgedrückt
466
. Die Altstadt 

Lübecks hatte durch starke Bombardierungen im Zweiten Weltkrieg einen hohen 

Verlust der innerstädtischen Bausubstanz erlitten. Die in den Nachkriegsjahren 

durchgeführten Rekonstruktionsmaßnahmen an den herausragenden 

                                                 
465 http://whc.unesco.org/en/decisions/1033 (abgefragt am 20. August 2010) 
466 http://whc.unesco.org/archive/advisory_body_evaluation/272bis.pdf  (abgefragt am 30. August 2012) 
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Einzelmonumenten, wie der Marienkirche und der Petrikirche, sowie die im Bereich 

des „Gründungsviertels“ durchgeführten Maßnahmen zum Wiederaufbau führten zu 

einer starken Überformung des mittelalterlich geprägten Quartiers und entsprachen 

kaum den denkmalpflegerischen Maßstäben. Weitere Teile des zuvor geschlossen 

vorliegenden mittelalterlichen Stadtkerns fielen den städteplanerischen Optimierung 

der 1970er Jahre zum Opfer, so dass zum Zeitpunkt der Bewerbung für die 

UNESCO Welterbeliste die zentralen Kriterien der historischen Echtheit und der 

Unversehrheit nicht gegeben waren. Trotz dieser Defizite stimmten die ICOMOS 

Experten im Jahr 1987 einer Aufnahme der Hansestadt Lübeck in die Welterbeliste 

zu. Bereits in den frühen 1990er Jahren stellte die UNESCO im Rahmen ihrer 

periodischen Überprüfungen von Welterbestätten fest, dass durch Modernisierungs- 

und städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen abermals diverse historische Gebäude 

im gekennzeichneten Welterbereich der Hansestadt Lübeck abgerissen worden 

sind.
467
 Als zu Beginn des neuen Jahrtausends die Pläne zum Bau eines 

Einkaufszentrums und Bürohauses im Welterbebereich bekannt wurden, geriet die 

Hansestadt Lübeck – unglaubwürdig geworden, da die Bebauungspläne nicht an das 

Welterbekomitee signilisiert wurden - unter besondere Beobachtung der UNESCO 

und wurde die Eintragung in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr erwogen.
468
 Letztlich 

konnte der Konflikt ohne eine Gefahrenlistung beigelegt werden, da die Baupläne 

nach vielen Diskussionen zugunsten der Welterbestätte abgeändert wurden.  

 

Da Baumaßnahmen wie die beschriebenen im städtebaulichen Kontext wiederholt 

diskutiert werden, können die Bewertungsraster auch in diesem Beispiel konkrete 

Argumente als Verhandlungsgrundlage für die involvierten Parteien liefern. Die 

Hansestadt Lübeck stellt nach den in dieser Arbeit entwickelten Bewertungsrastern 

eine historische Stadt dar, deren Werte durch die intakte, originale Bausubstanz sowie 

die Vielfalt oder den intakten Zusammenhang der historischen Flächenbebauung 

bestimmt werden. Durch den Abriss historischer Gebäude im Welterbebereich - als 

Einzelmaßnahme oder ganzer Quartiere (Beispiel Einkaufszentrum) - ist die intakte, 

historische Bausubstanz ebenso verloren wie ein Teil der Vielfalt. Den 

Bewertungsrastern dieser Arbeit folgend, liegt im Falle der Hansestadt Lübeck ein 

schwerwiegender Verlust der Bausubstanz, der Baustile und des städtebaulichen 

Zusammenhanges vor. Dieser Verlust entspricht bereits der Skaleneinteilung 4. Folgt 

man weiterhin der Definition des präzisen Eintrittzeitpunktes dieser Arbeit, sollten 

historische Städte bereits ab der Skaleneinteilung 3 in die Liste-des-Welterbes-in-

                                                 
467 http://whc.unesco.org/archive/1993/whc-93-conf002-5e.pdf (abgefragt am 30. August 2012) 
468 http://whc.unesco.org/archive/2002/whc-02-conf202-17reve.pdf (abgefragt am 30. August 2012) 
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Gefahr eingetragen werden. Für das Beispiel der Hansestadt Lübeck resultierten aus 

der Anwendung der entwickelten Bewertungsraster zudem weitere Empfehlungen, 

denn die Definitionen zum präzisen Eintrittzeitpunkt sehen an historischen Städten 

ab einer Skaleneinteilung 4 bereits die Aberkennung des Welterbetitels vor. Somit 

könnte die UNESCO sowohl klare Argumente zur Eintragung des bedrohten 

Welterbebereiches der Hansestadt Lübeck in die Gefahrenliste hervorbringen, als 

auch das Ausmaß der Zerstörungen in der Altstadt dahingehend bewerten, dass der 

universelle Wert der Welterbestätte mit Entfernung historischer Bausubstanz, 

Baustile und des städtebaulichen Zusammenhanges, unwiederbringlich verloren wäre 

und der Welterbetitel aberkannt werden sollte. 

 

Als drittes Beispiel zur Demonstration der Bewertungsraster dient eine 

archäologische Stätte, hier die aus Megalithsteinen errichtete Kreisanlage Stonehedge. 

Diese wurde bereits im Jahr 1986 in die Welterbeliste aufgenommen. Seither stand 

die UNESCO in Konflikt mit dem Mitgliedstaat Großbritannien, denn die Integrität 

und der Erhaltungszustand des archäologischen Denkmals werden von einer stark 

befahrenen Hauptverkehrsstraße (A303), die den Denkmalbereich durchschneidet, 

stark beeinträchtigt. Sowohl in den Antragsunterlagen als auch in den Gutachten der 

beratenden Gremien zur Aufnahme der Stätte, wird auf diese Problematik und die zu 

entwickelnden Lösungsansätze hingewiesen,
469
 jedoch lieferten die zuständigen 

britischen Behörden über lange Zeiträume keine Lösungen zur Umstrukturierung der 

Staßenführung. Selbst nach mehrfacher Aufforderung durch das UNESCO 

Welterbekomitee, u.a. verbunden mit der Androhung, die archäologische Stätte bei 

Fortbestehen der Gefährdung in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr einzuschreiben, 

dauerte der Missstand an. Erst jüngst wurden Planungen eingereicht, die die 

Schließung der Straße sowie den Aufbau eines Besucherzentrums vorsehen.
470
 

 

Auch an diesem Beispiel können mittels der vorliegenden Bewertungsraster klare 

Argumente zur Gefährdung der Welterbestätte abgeleitet werden und als Grundlage 

zur Verhandlung mit dem Vertragspartner dienen. Die Kreissteinanlage Stonehedge 

stellt eine archäologische Stätte dar, deren Werte sich durch den intakten oder (in-

situ) Informationsgehalt, d.h. den geschlossenen Zusammenhang aus Befund und 

Fundmaterial, definieren. Das Fortbestehen einer stark befahrenen 

Hauptverkehrstrasse, die die archäologische Stätte zudem in Teilen durchschneidet 

stellt eine wesentliche bzw. beträchtliche Störung des (in-situ) Zusammenhanges der 

                                                 
469 http://whc.unesco.org/archive/advisory_body_evaluation/373bis.pdf (abgefragt am 2. September 2012) 
470 http://whc.unesco.org/en/decisions/4524 (abgefragt am 2. September 2012) 
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Stätte dar. Zudem werden die durch den andauernden Verkehr verursachten 

Erschütterungen sowie die hierdurch abgegebenen Emissionen, den 

Erhaltungszustand des Bodendenkmals zusätzlich wesentlich oder beträchtlich 

beeinflussen. Insgesamt liegt mit diesem Gefährdungspotential eine Skaleneinteilung 

2 bis 3 vor. Den Definitionen zum Eintrittzeitpunkt aus dieser Arbeit folgend, sollte 

eine Eintragung in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr an archäologischen Stätten ab 

der Skaleneinteilung 2 vorgenommen werden. Somit liegen auch für die 

Kreissteinanlage Stonehedge klare Argumente für eine Gefahrenlistung vor, die die 

über zwanzigjährigen Verhandlungen zum Gefahrenpotential der A303 unter 

Umständen maßgeblich vorangebracht hätten. 

 

Um die Funktionalität auch der Maßnahmenkataloge des Kapitels 8 zu 

demonstrieren, sollen die Verhandlungen um das Dresdner Elbtal und zu den 

mittelalterlichen Denkmälern im Kosovo herangezogen werden.  

 

Das Dresdner Elbtal wurde im Jahr 2004 in die Welterbeliste aufgenommen und 

bereits im Jahr 2006 auf die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr eingetragen, da der 

universelle Wert der Welterbestätte durch den Bau einer mehrspurigen 

Verkehrsbrücke, die die einzigartige und unberührte Kulturlandschaft des Elbtals 

stark in seinem Fortbestand bedrohte, gefährdet war.
471
 Der Eintrag in die 

Gefahrenliste, sollte die Verantwortlichen der Stadt Dresden dazu bewegen, ihre 

Planungen zu überarbeiten und die Aufmerksamkeit der breiten Öffentlichkeit auf 

die Situation lenken. Trotz umfangreicher diplomatischer Bemühungen konnten erste 

Baumaßnahmen im Elbtal zur Vorbereitung des Brückenbaus nicht verhindert 

werden. Die UNESCO Gremien waren alarmiert und drohten mit der Aberkennung 

des Welterbetitels im Jahr 2007.
472
 Zunächst verblieb das Elbtal jedoch über drei 

Jahre auf der Gefahrenliste, ohne dass korrektive Maßnahmen seitens des 

Vertragsstaates ergriffen wurden oder der Titel, wie angekündigt, ein Jahr nach 

Eintragung in die Liste-des-Welterbes-in-Gefahr entzogen wurde. Erst im Jahr 2009, 

entschied das UNESCO Welterbekomitee die Konsequenzen aus der Situation zu 

ziehen und den Titel tatsächlich abzuerkennen.
473
 

 

Wie hätten die Verhandlungen noch geführt werden können? Wurde die UNESCO 

und somit das Ansehen der Welterbekonvention durch das lange Zögern und die 

wenig eindeutige Verfahrensweise nachhaltig beschädigt? Im Sinne des Bewertungs-

                                                 
471 http://whc.unesco.org/archive/2006/whc06-30com-19e.pdf (abgefragt am 20. August 2010) 
472 http://whc.unesco.org/archive/2006/whc06-30com-19e.pdf (abgefragt am 20. August 2010) 
473 http://whc.unesco.org/archive/2009/whc09-33com-7Ae.pdf (abgefragt am 20. August 2010) 



 – 180 – 

systems zur Beurteilung von Gefährdungsgraden fällt des Dresdner Elbtal in die 

Kategorie der Kulturlandschaften. Diese werden durch die Kombination der beiden 

Komponenten, dem Kultur- und dem Naturteil maßgeblich in ihrem Wert bestimmt. 

Der Bau einer Brücke durch das intakte Elbtal stellt eine Gefährdung mit der 

Ausprägung 2 bis 3 des Naturteils der Kulturlandschaft – eines der Kombinations-

elemente – dar. Folgt man den im Maßnahmenkatalog entwickelten Handlungs-

schritten sind sichernde und rekonstruierende Maßnahmen zur Minderung der 

Bedrohung einzuleiten. Zuvörderst sind zudem die grundlegenden Maßnahmen des 

10-Punkte Planes zu erfüllen. Die Verantwortlichen von Dresden haben weder die 

grundlegenden noch die spezifischen Maßnahmen zur Rettung der universellen 

Werte der UNESCO Welterbestätte Dresdner Elbtal durchgeführt. Obwohl kein 

spezifisches Zeitfenster vorgegeben war, hat das UNESCO Welterbekomitee 

letztlich richtig und im Sinne der Konventionsinhalte gehandelt – es musste den 

Welterbetitel aberkennen. Jedoch wäre diese Entscheidung mit Hilfe des 

Maßnahmenkataloges sehr viel früher gefallen, so dass die Glaubwürdigkeit der 

UNESCO und ihrer Welterbekonvention weniger in Mitleidenschaft geraten wäre. 

 

Als zweites Beispiel zur Diskussion der Maßnahmenkataloge, werden die 

mittelalterlichen Denkmäler im Kosovo gewählt. Diese wurden in den Jahren 2004 

bzw. 2006 (Erweiterung) in die Welterbeliste aufgenommen. Bereits im Jahr ihrer 

Erweiterung wurden sie gleichzeitig in die Gefahrenliste eingeschrieben. Als 

Begründung gab das Welterbekomitee u.a. die fehlenden juristischen 

Schutzverankerungen, die fehlenden Pufferzonen und Managementpläne und vor 

allem die ausbleibenden konservatorischen Maßnahmen an den Wandmalereien an.
474
 

Begleitend zur Gefahrenlistung forderte das Komitee zwar zu ergreifende 

Schutzmaßnahmen ein, die sich vor allem auf die konservatorischen Defizite 

richteten.
475
 Unglücklicherweise verknüpfte das Komitee seine Forderungen jedoch 

nicht an einen Zeitplan, so dass die mittelalterlichen Denkmäler auch gegenwärtig 

noch Teil der Liste-des-Welterbes-in-Gefahr sind.  

 

Wie kann die UNESCO in derartigen Situationen agieren? Wie können die bereits 

gestellten Forderungen mit Nachdruck zum Ausdruck gebracht und somit die 

Umsetzung von Schutzmaßnahmen gefördert werden? Da die Sensibilisierung für die 

Gefährdungslage von Welterbestätten eines der Hauptziele der Gefahrenlistung 

darstellt, sollten die gelisteten Stätten lediglich für kurze Zeiträume in diesem 

                                                 
474 http://whc.unesco.org/en/decisions/1029 (abgefragt am 4. September 2012) 
475 http://whc.unesco.org/archive/2006/whc06-30com-08Be.pdf (abgefragt am 4. September 2012) 
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Sonderverzeichnis verweilen.  Anderfalls steht sowohl die Glaubwürdigkeit der Liste-

des-Welterbes-in-Gefahr in Frage, als auch die der gesamten Welterbeliste. Als 

Lösungsansatz zur Verkürzung der Verweildauer des vorliegenden Beispiels bieten 

sich folgende Argumentationen: nach den in dieser Arbeit entwickelten 

Bewertungsrastern sind die mittelalterlichen Denkmäler im Kosovo der Kategorie 

der Baudenkmale und Ensembles zuzuordnen, deren Werte durch die im Original 

bestehende Bausubstanz bzw. durch den intakten Zusammenhang der Baugruppen 

bildenden Gebäude, die ebenfalls als Originalsubstanz vorliegen, definiert werden. 

Das Gefährdungspotential der mittelalterlichen Denkmäler im Kosovo muss als 

beträchtlicher bzw. schwerwiegender Verlust eingestuft werden – sowohl an der 

Bausubstanz (fehlende konservatorischer Maßnahmen an den Wandmalereien) als 

auch am Ensemblecharakter (fehlende Pufferzonen und Managementpläne) - und 

entspricht einer Skaleneinteilung von 3 bis 4. Folgt man den Empfehlungen der 

Maßnahmenkataloge des Kapitels 8, lassen sich restauratorische und teils 

rekonstruierende Maßnahmen u.a. an den Baumaterialien, den äußeren 

Gestaltungsmerkmalen und den baulichen Zusammenhängen ableiten. Ergänzend 

sollte insbesondere der kulturgeschichtliche Zusammenhang verstärkt gesichert und 

dokumentiert werden, so dass bei einer andauernden Gefährdung der Welterbestätte, 

zumindest kein weiterer Verlust der kulturgeschichtlichen Informationen erfolgt. 

 

Die diskutierten Beispiele konnten die Funktionalität der in der vorliegenden Arbeit 

entwickelten Instrumente aufzeigen. Somit ist den beiden in der Zielstellung 

formulierten Aufgaben der „Präzisierung der in den Richtlinien zur Durchführung 

der Welterbekonvention verankerten Kriterien über die Gefährdung von 

Welterbestätten“ und der „Entwicklung von auf die einzelnen Kategorien der 

Welterbestätten abgestimmten Maßnahmenkatalogen“ erfolgreich nachgegangen 

worden und konnte zudem die Funktionalität der entwickelten Lösungsansätze 

demonstriert werden. 

 

Dennoch soll nicht unerwähnt bleiben, dass die von der Autorin geforderten und 

erfüllten Entwicklungserfordernisse – trotz der in den Kapiteln 4 bis 6 dargestellten 

Übereinstimmungen mit weiteren Expertenuntersuchungen – der breiteren 

wissenschaftlichen Untersuchung und Ausarbeitung bedürfen.  

 

Die UNESCO Welterbekonvention wird im Jahr 2012 ihr 40-jähriges Bestehen 

verzeichnen und feiern können. Wie bereits zu den zurückliegenden Jubiläen wird die 

Fachliteratur eine hohe Publikationsdichte zum Einsatz des erfolgreichsten 
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Instrumentes der UNESCO aufweisen und voraussichtlich wird abermals die 

Neuaufstellung der Welterbekonvention für die umfassenden Aufgaben der nächsten 

Dekade gefordert. Es bleibt demnach zu hoffen, dass die von vielen Seiten 

formulierten Entwicklungserfordernisse, die u. a. auch Gegenstand dieser Arbeit 

darstellten, nun im 40. Jahr des Bestehens der UNESCO Welterbekonvention 

angegangen und umgesetzt werden. 
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